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Tarifverhandlungen sind im Grunde eine einfache Sache. Gewerkschaften und Ar-
beitgeber setzen sich an einen Tisch und einigen sich nach etlichen Verhandlungs-
runden auf ein Ergebnis, das für beide Seiten akzeptabel scheint. Eine der Grundvo-
raussetzungen lautet allerdings: Man braucht ein Angebot des Arbeitgebers, über 
das man reden kann.

Bei der diesjährigen Verhandlungsrunde für die Tarifbeschäftigten der Länder ist 
aber offenbar dieser Grundsatz auf der Seite der Arbeitgeber in Vergessenheit ge-
raten. Sowohl beim Verhandlungsauftakt am 26. Oktober als auch in der zweiten 
Verhandlungsrunde am 2. und 3. November lag nichts von der Tarifgemeinschaft 
der Länder vor (mehr dazu auf Seite 8 dieser Zeitschrift sowie im Internet unter  
www.gew-nds.de).

Dabei sind unsere Forderungen mehr als gerechtfertigt. Die enorm hohe Inflation 
in den vergangenen Jahren erfordert einen deutlichen Gehaltszuwachs. Und für die 
an den Universitäten beschäftigten Studierenden fordern wir einen Tarifvertrag, 
der sie aus den prekären Bedingungen herausholt. Zu all diesen Forderungen gibt 
es von der Verhandlungsführerschaft der Arbeitgeber bis heute kein Wort. Das ist 
schlicht ein Skandal. Für uns kann es daher nur eine Antwort geben: Vor der drit-
ten Verhandlungsrunde werden wir mobilisieren und unsere Forderungen laut und 
deutlich in die Öffentlichkeit tragen. Wenn kein Angebot vorliegt, dann muss man 
es erzwingen. 

In dieser Auseinandersetzung sind wir alle gefragt, ob verbeamtet oder tarifbe-
schäftigt. Denn es ist keineswegs ausgemacht, dass ein wie auch immer aussehen-
der Abschluss auf die Beamt*innen im Land übertragen wird. Daher: Wir brauchen 
alle bei unseren Aktionen! Achte daher bitte auf unsere Mitglieder-Mails, beteilige 
dich an unseren Aktionen. Gemeinsam treiben wir die Arbeitgeber zu einem ver-
nünftigen Angebot. Packen wir es an!

Angesichts derartig wichtiger Aufgaben könnten die 75-Jahr-Feier und die Landes-
delegiertenkonferenz der GEW Niedersachsen aus dem Oktober fast schon in Ver-
gessenheit geraten. Aber eben nur fast, denn auf den folgenden Seiten wollen wir 
kurz zurückblicken – und sagen vor allem vielen Dank für das Vertrauen!

Mit solidarischen Grüßen

Stefan Störmer
Sabine Kiel
Holger Westphal
Vorsitzende der GEW Niedersachsen

Wir alle sind gefordert!

  Editorial  03  Editorial  03



Rund 230 Delegierte legen       
GEW-Kurs für zwei Jahre fest

Störmer GEW-Landesvorsitzender / Kiel und Westphal erneut stellvertretende Vorsitzende

04  November/Dezember 2023

Stefan Störmer bleibt Vorsitzender 
der GEW in Niedersachsen. Bei der 
Landesdelegiertenkonferenz (LDK) 
am 9. und 10. Oktober in Langen-
hagen erhielt er 89,6 Prozent der 
Stimmen. Der 55-jährige Lehrer 
aus Oldenburg amtiert seit Mai 
2022. Sabine Kiel (83,2 Prozent) aus 
Laatzen und Holger Westphal (85,6 
Prozent) aus Osnabrück wurden 
erneut zu seinen Stellvertretungen 
bestimmt. Als Schatzmeister wurde 
Jürgen Hein (Hannover / 98,5 Pro-
zent) bestätigt.
Erste Gratulantin – auch mit Blick auf 
die sehr klaren Wahlergebnisse – war 
die GEW-Bundesvorsitzende Maike 
Finnern. In ihrer Rede vor den Dele-

gierten forderte sie die verantwortli-
che Bildungspolitik bundesweit auf, 
umgehend dem eklatanten Lehr- und 
Fachkräftemangel in der Bildung ent-
gegenzuwirken. Besonders besorg-
niserregend sei zudem die anhalten-
de soziale Ungleichheit in Land und 
Bund. Das Grußwort für den gastge-
benden Kreisverband Region Hanno-
ver hielt die Kreisvorsitzende Katja 
Wehrend. Durch die Sitzungen führte 
das LDK-Präsidium mit Thomas Dorn-
hoff, Christine Kullik, Cordula Mielke 
und Johann Strudthoff.
In den Debatten und zahlreichen An-
trägen der LDK ging es an zwei Tagen 
um die Schwerpunkte der nieder-
sächsischen GEW-Arbeit in den Jah-

ren bis 2025. Mehr dazu wird sich 
in den kommenden Ausgaben der 
E&W Niedersachsen finden (sowie 
Fotogalerien und Videomitschnitte 
auf der Website www.gew-nds.de 
und in den sozialen Medien des Lan-
desverbandes), auch weil aus zeit-
lichen Gründen nicht alle Anträge 
beraten werden konnten – dies soll 
nun im Landesvorstand weiterge-
führt werden.
Nach den Wahlen der Vorsitzenden 
und des Schatzmeisters bestimmten 
die rund 230 Delegierten aus ganz 
Niedersachsen überdies die Lei-
tungsteams der sieben Referate des 
Geschäftsführenden Vorstandes (s. 
Tabelle S. 6). 
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Tarifaktion und Festakt
Im Laufe des ersten Beratungstages 
zeigten sich die Aktiven aus dem Be-
reich der Tarifarbeit der GEW Nieder-
sachsen mit einem viel beklatschten 
Einzug in den LDK-Saal, um auf die 
startende Runde für einen neuen Ta-
rifvertrag der Länder (TV-L) aufmerk-
sam zu machen. Die Gruppe um Red-
nerin Heike Baldauf machte dabei 
deutlich, wie wichtig die aktuellen 
Forderungen (s. dazu das Editorial 
und den Beitrag auf Seite 8) gerade 
für die oft schlecht entlohnten Tarif-
beschäftigten sind. Darüber hinaus 
erging zudem die Botschaft, dass der 
Beamt*innenbereich sich solidarisch 
zeigen muss, um nicht nur ein ak-
zeptables Verhandlungsergebnis zu 
erzielen, sondern daran anknüpfend 
auch tatkräftig für eine Übertragung 
auf die Beamtinnen und Beamten 
des Landes kämpfen zu können.
Der Abend des ersten LDK-Tages 
stand dann unter dem Motto „75 
Jahre GEW Niedersachsen“. In 75 
abwechslungsreichen Minuten gra-
tulierte zunächst Ministerpräsident 

Stephan Weil der aus seiner Sicht 
stets überaus kritischen Gewerk-
schaft zum Jubiläum. Der stellvertre-
tende GEW-Bundesvorsitzende Dr. 
Andreas Keller und Niedersachsens 
DGB-Chef Dr. Mehrdad Payandeh 
wünschten dem GEW-Landesver-
band ebenfalls alles Gute, rieten 
aber, weiterhin auch unangenehm 
gegenüber der Landespolitik zu blei-
ben. Impulsreferentin Ulrika Engler, 
Leiterin der Landeszentrale für poli-
tische Bildung, wies darüber hinaus 
auf die immer größer werdende 
Relevanz dieser Arbeit hin – insbe-
sondere mit Blick auf den erstarken-
den Rechtsextremismus – und lobte 
das diesbezügliche Engagement der 
GEW.
Besonderes Highlight war die Dis-
kussionsrunde der ehemaligen Lan-
desvorsitzenden Eberhard Brandt, 
Dr. Dieter Galas und Laura Pooth 
auf der Bühne. Sie schrieben der 
GEW teilweise leidenschaftlich ins 
Stammbuch, nicht aufzuhören, dem 
anwesenden Ministerpräsidenten 
und den Regierungsfraktionen im 

Landtag Zugeständnisse abzutrotzen 
und die grundlegenden Zielsetzun-
gen der GEW nicht aus den Augen zu 
verlieren.

Liste zum Schulhauptpersonalrat
Am zweiten Tag der LDK ging es ne-
ben erneut intensiven Antragsbera-
tungen zudem um die Personalrats-
wahlen am 27. und 28. Februar 2024. 
Die anwesenden Kandidatinnen 
und Kandidaten stellten sich kurz 
nach Statusgruppen vor und erklär-
ten ihre Bereitschaft, im künftigen 
Schulhauptpersonalrat (SHPR) beim 
Kultusministerium mitzuarbeiten. 
Die Delegierten diskutierten dabei 
überaus engagiert und legten sich 
letztlich auf die hier aufgeführten 
Kandidierenden fest (s. Aufstellung 
S. 7).
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Kandidaten Ergebnis

Referat Tarif- und Beamtenrecht
Heike Baldauf, Rebecca Brinkmann und 
Roland Schörnig

99,5 %

Referat Allgemeinbildende Schulen
Jörg Addicks und Claudia Kieseweter 97 %

Referat Jugendhilfe und Soziale Arbeit
Jutta Anton, Meike Grams und Jörn Hannemann 98,5 %

Referat Ausbildung, Fortbildung, 
Hochschule und Forschung
Prof. Dr. Carola Iller, Anne Schwetje und Mustafa 
Yalcinkaya

98,5 %

Referat Berufliche Bildung und Weiterbildung
Brita Delique, Detlef Duwe und Michael Staszak 94,9 %

Referat Gewerkschaftliche Bildung, Mitglieder-
betreuung und Werbung
Christina Ohnesorge und Hilke Pannier-Marx

96 %

Referat Frauen- und Gleichstellungspolitik
Astrid Beckmann und Anja Keiten 91,3 %

Wahlergebnisse: Geschäftsführender Vorstand Wahlergebnisse: Übrige Wahlen

Mitglieder des Hauptvorstands
Wencke Hlynsdóttir und Sabine Kiel
Karina Krell, Peter Lilje und Kai Pawletko 
als Ersatzvertretungen

Landesschiedskommission
Angelika Campen
Monika Schaarschmidt 
Anne Mehring 
Karin Truelsen, Karen Eberhard, Stephan Stolze als stell-
vertretende Mitglieder, Rainer Pitz als Ersatzmitglied

Haushaltkommission 
Inga Voß
Maike Warnecke 
Heinz-Hermann Becker 
Bernd Brombacher

Antragskommission
Petra Braband
Rebecca Brinkmann
Holger Cordes
Ewa Kucmann
Cordula Mielke
Henner Sauerland
Wiebke Schulze
Arne Karrasch
Evelin Freundt 
Birgit Ostendorf
Claudia Kiesewetter

Präsidium
Thomas Dornhoff
Anne Kilian

Kassenprüfer
Olaf Godenschweger
Walter J. Herrmann
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1 SozPäd Meike Grams

2 Erzieherin Hilke Pannier-Marx

3 SozPäd Jutta Anton

4 Erzieherin Annette Vogel-Jahn

5 FÖS Christine Braun

1 Therapeut  Arne Gruppe

2 Schulass. Roland Kölzer

3 HS Berthold Demming

4 HEP FÖS Mario Teuber

5 Schulass.  Heiko Neumann

6 Erzieher  Jörg Pollen

SHPR-Listenvorschläge 2024 

Meike Grams (Listenplatz 1 bei den weiblichen Tarifbeschäftigten). Arne Gruppe (Listenplatz 1 bei den männlichen Tarifbeschäftigten).

SHPR-Vorsitzender Holger Westphal 
(Listenplatz 2 bei den Beamten)

Landesvorsitzender Stefan Störmer 
(Listenplatz 1 bei den Beamten)

1 BBS Britta Delique

2 GS Silke Skowronek 

3 RS Claudia Kiesewetter 

4 GYM Anne Kilian 

5 GES Katja Wehrend

6 OBS Astrid Beckmann 

7 FÖS Kirsten Hoferichter 

8 GS Julia Textor

9 BBS Imke Onyambu 

10 FÖS Katja Kunkies 

11 GS Julia Streich

12 GES Anna Macias Garcia

13 GS Silke Cirksena

1 GES Stefan Störmer

2 FÖS Holger Westphal

3 GES Jörg Addicks 

4 GES Mustafa Yalcinkaya 

5 GS Christian Hofmann 

6 GYM Dr. Börge Pflüger 

7 BBS Fritz Böhm

Beamtinnen 

Beamte

Weibliche Tarifbeschäftigte

Männliche Tarifbeschäftigte

14 FÖS Julia Korb 

15 RS Susanne Baake

16 GYM Susan Dienel 

17 GS Marina Ünlü
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10,5 Prozent mehr Geld: 
Warnstreiks und Demonstrationen!

Tarifrunde der Länder läuft – kein verhandlungsfähiges Angebot der Arbeitgeber auf dem Tisch

Die erste und auch die zweite Ver-
handlungsrunde zwischen den 
Gewerkschaften und den Bundes-
ländern sind vorbei. Und bei der 
Arbeitgeberseite hat sich noch nicht 
viel getan. Zum Zeitpunkt des Redak-
tionsschlusses dieser E&W-Ausgabe 
gab es kein verhandlungsfähiges An-
gebot. Mehr noch: Alle Vorschläge 
der Gewerkschaften wurden rigoros 
zurückgewiesen. Die GEW ruft ihre 
Mitglieder daher bundesweit zu 
Warnstreiks auf.
Gemeinsam mit den anderen Ge-
werkschaften des öffentlichen Diens-
tes fordert die GEW in dieser Runde 
10,5 Prozent mehr Lohn, mindestens 
aber 500 Euro. Angesichts der enor-
men Preissteigerungen seit dem letz-
ten Abschluss vor zwei Jahren kann 
es über die Berechtigung dieser For-
derung keine zwei Meinungen geben. 
Zusätzlich gibt es die Forderungen 
nach einem Tarifvertrag für studen-
tische Beschäftigte sowie zur Über-
nahme der Verbesserungen, die die 
Gewerkschaften 2022 für die Beschäf-
tigten im Sozial- und Erziehungsdienst 
erreicht haben. Ebenso muss die Ent-
geltordnung für angestellte Lehrkräfte 
aktualisiert werden – die Arbeitgeber 
haben ihre Verhandlungszusage bis 
heute aber nicht eingelöst.

Reaktion der Arbeitgeber
Es zeigt sich wieder einmal, dass das 

Erreichen dieser berechtigten Forde-
rungen keineswegs einfach ist. Die 
Gegenseite mauert. In der zweiten 
Verhandlungsrunde, die am 2. und 3. 
November stattfand, waren die Ver-
handlungsführer der Arbeitgeber so-
gar so dreist, ihren Angestellten den 
Bezug von Wohngeld zu empfehlen, 
sollte das Gehalt zu gering für die 
Miete sein. Anstatt den Beschäftig-
ten ein auskömmliches Gehalt anzu-
bieten, verweisen die Finanzminister 
der Länder auf staatliche Sozialleis-
tungen! Eine solche Argumentation 
bedarf einer klaren Antwort der Be-
schäftigten.
Und die Arbeitgeber weisen nicht 
nur die Gehaltsforderungen der Ge-
werkschaften für die angestellten 
Beschäftigten zurück – für die beam-
teten Kolleg*innen gehen sie noch 
einen Schritt weiter und wollen nicht 
versprechen, dass sie einen Tarifab-
schluss zeit- und wirkungsgleich auf 
die Beamt*innen übertragen.
Auch die weiteren Forderungen wer-
den von den Ländern abgelehnt. Da-
bei gibt es gerade bei der Frage nach 
einem Tarifvertrag für Studierende 
eigentlich breite Zustimmung, weil in 
zahlreichen Bundesländern das Be-
kenntnis zu einem solchen „TV Stud“ 
in den Koalitionsverträgen steht, 
Niedersachsen gehört auch dazu. In 
den Verhandlungen machten die Fi-
nanzminister der Länder allerdings 

deutlich, dass sie sich nicht für Ko-
alitionsverträge interessieren und 
sich daran nicht gebunden fühlen. 
Sie bieten an, ihre Arbeitgeberricht-
linien zur Bezahlung dahingehend 
anzupassen, dass die Entwicklung 
des Mindestlohns berücksichtigt 
wird. Aber das war es dann auch. Im 
SuE-Bereich (Sozial- und Erziehungs-
dienst) sei an Regenerationstage, 
wie sie bei den Kommunen erreicht 
werden konnten, überhaupt nicht zu 
denken. Dies sei eine tarifpolitische 
Fehlentwicklung.

Konsequenz: Warnstreiks
Es ist also deutlich: Jeder Euro mehr 
an Gehalt muss hart erkämpft wer-
den. Jede Verbesserung geht nur 
über öffentliche Aktionen. Die GEW 
ruft daher ihre Mitglieder zu Warn-
streiks auf, um bis zur dritten Ver-
handlungsrunde Druck auf die Ar-
beitgeber aufzubauen. Diese findet 
am 7. und 8. Dezember in Potsdam 
statt.
Wollen die Länder gute Arbeit und 
gute Leute im öffentlichen Dienst ha-
ben, müssen sie auch gut bezahlen 
und gute Arbeitsbedingungen schaf-
fen. Dafür muss es nun auf die Straße 
gehen! So ruft die GEW für den 28. 
November in zahlreichen Bundes-
ländern zum Bildungs-Warnstreik 
mit vier zentralen Demonstrationen 
auf. Der Landesverband Nieder-
sachsen ist Teil des bundesweiten 
Streikbündnisses und ruft alle streik-
berechtigten Mitglieder auf, an dem 
Tag nach Hamburg zu fahren. Dort 
sitzt der Verhandlungsführer für die 
Bundesländer, und die niedersächsi-
schen Beschäftigten wollen ihm ge-
meinsam mit den Kolleg*innen aus 
Bremen, Hamburg und Schleswig-
Holstein deutlich machen, dass 10,5 
Prozent mehr Lohn eine berechtigte 
Forderung sind.
Mit weiteren Warnstreiks, mitunter 
auch kurzfristig, ist zu rechnen. Ak-
tuelle Informationen gibt es im Inter-
net unter www.gew-nds.de.
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CARE (Chancen auf Rückkehr ermöglichen)
• Personelle Ressourcen am Arbeitsplatz aufstocken, um 

Belastungen zu reduzieren
• Attraktive Bezahlung, um Personal zu gewinnen
• Qualifizierung von Leitungspersonal im Hinblick auf Ar-

beits- und Gesundheitsschutz
• Arbeits- und Gesundheitsschutz stärker bekannt ma-

chen 
  AuG-Internetseite 
 Informationen an alle Beschäftigten 
 Präsenz in allen Dienststellen zeigen (beispielsweise  
      in Personalversammlungen, Dienstbesprechungen   
      und so weiter)

BEM (Betriebliches Eingliederungsmanagement)
• Schaffung von bedarfsgerechter Personalausstattung, 

um die Beratung und Begleitung durchzuführen
• BEM als Maßnahme in den Dienststellen und Kollegien 

wesentlich bekannter machen
• Expertise in der BEM-Beratung ausbauen, BEM-Teams 

weiter qualifizieren
• BEM-Verfahren zeitnah anbieten, um die Arbeitsfähig-

keit schnell wieder herzustellen
• Fallzahlen und Statistiken für die BEM-Beratung den 

Personalräten zur Kenntnis geben, um Transparenz und 
Aufklärung zu schaffen

Gefährdungsbeurteilung
• Personelle und fachliche Ressourcen müssen deutlich 

ausgebaut werden
• Durchführung von physischen und psychischen Gefähr-

dungsbeurteilungen
• Ausreichende Finanzierung der Durchführung und sich 

anschließender Maßnahmen von Gefährdungsbeurtei-
lungen

• Gefährdungsbeurteilung als präventive Maßnahme 
wahrnehmen

• Widerspruch bei CopSoq: Das Problem mit dem Füh-
rungsverhalten soll durch die Führung gelöst werden

Mobiles Arbeiten
• Führungskräfte im Umgang mit mobilem Arbeiten sen-

sibilisieren 
 Gespräch zu Umsetzung 
 Vertrauen als Basis für mobiles Arbeiten 

• Qualifikation zu den Themen „Führen im Homeoffice“ 
und „Führung auf Distanz“

• Klärung, welche Bereiche für mobiles Arbeiten ungeeig-
net sind

• Klärung, wie mobiles Arbeiten im Studienseminar aus-
sehen kann

Der Personalrat unterstützt: gesund am Arbeitsplatz
Personalrätekonferenz

Der Hauptpersonalrat Kultusmi-
nisterium hatte im September zur 
dritten Personalräte-Konferenz in 
die Sportakademie in Hannover 
eingeladen und alle 16 Personal-
vertretungen waren gekommen, 
um miteinander zu arbeiten, sich zu 
vernetzen und gemeinsame Forde-
rungen zu formulieren. 
Angereist waren die Personalräte 
der Beschäftigten des Kultusministe-
riums (MK), des Niedersächsischen 
Landesinstituts für Qualitätsent-
wicklung (NLQ), der vier Regionalen 
Landesämter für Schule und Bildung 
(RLSB) und die Bezirkspersonalrä-
te der Studienseminare (BPR) und 
Schulen (SBPR) sowie der Hauptper-
sonalrat MK und der Schulhauptper-
sonalrat MK.
Das Vorbereitungsteam hatte zum 
Thema „Gesund am Arbeitsplatz“ 
folgende Schwerpunkte vorbereitet: 

• CARE (Chancen auf Rückkehr in 
die Erwerbstätigkeit)

• BEM (Berufseingliederungsma-
nagement)

• Gefährdungsbeurteilung 
• Arbeits- und Gesundheitsschutz 

im mobilen Arbeiten 
Aspekte dieser Themenbereiche 
wurden zunächst im Rahmen eines 
World-Café näher beleuchtet. So er-
hielten die Teilnehmenden umfang-
reiche Informationen und konnten 
gleichzeitig ihre bisherigen Erfahrun-
gen zu diesen Themen austauschen. 
Im anschließenden Galeriegang 
wurde intensiv über Verantwortlich-
keiten, Unterschiede und Gemein-
samkeiten zum Thema „Gesund am 
Arbeitsplatz“ diskutiert. Die Ergeb-
nisse flossen in einen gemeinsamen 
Forderungskatalog ein. Die Forde-
rungen in Kurzfassung (siehe auch 
Kasten):

Die Forderungen der 3. Personalrätekonferenz in Kürze

• Das CARE-Angebot ist Teil des Ar-
beits- und Gesundheitsschutzes 
für Kolleginnen und Kollegen und 
muss zeitnah zur Verfügung stehen. 
Die Personalräte setzen sich dafür 
ein, die personellen Ressourcen für 
CARE zu erhöhen. Gleichzeitig muss 
das Angebot stärker bekannt ge-
macht sowie das Leitungspersonal 
diesbezüglich qualifiziert werden. 

• Das BEM-Verfahren muss zur Wie-
derherstellung der Arbeitsfähigkeit 
der Kolleginnen und Kollegen zeit-
nah genutzt werden können. Die 
Personalräte setzen sich dafür ein, 
dass eine bedarfsgerechte und qua-
lifizierte Personalausstattung für 
das Verfahren zur Verfügung steht. 
Die Beratung und Begleitung muss 
bekannt sein und zeitnah erfolgen 
können.  

• Die Gefährdungsbeurteilung muss 
als präventive Maßnahme zur Ge-



10  November/Dezember 2023

Es geht um Kontinuität und Wertschätzung
Schulsozialarbeit

Aller Anfang ist schwer. So lautet 
eine überlieferte Weisheit, die be-
reits über Generationen beschreibt, 
dass speziell der Beginn eines Pro-
zesses oder einer neuen Tätigkeit 
besondere Herausforderungen für 
die handelnden Personen oder 
neue Berufsgruppen mit sich bringt.
Die Schulsozialarbeit ist in Nie-
dersachsen nicht neu. Weder in 
kommunaler Hand noch in der Trä-
gerschaft des Landes. Rund 1.300 
Schulsozialarbeiter*innen arbeiten 
nach dem Erlass „Soziale Arbeit in 
schulischer Verantwortung“ von 
2017 im Landesdienst. Schulsozialar-
beit besteht jedoch schon viel länger 
in unterschiedlicher Trägerschaft.
So weit so gut. An diesen Punkten ist 
aber Kritik anzumelden:

1. Die Kolleg*innen in der Schulso-
zialarbeit sind zu niedrig eingestuft.
Schulsozialarbeiter*innen verrichten 
zu weit über 50 Prozent schwierige 
Tätigkeiten. Das wird bisher in keiner 
Weise berücksichtigt. Deshalb muss 
mindestens nach S 12 bezahlt wer-
den. Eine Entlohnung nach S 15 ist 
zu prüfen. Dazu braucht es allerdings 
auch Schulsozialarbeiter*innen, die 
in den Tarifauseinandersetzungen 
zahlreich aktiv werden.

2. Es gibt zu wenig Stellen für Schul-
sozialarbeit in allen Schulformen.
Das Land und die kommunalen Ar-
beitgeber schaffen nicht ausrei-
chend Stellen. Viele Schulleitungen 
versuchen seit Jahren, eine Stelle an 
ihrem Standort zu erhalten. Selbst 
angesichts der aktuellen gesell-
schaftlichen Entwicklungen werden 
keine ausreichenden Anstrengungen 
unternommen, die Beratungs- und 
Unterstützungsqualität für Kinder 
und Jugendliche durch Schulsozialar-
beit zu optimieren.
Das Kultusministerium muss deut-
lich früher und präventiver mit der 
Einrichtung und dem Ausbau von 
Schulsozialarbeit reagieren.

3. Keine Befristungen mehr – 
„STARTKLAR in die Zukunft“ muss 
verstetigt werden.
Schulsozialarbeit braucht Sicherheit. 
Da sind Befristungen der komplett 
falsche Ansatz. In einem zeitlich 
begrenzten Rahmen zu arbeiten ist 
ineffektiv. So funktioniert Soziale 
Arbeit nicht. Viele Kolleg*innen sind 
seit Beginn von STARTKLAR im Okto-
ber 2021 jetzt erst so richtig im Beruf 
angekommen und haben Schulsozi-
alarbeit etabliert. Schulsozialarbeit 
ist unentbehrlich geworden. Die 

unbefristeten Arbeitsverträge soll-
ten schon jetzt vorbereitet werden, 
damit der Übergang im Dezember 
reibungslos über die Bühne geht.
Die Schüler*innen werden geprägt 
von den Geschehnissen aus aller 
Welt: Den Folgen von Corona oder 
den Kriegen in der Welt. Dies be-
einflusst die Schüler*innen auf der 
sozial-emotionalen Ebene. Das kön-
nen Lehrkräfte allein nicht auffan-
gen. Hier rückt Schulsozialarbeit in 
den Vordergrund. Schule muss einen 
sicheren Hafen bieten. Vertrauens-
arbeit ist nicht mal eben getan, sie 
benötigt Zeit und Geduld.

Es braucht eine Bildungsoffensive 
und die weitere Einrichtung von un-
befristeten teilzeitfähigen Vollzeit-
stellen für Schulsozialarbeit sowie 
einen Ausbau von Fachberatung in 
enger Abstimmung von Kommune 
und Land.
Es gibt viele gute Beispiele für multi- 
professionelle Arbeit an niedersäch-
sischen Schulen: Schulsozialarbeit 
wäre so weit!

Patrizia Christ, Christian Kerber
Schulsozialarbeiter*innen 

aus Garbsen

sunderhaltung der Kolleginnen und 
Kollegen wahrgenommen und re-
gelmäßig durchgeführt werden.  Die 
Personalräte setzen sich dafür ein, 
dass die personellen, fachlichen und 
finanziellen Ressourcen zur Verfü-

gung stehen und dass auf Grund-
lage der Ergebnisse der Gefähr-
dungsbeurteilungen zielgerichtete 
Maßnahmen zur psychischen und 
physischen Gesunderhaltung der 
Kolleginnen und Kollegen erfolgen.

• Das mobile Arbeiten muss auf der 
Basis von Vertrauen und Kommu-
nikation stattfinden. Die Perso-
nalräte setzen sich dafür ein, dass 
Führungskräfte im Umgang mit dem 
mobilen Arbeiten weiterhin sensi-
bilisiert und geschult werden, zum 
Beispiel durch Qualifikationen im 
Bereich „Führen auf Distanz“. 

Abschließend waren sich alle Teilneh-
menden einig: Das Format der Perso-
nalräte-Konferenz hat sich bewährt 
und muss fortgesetzt werden.

Das Vorbereitungsteam
Frank Botje (PR NLQ), Beate Lüppen 

(HPR), Silke Skowronek (SHPR),
 Diana Szallies (PR RLSB BS), 

Holger Westphal (SHPR)

Das World-Café ermöglicht bei der Personalrätekonferenz einen intensiven Austausch zu verschiedenen Themen.

Fo
to

: G
EW

Fo
to

: A
do

be
 S

to
ck

 ©
 d

or
is_

br
ed

ow
 



  Schwerpunkte  11

Erfolgreiches Projekt benötigt 
dringend Unterstützung

Forderung Projektfachstelle für „Schule der Vielfalt*“ in Niedersachsen

Die Akzeptanz von Vielfalt ist ein 
Querschnittsthema in Schule und 
Gesellschaft. Schule der Vielfalt* 
Niedersachsen ist eine landesweite 
Initiative, die Schulen darin unter-
stützt, ihr Schulklima so zu gestalten, 
dass Diskriminierung und Mobbing 
aufgrund sexueller Orientierung 
sowie geschlechtlicher Identität ab-
gebaut werden. Das Projekt wurde 
2021 durch die Initiative engagierter 
Lehrkräfte und Fachkräfte aus der 
queeren Pädagogik und mit perso-
neller und finanzieller Unterstützung 
der GEW Niedersachsen aufgebaut. 
Um das Projektlabel Schule der Viel-
falt* Niedersachsen zu erlangen, ist 
die aktive Beschäftigung der Schul-
gemeinschaft mit dem Themenfeld 
sexuelle und geschlechtliche Vielfalt 
notwendig. Mit Unterschreiben einer 
Selbstverpflichtung verpflichtet sich 
eine Schule, sich an die Qualitätsstan-
dards von „Schule der Vielfalt* Nie-
dersachsen“ zu halten. Dazu gehört 
unter anderem, Lehrkräfte zu den 
Themen sexuelle und geschlechtliche 
Vielfalt fortzubilden, Ansprechperso-
nen zu benennen und die Vielfalt der 
sexuellen und geschlechtlichen Viel-
falt fächerübergreifend im Unterricht 
aufzunehmen.
Ende 2022 wurde die Neue Ober-
schule Braunschweig als erste Schule 
mit dem Projektlabel Schule der Viel-
falt* Niedersachsen ausgezeichnet. 
Seitdem kamen die Jobelmann-Schu-
le BBS 1 Stade, die Sally-Perel-Ge-
samtschule Braunschweig, das Hain-
berg-Gymnasium Göttingen und die 
IGS Schaumburg hinzu, so dass nun 
fünf Schulen das Projektlabel tragen. 
Es ist zu hoffen, dass sich noch viele 
weitere Schulen in Niedersachsen auf 
diesen Weg machen! Insgesamt wur-
den Kontaktanfragen von mehr als 50 
Schulen aus ganz Niedersachsen an 
die Projektkoordinatorin Sandra Wolf 
gestellt.
Das Projekt Schule der Vielfalt* 
Niedersachsen steht unter der Trä-
gerschaft des Queeren Netzwerks 
Niedersachsen. Bisher wurde die 
Projektkoordination rein ehrenamt-

lich durchgeführt. Aufgrund des Be-
treuungsaufwandes für die bereits 
zertifizierten Schulen und wegen stei-
gender Anfragen von interessierten 
Schulen ist es aber derzeit nicht mehr 
möglich, das Projekt auf rein ehren-
amtlicher Basis unter Einhaltung der 
Qualitätsstandards umzusetzen. Um 
einen hieraus resultierenden mögli-
chen Schaden vom Projekt abzuwen-
den, musste die Projektarbeit Anfang 
Oktober 2023 – hoffentlich vorüber-
gehend – beendet werden. Hilfreich 
wäre es, wenn die Kultusministerin 
Julia Willie Hamburg nun auch von 
vielen GEW-Mitgliedern E-Mails und 
Briefe bekäme, die ihr die Bedeutung 
des Projektes für Schulen mitteilen.
Die GEW Niedersachsen hat 2019 
auf ihrer Landesdelegiertenkonfe-

renz den Beschluss gefasst, von der 
Landesregierung die Schaffung einer 
Projektfachstelle einzufordern. Eine 
solche Projektfachstelle würde die 
weitere Organisation und Verwaltung 
des Projekts übernehmen und sicher-
stellen, dass alle anfragenden Schu-
len die benötigte fachliche Unterstüt-
zung erhalten. Es geht schlichtweg 
um die Einhaltung geltenden Rechts, 
wenn Schulen sich auf den Weg ma-
chen, Diskriminierung abzubauen 
und Chancengleichheit herzustel-
len, um so immer mehr sichere und 
gleichberechtigte Orte des Lernens 
und Zusammenlebens für alle zu sein, 
unabhängig von sexueller Orientie-
rung und geschlechtlicher Identität. 

Sandra Wolf und Dr. Monika Brinker 

Herzlich Willkommen! 

Der Landesausschuss Queer der GEW Niedersachsen ist eine offene Gruppe. 
Wer Fragen hat, Termine für die nächsten Veranstaltungen erfahren oder inhalt-
lich mitarbeiten will, erreicht den AK unter Monika Brinker, MBrinker@gmx.de  
oder den AK Queer Weser unter info@gewweserems.de. 

Zudem gibt es das Angebot von offenen Stammtischen:
In Braunschweig: jeden 2. Freitag monatlich 
Termine und Kontakt unter https://onkel-emma.org/gruppen/queerteachers
In Göttingen: Kontakt: QueerTeachers@gmx.de

Bei der Preisverleihung: Thomas Dornhoff (Schulleiter, rechts), Pascal Mennen, Sandra Wolf 
und zwei Schüler
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Die Pflegeschulen funken SOS
Notsignale aus der beruflichen Bildung

Die Überschrift dieses Artikels ist 
zweifellos effekthascherisch, bei 
genauer Betrachtung der Situati-
on aber treffend: An den nieder-
sächsischen Pflegeschulen besteht 
zurzeit eine sehr herausfordernde 
Situation. Der Grund dafür liegt in 
der Überschneidung verschiedener 
Problemlagen seit Inkrafttreten des 
Pflegeberufegesetzes (PflBG) zum 
1. Januar 2020. Das Pflegeberufege-
setz führt die bisherigen Berufsaus-
bildungen der Altenpflege, der Ge-
sundheits- und Krankenpflege und 
der Gesundheits- und Kinderkran-
kenpflege zusammen. 
Diese Berufe werden nun generalis-
tisch in der Berufsfachschule Pflege 
beschult. Alle Auszubildenden star-
ten mit dem Berufsziel „Pflegefach-
frau“ beziehungsweise „Pflegefach-
mann“. Die Pflegeschulen existieren 
sowohl unter dem Dach der Berufs-
bildenden Schulen (BBS) als auch 
als Schulen in privater Trägerschaft 
(nicht öffentliche Schulen). Die fol-
gende Übersicht zeigt die Verände-
rungen in den letzten Jahren:

und großem Zeitaufwand mit der 
Erarbeitung der neuen schulinter-
nen Curricula beschäftigt, das heißt, 
sie haben die bundesweit geltenden 
Rahmenpläne an die Gegebenheiten 
ihrer Schule angepasst. An den BBS 
fand bisher nur die Ausbildung in der 
Altenpflege statt. Die Ausbildung in 
der Gesundheits- und Krankenpflege 
beziehungsweise Gesundheits- und 
Kinderkrankenpflege erfolgte in der 
Regel an nicht öffentlichen Schulen, 
die in den meisten Fällen Kranken-
häusern angegliedert waren. Die bis-
her genutzten schulinternen Curricu-
la für die Altenpflege konnten nur in 
geringen Teilen als Arbeitsgrundlage 
verwendet werden. Für den Bereich 
der Gesundheits- und Krankenpflege 
sowie Gesundheits- und Kinderkran-
kenpflege gab es keine Vorerfahrun-
gen beziehungsweise schulinterne 
Lehrpläne. Deshalb war die Arbeits-
belastung für die Lehrkräfte hier be-
sonders hoch.
Der neue Beruf zählt nicht zu den 
anerkannten oder als anerkannt gel-
tenden dualen Ausbildungsberufen 

bildung in den Pflegeeinrichtungen 
beim Niedersächsischen Ministe-
rium für Soziales, Gesundheit und 
Gleichstellung. In den Einrichtungen 
für die praktische Ausbildung (Alten-
heime, Krankenhäuser und so wei-
ter) sind Praxisanleiter*innen für die 
Ausbildung zuständig. Dazu führt das 
Pflegeberufegesetz aus: „Die Pflege-
schule stellt durch ihre Lehrkräfte für 
die Zeit der praktischen Ausbildung 
die Praxisbegleitung in den Einrich-
tungen der praktischen Ausbildung 
in angemessenem Umfang sicher. 
Aufgabe der Lehrkräfte ist es, die 
Auszubildenden insbesondere fach-
lich zu betreuen und zu beurteilen 
sowie die Praxisanleiter*innen zu 
unterstützen.“ Die formale Aufsicht 
führt das Niedersächsische Sozial-
ministerium, die Unterstützung der 
Praxisanleiter*innen erfolgt aber 
durch die Lehrkräfte der Pflegeschu-
le (Vorgabe durch Ausbildungs- und 
Prüfungsverordnung). Dazu findet 
sich in der Ausbildungs- und Prü-
fungsverordnung die Formulierung: 
„Hierzu ist eine regelmäßige per-
sönliche Anwesenheit der Lehrkräf-
te in den Einrichtungen zu gewähr-
leisten.“ Das bedeutet, anders als in 
der klassischen dualen Ausbildung 
sind die Lehrkräfte nicht nur für den 
schulischen Teil der Ausbildung ver-
antwortlich, sondern auch in hohem 
Maße für die praktische Ausbildung 
in den Einrichtungen. Aus diesem 
Grund sind für die Lehrkräfte in die-
ser Schulform deutlich mehr Betreu-
ungsstunden vorgesehen als in den 
anderen Berufsfachschulen. Obwohl 
der Umfang der Betreuungsstunden 
für die Lehrkräfte höher ist als bei 
anderen Praxisbetreuungen, reichen 
sie nicht aus. Erschwerend kommt 
hier der große Personalmangel in 
den Pflegeeinrichtungen hinzu. Häu-
fig werden junge und unerfahrene 
Personen von den Pflegeinrichtun-
gen zu Praxisanleiterinnen bestimmt, 
das heißt die tatsächliche Qualifika-
tion der Praxisanleiterinnen sowie 
deren zeitliche Ressourcen entspre-
chen nicht den vom Gesetzgeber 
formulierten Vorgaben, sodass der 
Beratungsaufwand für die Lehrkräfte 
sehr hoch ist.

Das Pflegeberufegesetz verpflichtet 
die Schulen, entsprechend qualifi-
ziertes Personal für die Ausbildung 
vorzuhalten. Dieser Umstand be-
deutet für die Schulen in privater 
Trägerschaft häufig, zusätzliches 
Personal einzustellen, da diese Not-
wendigkeit nach der alten Regelung 
nicht bestand. Da es den Schulen 
nicht immer gelingt, dieser Vorgabe 
nachzukommen, wurden vereinzelt 
Schulen geschlossen. Die Auszubil-
denden wechselten dann teilweise 
an die staatliche Schule, was zu einer 
zusätzlichen Herausforderung für 
diese BBS führte.
Seit Einführung der generalistischen 
Pflegeausbildung waren die Lehrkräf-
te an den BBS mit viel Engagement 

(das heißt, der neue Beruf befindet 
sich nicht in der vom Bundesinstitut 
für Berufsbildung herausgegebenen 
Liste der anerkannten oder als aner-
kannt geltenden Ausbildungsberu-
fe). Dadurch greifen die Regelungen 
des Berufsbildungsgesetz nicht. In 
der dualen Ausbildung bei den aner-
kannten oder als anerkannt gelten-
den Ausbildungsberufen findet der 
praktische Teil der Ausbildung in den 
Betrieben statt, eventuell ergänzt 
durch überbetriebliche Lehrgänge. 
Für die Überwachung der Ausbildung 
ist hier die jeweilige Kammer zustän-
dig. Da die niedersächsische Kammer 
für die Heilberufe in der Pflege nur 
von 2017 bis 2021 bestand, liegt die 
Aufsicht über die praktische Aus-

Anzahl der Schulen (Stand: 2022)
Anzahl der Schüler*innen 

in der 1. Klassenstufe

2020 2021 2022

öffentliche Schulen 
(Pflegeschulen an BBS) 35 1.037 1.086 1.019

nicht öffentliche Schulen 115 4.483 4.557 4.168
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Die Zwischen- und Abschlussprü-
fungen werden durch die Lehrkräfte 
erstellt und abgenommen. Pflege-
schulen haben die Möglichkeit, ge-
meinsam vorgeschlagene Prüfungs-
arbeiten zu erarbeiten, die dann an 
den betreffenden Schulen jeweils 
zeitgleich stattfinden müssen. Da die 
Schulen in privater Trägerschaft nicht 
an den Termin für den Ausbildungsbe-
ginn am 1. August eines jeden Schul-
jahres gebunden sind und teilweise 
mehrmals im Schuljahr beginnen, 
gibt es keinen einheitlichen Prüfungs-
termin für die Abschlussprüfungen. 
Zum Vergleich: Für die Prüfungen bei 
den anerkannten Ausbildungsberu-
fen ist die Kammer für die Erstellung 
der Prüfungsaufgaben verantwort-
lich, das heißt auch hier ist der Auf-
wand für die betroffenen Lehrkräfte, 
egal an welcher Schule, erheblich.
Insbesondere bei der praktischen 
Ausbildung in Pflegeeinrichtungen 
und im ambulanten Pflegedienst wer-
den die Auszubildenden vielfach als 
Lückenbüßer genutzt. So kommt es 
über das sinnvolle Maß hinaus zum 
Einsatz an Wochenenden. Auch hier 
sind die Lehrkräfte der BBS gefor-
dert, um die Auszubildenden bei der 

Wahrnehmung ihrer Rechte zu unter-
stützen.
Es bedarf bei diesem Ausbildungsgang 
dringend einer Nachsteuerung, damit 
sich die Belastung für die Auszubil-
denden und die Lehrkräfte verringert 
und die Qualität der Ausbildung ver-
bessert. Landesweite Absprachen bei 
der Erstellung von Prüfungen, sowohl 
für die Schulen in öffentlicher als auch 
privater Trägerschaft, in Kombination 
mit einer stärkeren Ausgestaltung 
der Netzwerke sind hier ein Ansatz-
punkt. Eine Überprüfung des Um-
fangs der Praxisbegleitungen könnte 
ein weiterer Punkt sein. Die Ausbil-
dungs- und Prüfungsverordnung für 
die Pflegeberufe (Pflegeberufe-Aus-
bildungs- und -Prüfungsverordnung – 
PflAPrV) schreibt mindestens sieben 
Besuche einer Lehrkraft für jede*n 
Auszubildende*n vor, in Niedersach-
sen werden mindestens elf Besuche 
durch die Lehrkraft gefordert.
Das Berufsbildungsgesetz gibt vor, 
dass Auszubildenden nur Aufgaben 
übertragen werden dürfen, die dem 
Ausbildungszweck dienen und ihren 
körperlichen Kräften angemessen 
sind. Für die Umsetzung dieser Rege-
lung arbeiten die zuständigen Stellen 

(Kammern, eventuell in Verbindung 
mit Innungen und Lehrlingswarten) 
mit den Lehrkräften zusammen. Da-
mit die Auszubildenden im Bereich 
der Pflege einen entsprechenden 
Schutz bekommen können, muss 
eine bessere Kooperation zwischen 
den zuständigen Personen des Nie-
dersächsischen Ministerium für Sozi-
ales, Gesundheit und Gleichstellung 
sowie den Lehrkräften sichergestellt 
werden.
Ein großes Problem beim Beheben 
dieser Mängel besteht darin, die zu-
ständigen Gremien an einen Tisch zu 
bekommen. Da es sich um eine bun-
desweite Regelung handelt, sind nicht 
nur das Niedersächsische Kultusmi-
nisterium und das Niedersächsische 
Ministerium für Soziales, Gesundheit 
und Gleichstellung, sondern auch das 
Bundesministerium für Familie, Seni-
oren, Frauen und Jugend, das Bun-
desministerium für Gesundheit und 
das Bundesministerium für Bildung 
und Forschung zuständig.

Detlef Duwe
Mitglied im Referat Berufliche 

Bildung und Weiterbildung

1 Voraussetzungen: Eröffnung BBBank-Junges Konto mit Online-Überweisungen ohne Echtzeit-Überweisungen. Bis zur Vollendung des 30. Lebensjahres kostenfrei. Danach erfolgt die Umwandlung in ein 
Girokonto mit monatlichem Kontoführungsentgelt i. H. v. 2,95 Euro, girocard (Ausgabe einer Debitkarte) 11,95 Euro p. a.; Voraussetzung Startprämie 75,– Euro für die Eröffnung eines BBBank-Junges Konto: 
Neukunde (kein Girokonto in den letzten 24 Monaten) ab 18 Jahre bis zur Vollendung des 30. Lebensjahr, Geldeingang von 500,– Euro oder Bezahlung mit einer unserer Karten über die Funktion mobiles 
Bezahlen (Android) bzw. Apple Pay (iOS) innerhalb von 3 Monaten nach Kontoeröffnung. Weitere 75,– Euro Startprämie bei Nutzung des Fino-Kontowechselservices, inkl. Umzug von mind. 3 Zahlungspartnern 
innerhalb von 3 Monaten nach Kontoeröffnung. Die Auszahlung kann nach Erfüllung der Bedingungen bis zu 8 Wochen dauern. Änderungen, Anpassungen oder Beendigung des Angebotes bleiben vorbehal-
ten, Aktion endet spätestens zum 31.12.2023. 

Vorteile für 
GEW-Mitglieder!

Keine Gebühren 
und bis zu 150 € 
Startprämie für dich! 1

Das Girokonto für alle bis 30 – 
jetzt ganz easy online wechseln On Top

50 €
für GEW-Mitglieder 

und ihre 
Angehörigen

Jetzt informieren 
www.bbbank.de/gew
oder 
Manuela Francke
E-Mail: manuela.francke@bbbank.de
Telefon 0511 26253530

Antje Stets
E-Mail: antje.stets@bbbank.de
Telefon 0162 2730942

Neukunden_150_Euro_Junges_Konto_Anzeige_208x140_3mm_Beschnitt_GEW.indd   1Neukunden_150_Euro_Junges_Konto_Anzeige_208x140_3mm_Beschnitt_GEW.indd   1 26.10.23   14:4326.10.23   14:43
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Studienseminare verbessern 
oder abschaffen?

Erfahrungen aus Oldenburg

Am 8. Juli 2023 hat es die Oldenbur-
ger Lehrerkräfte-Ausbildung auf die 
Titelseite der „Nordwest-Zeitung“ 
(NWZ)1 geschafft – und das obwohl 
eigentlich noch nicht „Saure-Gur-
ken-Zeit“ war. Es war auch nicht 
die vor den Sommerferien übliche 
Meldung, dass im kommenden 
Schuljahr wieder Lehrerkräfte-
Mangel herrschen werde. Es war 
die Mitteilung, dass sich angehende 
Gymnasial-Lehrer*innen beschwer-
ten, weil ihnen der Weg zur berufs-
fertigen Lehrkraft im Oldenburger 
Studienseminar zur Hölle gemacht 
worden sei, und zwar von denen, 
die ihnen die Berufsfertigkeit erst 
vermitteln sollten.
Die NWZ berichtete, dass von 41 
Referendar*innen, die im August 
2021 gestartet waren, Anfang dieses 
Jahres nur 24 die Prüfung bestanden 
hatten, drei waren durchgefallen 
und 14 stiegen vor den Prüfungen 
aus oder mussten verlängern – eine 
fatale Erfolgsquote. Dieser und wei-
tere breit recherchierte Artikel las-
sen nicht nur die ausgeschiedenen, 
durchgefallenen oder verlängernden 
Referendar*innen zu Wort kommen 
– denen ja unterstellt werden könn-
te, die Verantwortung für ihr Schei-
tern nur auf das Seminar abschieben 
zu wollen, auch erfolgreich geprüfte 
Junglehrkräfte schlossen sich dem 
vernichtenden Urteil über ihre Aus-
bilder- und Prüfer*innen an. Im 
launigen Internet-Bericht des Studi-
enseminars von der Entlassungsfeier 
im Februar ist darüber kein einziges 
Wort zu finden, in seiner Stellung-
nahme zum ersten NWZ-Artikel kein 
Argument zur Sache2; das hat sich 
auch bis zum Redaktionsschluss der 
„E&W Niedersachsen“ nicht geän-
dert.

Anonyme Beschwerden
Die Beschwerdeführer*innen wol-
len anonym bleiben – und die NWZ 
nennt die Namen der interviewten 
Referendar*innen nicht. Anonym 
sind zudem die weiteren Beschwer-

den, die Betroffene seit Anfang Sep-
tember im Netz unter ref-stimmen.
de verbreiten. Das mag man bedau-
ern, weil es eine weitere Aufklärung 
auch behindert; ein ehemaliges Lei-
tungsmitglied eines anderen gym-
nasialen Studienseminars und ein 
ehemaliger Dezernent der gymna-
sialen Schulaufsicht sehen in ihren 
Leserbriefen durch die Anonymität 
die Glaubwürdigkeit der Beschwer-
den entwertet (und die Unpartei-
lichkeit der NWZ gefährdet)3. Aber 
die Anonymität ist folgerichtig in 
Institutionen, die Macht ausüben 
und in denen die Machtausübung 
nicht unabhängig kontrolliert wird. 
Es ist verständlich, wenn auch er-
folgreiche Referendar*innen ihrem 
späteren Berufsweg nicht Steine in 
den Weg legen wollen, indem sie 
die Verantwortlichen ihrer Instituti-
on kritisieren. Bemerkenswert aber 
bleibt, dass überhaupt öffentlich 
Beschwerde erhoben wird: Dass 
die Gescheiterten und Geschassten 
sich dafür nicht selbst und allein 
die Verantwortung geben und sich 
zurückziehen, sondern dass sie sich 
zusammenschließen und an die Öf-
fentlichkeit gehen – dafür verdienen 
sie Lob und Unterstützung bei der 
Aufklärung der Missstände. Und da 
ist unter anderem die GEW gefor-
dert!

Kein Einzelfall
Es darf jedoch nicht davon ausge-
gangen werden, dass es sich hier 
um den Ausnahmefall eines Refe-
rendariats-Jahrgangs eines einzigen 
Studienseminars handelt. Zufällig 
erschien am gleichen Tag wie die 
NWZ in der „taz“4 ein langer Artikel 
über Aussteiger*innen aus Lehr-
amts-Seminaren anderer Bundes-
länder: Dort ging es ebenso um zu 
viel Druck auf die Referendar*innen, 
zu starre Hierarchien in den Semi-
naren und Schulbehörden, zu wenig 
Perspektiven für eine sinnmachende 
pädagogische Praxis. In der taz fan-
den etliche Referendar*innen dann 

schönere Berufsperspektiven außer-
halb der Schule – gut für sie! Aber 
auch im taz-Beitrag wurde deutlich, 
wie sehr diese Art von Lehrer*innen-
Ausbildung eines der großen Schul-
probleme mitverursacht: den Lehr-
kräfte-Mangel. Ein großer Teil der 
Anwärter*innen aller Bundesländer 
scheidet schon vor den Zweiten 
Staatsprüfungen aus den Seminaren 
aus, sucht sich andere Berufspers-
pektiven. Schon lange gab es die Kri-
tik, dass Referendar*innen bereits 
während ihrer Ausbildung fehlende 
Lehrkräfte im Unterricht ersetzen 
müssen, dabei jedoch von ihren 
Ausbilder*innen zu wenig Hilfe und 
zu viel Druck erfahren. Immerhin 
ein ehemaliger Seminarleiter eines 
anderen Lehramts, von der NWZ be-
fragt, bekennt sich zu Strukturprob-
lemen und Reformbedarfen im Vor-
bereitungsdienst5. Doch die Misere 
beginnt schon früher: Die Lehramts-
Studierenden an den Hochschulen 
finden dort nur schwer Orientierung 
in den Pädagogik- und Unterrichtsfä-
chern, nur wenig Einblick in die Ar-
beit an den Schulen und schon gar 
keine Hilfe, Wissenschaft und Praxis 
zu verbinden. Auch an den Hoch-
schulen scheidet ein großer Teil der 
Studierenden aus den Lehramts-Stu-
diengängen schon vor den Bachelor- 
oder Master-Abschlüssen aus.

Zeit für Reform
Es wird also wieder Zeit für eine 
große Reform der Lehrkräfte-Ausbil-
dung. Sie sollte in eine Hand gegeben 
werden, die für Theorie und Praxis 
und ihre Verzahnung zuständig und 
verantwortlich ist – und die nicht zu-
gleich die Behörde ist, die über die 
berufliche Karriere entscheidet: Bil-
dung, auch Berufsausbildung, sollte 
ein nicht „vermachteter“ Prozess auf 
Augenhöhe unter den Beteiligten 
sein; denn es ist nicht nur ein Pro- 
blem des sogenannten Praxis-
schocks, sondern zudem des hierar-
chischen Umgangs mit den angehen-
den Lehrerinnen und Lehrern. Das 
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1    NWZ 8. Juli 2023, S. 1 und 8; weiterer Bericht und Leserbriefe 15. Juli 
2023 S. 18 und Leserforum; NWZ 30. August 2023 S. 17    

      Bericht und Kommentar; NWZ 7. September 2023 Bericht S. 1 und 19: 
NWZ 7. Oktober 2023, S. 20

2   www.studienseminar-oldenburg.eu, Aktuelles (abgerufen 27. August 
2023)

3  Leserbriefe vom 15. Juli und 16. September 2023
4  Ralf Pauli, Die Schulabbrecher in: taz wochentaz 8. Juli 2023, S. 25 ff
5  „Referendariat muss kritisch überprüft werden“ in NWZ vom 7. 
Oktober 2023, S 20

allein garantiert noch nicht, dass sie, 
so ausgebildet, auch sofort problem-
los in der Schule arbeiten können; 
deshalb ist für den Berufseinstieg 
eine längere Begleitphase durch 
stützende Lehrkräfte erforderlich.
Das ist jetzt auch das Konzept, für 
das die GEW Niedersachsen wirbt. 
Sogar der Wissenschaftsrat  hat – 
nach interessanten Erfahrungen mit 
dualen Studiengängen (Verbindung 
von betrieblicher Berufsausbildung 
mit Studium) – ähnliche Ideen für 
die Lehrer*innenausbildung. Und als 

Der Ursprung der Studienseminare geht weit in die 
Zeit des 19. Jahrhunderts zurück. Eingerichtet wur-
den sie, um einen Kontrapunkt zur freien universitä-
ren Ausbildung zu setzen. Studienabgänger, welche 
die Luft der freigeistigen Universität geatmet hatten, 
sollten in einer zweiten Phase für den Staatsdienst 
„geeignet werden“.1  Diese anachronistische Idee der 
Lehramtsausbildung, die in Europa einzigartig ist, lebt 
bis heute fort.
Nun sind gerade in diesem Jahr eine Reihe von Artikeln 
in der Presse erschienen, die sehr kritisch über den 
Vorbereitungsdienst berichten. Neben der Nordwest-
Zeitung (siehe nebenstehenden Artikel) zeichnen die 
Süddeutsche Zeitung im März2, der NDR im Juni3 und 
die taz im Juli4 ein düsteres Bild von der zweiten Phase 
der Lehramtsausbildung. Der Spiegel fordert im August 
die Abschaffung des Referendariats5. Allen Artikeln ge-
mein ist, dass sie den Vorbereitungsdienst für viele an-
gehende Lehrkräfte als Leidenszeit skizzieren. In einer 
Umfrage der GEW Niedersachsen äußerten 58 Prozent 
der Berufseinsteiger*innen, dass sie sich zudem unzu-
reichend auf den Berufsalltag vorbereitet fühlen. Die Er-
gebnisse dieser Evaluation decken sich weitgehend mit 
einer von Drüge et al. 2014 veröffentlichten Studie zu 
psychosozialen Belastungen im Referendariat.6  
Es kann also davon ausgegangen werden, dass die aus 
Oldenburg geschilderten Missstände keinesfalls Einzel-
fälle sind, die sich nur dort finden lassen.
Doch bei aller begründeten Kritik darf eines nicht au-
ßer Acht geraten: An allen Studienseminaren lassen sich 
hochgradig qualifizierte Ausbilder*innen finden, die ih-
ren Job exzellent im Rahmen der rechtlichen Vorgaben 

jeden Tag mit größtem Engagement leisten. Es sind die 
strukturellen Vorgaben des Vorbereitungsdienstes, die 
im schlimmsten Fall zu den Auswüchsen führen, wie sie 
aus Oldenburg und anderswo berichtet werden. 
Daher lauten die entscheidenden Fragen: Braucht es 
eine streng hierarchisch strukturierte zweite Ausbil-
dungsphase, an deren Ende eine Prüfung steht, deren 
Inhalt von vielen Fachleuten als realitätsfern kritisiert 
wird, um Lehrkräfte für ihren Beruf zu befähigen? 
Oder steht dieses tradierte System einer qualifizierten 
Lehrer*innenausbildung eher im Wege?
Interessanterweise lassen sich zu diesen zentralen 
Fragen so gut wie keine Studien finden.  Insofern sind 
Aussagen über die Qualität der Lehrer*innenbildung 
bislang zumeist nur gefühltes Wissen. Die oben be-
schriebenen Artikel und Belastungsstudien weisen aber 
darauf hin, dass es dringenden Studien-, aber auch Re-
formbedarf gibt.

Stefan Störmer
Landesvorsitzender

1   Wikipedia. https://de.wikipedia.org/wiki/Lehramtsreferendariat, Zugriff 7. November 2023
2  Schriever, Julia: Kein Bock auf Schule. Süddeutsche Zeitung, 17. März 2023
3  www.ndr.de/nachrichten/niedersachsen/Ganz-harte-Schule-Immer-mehr-Referendare-am-
   Limit,referendare108.html, 20. Juni 2023
4  Pauli, Ralf: Die Schulabbrecher, taz vom 11. Juli 2023
5  Hildebrandt, Lukas: Wer bessere Lehrer will, muss das Referendariat abschaffen. Der Spiegel,   
  15. August 2023
6 Drüge, Marie et al: Psychosoziale Belastungen im Referendariat – Merkmale, Ausprägungen,   
  Folgen. In: Die deutsche Schule 2014, Heft 4, S. 358-372.
7  vgl. Kunz, Hagen et al: Der Vorbereitungsdienst: Desiderate und Perspektiven der Forschung. 
   In: Seminar, Volume 28, Issue 2: Der Vorbereitungsdienst – eine Bestandsaufnahme. 8/2022

Es sind nicht die Menschen – es ist die Struktur
Kommentar zur Diskussion um den Vorbereitungsdienst

Oldenburger erinnert man sich, dass 
vor fast 50 Jahren genau dieses Kon-
zept unter dem Namen Einphasige 
Lehrerausbildung als Modellprojekt 
mit viel Bundesmitteln an den Start 
ging. Es wurde vom Philologenver-
band einschließlich der Oldenburger 
Gymnasien intensivst bekämpft und 
musste schließlich aufgegeben wer-
den, weil der Bundesrat die notwen-
dige Zustimmung zur Änderung des 
Beamtenrechtsrahmengesetzes ver-
weigerte, mit der das Referendariat 
als alternativlose Pflichtstufe in den 

höheren Dienst abgeschafft worden wäre. Ob ein 
neuer Reformstart diese Hürde diesmal nehmen 
könnte?

Hansjürgen Otto
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Einführung diskriminierungskritischer 
Lerninhalte in die Lehrer*innenausbildung

Niedersächsischer Ausschuss für Migration, Diversität und Antidiskriminierung (NAMA) 
und Landesausschuss Queer

Laut einer EU-Studie, die im Okto-
ber 2023 veröffentlicht wurde, hat 
das Problem des Rassismus gegen-
über Schwarzen in Deutschland in 
den vergangenen fünf Jahren deut-
lich zugenommen. 
Unter den 13 Mitgliedsstaaten, in 
welchen die EU-Agentur für Grund-
rechte für die Erhebung Befragungen 
durchführte, schnitt die Bundesrepu-
blik sogar am schlechtesten ab. Und 
auch die Zahlen der registrierten 
Fälle von Hasskriminalität gegen Les-
ben, Schwule, Bisexuelle, trans- und 
intergeschlechtliche sowie queere 
Menschen steigt seit Beginn ihrer 
Erfassung 2001 stetig an. Deshalb 
ist es von enormer Wichtigkeit, An-
tidiskriminierung in Schulen zu the-
matisieren, um sicherzustellen, dass 
jede Schüler*in in einer gerechten 
und respektvollen Umgebung lernen 
kann, in der Vielfalt geschätzt und 
Diskriminierung bekämpft wird. Aber 
leider sind derzeit diskriminierungs-
kritische Inhalte nicht verpflichtend 
in der Lehrer*innenausbildung in 
Niedersachsen enthalten.

Aus Sicht des Landesausschusses 
Queer und des Landesausschusses 
für Migration, Diversität und Anti-
diskriminierung (NAMA) ist das aber 
dringend notwendig! Dabei sind alle 
Formen von Diskriminierung in den 
Blick zu nehmen. Diskriminierungs-
kritik darf nicht ein Wahl- oder Quer-
schnittfach sein, denn der Umgang 
mit Vielfalt ist in unserer Migrati-
onsgesellschaft eine unabdingbare 
Schlüsselkompetenz, über die alle 
Lehrkräfte verfügen müssen. Ange-
sichts dieser Grundlagen schlagen 
die Ausschüsse folgende Ideen zur 
Implementierung von diskriminie-
rungskritischen Inhalten in der Lehr-
kräfteausbildung in Niedersachsen 
vor:
1. Die diskriminierungskritischen 

Lerninhalte sollten fächerüber-
greifend im Lehramtsstudium, 
also in den Bildungswissenschaf-
ten, verankert werden. Einzelne 
Workshops oder Vorlesungen ge-
nügen nicht. Eine ganzsemestrige 
Seminarveranstaltung soll das Mi-
nimum sein.

2. Diskriminierungskritische Inhalte 
müssen sich auch in den einzel-
nen Fachdidaktiken verankern. 
Dies muss gewährleitet werden, 
um ein möglichst umfassendes 
Verständnis zu fördern. 

3. Professionelle externe Akteur*-
innen mit Erfahrungen im Be-
reich der Diskriminierungskritik 
sollten bei der Verankerung der 
einzelnen Inhalte unterstützen 
und bei der Schulung von Dozie-
renden beraten. Sie sollten dabei 
viele unterschiedliche Perspekti-
ven einbringen (unter anderem 
queere, nicht-weiße, geflüchtete 
oder Menschen mit Behinde-
rung), um einen möglichst in-
klusiven Blick zu gewinnen. 
Durch eine Zusammenarbeit mit 
Expert*innen aus der Pädagogik 
im Hochschulbereich ist sicherzu-
stellen, dass die Lehrkräfteausbil-
dung auf dem neuesten Stand ist. 
Hier seien Lehrende wie zum Bei-
spiel Karim Fereidooni, Yasemin 
Karakaşoğlu, Sabine Klomfaß, 
Mona Massumi, Astrid Messer-
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schmidt, Paul Mecheril, Folke 
Brodersen, Stefan Timmermanns, 
Ulrich Klocke, Juliette Wedl, Sand-
ra Wolf, Katharina Debus, Heinz-
Jürgen Voß erwähnt. Als Good 
Practice sei hier auf die AG „Diver-
sität und Antidiskriminierung im 
Lehramtsstudium“ des Zentrums 
für Lehrerbildung und Bildungs-
forschung (ZeLB) an der Universi-
tät Potsdam hingewiesen.

4. Im Bildungssystem sind neben 
den handelnden Personen auch 
die im Unterricht eingesetzten 
Lehr- und Lernmaterialien von 
Bedeutung. So können stereoty-
pe Darstellungen von Menschen 
in Schulbüchern – zum Beispiel 
überwiegend in der Objekt- oder 
Opferrolle – Konsequenzen für 
den sozialen Status der Kinder ha-
ben. Nicht nur aus diesem Grund 
sollten Expert*innen aus der Pä-
dagogik im Hochschulbereich 
Schulungen zur Entwicklung von 
Lehr- und Lernmaterialien anbie-
ten und bei der Umsetzung von 
diskriminierungskritischen Lern-
inhalten unterstützen. Das Ziel 
sollte die Abbildung der vorhan-

denen Vielfalt sein. Hier seien in 
Bezug auf Rassismuskritik die Ar-
beiten von Annette Kliewer oder 
Jana Mikota genannt. Auch das 
digitale Portal „Geographie ras-
sismuskritischer unterrichten“ der 
Universität Hamburg ist ein Bei-
spiel für Good Practice. Aus dem 
queeren Bereich seien zum Bei-
spiel Arbeiten von Juliette Wedl 
und Annika Spahn aus im Rahmen 
des Programms Schule lehrt/lernt 
Vielfalt oder Publikationen von 
Ursula Rosen oder Birgit Palzkill 
genannt.

5. Idealerweise sollten die angehen-
den Lehrkräfte die Möglichkeit be-
kommen, praktische Erfahrungen 
in diversen Schulformen und Bil-
dungseinrichtungen zu sammeln. 
Dies ermöglicht ihnen, verschie-
dene Lerngruppen kennenzuler-
nen und ihre eigenen Vorurteile 
zu hinterfragen.

6. Evaluierungen und Feedbackme-
chanismen sollten implementiert 
werden, um die Wirksamkeit der 
eingeführten diskriminierungskri-
tischen Lerninhalte zu überprü-
fen.

Fazit: Diskriminierungs- und Rassis-
muskritik im Kontext Schule befasst 
sich mit rassistischen und diskrimi-
nierenden Einstellungen, Diskur-
sen und Handlungen innerhalb der 
Schülerschaft, innerhalb des Lehr-
kräftekollegiums, in der Elternar-
beit, als Unterrichtsgegenstand, 
in Unterrichtsmaterialien und als 
Einflussgröße auf die Leistungsbe-
wertung von Schüler*innen. Aus 
diesem Grund ist die Implementie-
rung von verpflichtenden diskrimi-
nierungskritischen Lerninhalten in 
der Lehrer*innenausbildung nur ein 
notwendiger Schritt von vielen ande-
ren, die diese Maßnahmen begleiten 
sollten, um Diskriminierung aus dem 
System Schule so weit wie möglich 
zu beseitigen. Diese werden in ei-
nem kommenden Beitrag dargelegt 
werden.

Anna Macías
Niedersächsischer Ausschuss für 

Migration, Diversität und Antidiskri-
minierung (NAMA) 

Monika Brinker 
Landesausschuss Queer GEW
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Schule braucht vor allem mehr Bewegung
GEW-Sportkommission Niedersachsen: Fragwürdige Stellungnahme der SWK zur Grundschule

Alternativen vermitteln – damit das 
Smartphone langweilig wird: Tan-
zen, Theater spielen, im Chor singen, 
Sport treiben, ein Musikinstrument 
lernen, im Orchester mitspielen, 
reale Freunde und reale Erlebnisse 
haben – das alles kann in der (Ganz-
tags-)Schule stattfinden und viel 
spannender sein, als ständig auf das 
Smartphone zu schauen.
Der Sportpädagoge Prof. Nils Neuber 
und der Schulpädagoge Prof. Klaus 
Zierer formulierten in der FAZ vom 
10. März 2023 – ähnlich wie ande-
re Wissenschaftler*innen1 – eine 
Erwiderung auf die Stellungnahme 
der Ständigen Wissenschaftlichen 
Kommission (SWK) der Kultusminis-
terkonferenz (KMK) zur Grundschule 
(Dezember 2022). Die SWK fordert 
eine Neuorientierung des Grund-
schulunterrichts sowie der Aus- und 
Fortbildung im Lehramt im Sinne der 
Konzentration auf die Fächer Deutsch 
und Mathematik (Lesen, Schreiben, 
Rechnen). 
Neuber und Zierer stellen hingegen 
fest: „Mehr als 70 Prozent der Kinder 
und Jugendlichen leiden noch heute 
an den Folgen der Corona-Pandemie, 
wie die Bundesministerien für Familie 
und Gesundheit jüngst gemeinsam 
erklärten. Wichtiger denn je sind des-
halb das Erleben in der Gruppe, Spiel 
und Interaktion, Bewegung und Sport, 
Kunst und Musik, Naturerlebnisse und 
handwerkliche Tätigkeiten. Die Kinder 
müssen Zugehörigkeit und Anerken-
nung erleben, Selbstwirksamkeit und 
Erfolg – gerade in der Schule. Das 
kann beispielsweise über erlebnispä- 
dagogische Aufgaben erfolgen, die 
nur im Team zu lösen sind, oder über 
intensive Könnenserlebnisse, etwa 
beim Schwimmenlernen. Letztlich 
kann der Bildungsprozess nur gelin-
gen, wenn auch die andere Seite der 

Bildung angesprochen wird. Denn 
Bildung umfasst nicht nur mathema-
tische, naturwissenschaftliche und 
sprachliche Kompetenzen, sondern 
sie zielt immer auf den ganzen Men-
schen. Die Schule von heute braucht 
also nicht als Erstes mehr Deutsch und 
Mathematik. Sie braucht vor allem 
mehr Bewegung.“
Bewegung ist aber mehr als nur Sport, 
denn Bewegung ist auch ohne sport-
lichen Rahmen möglich. Wenn sich 
Kinder ohne jegliche Regeln auf dem 
Schulhof einen Ball zuschießen, erin-
nert das zwar an Fußball, ist aber im 
engeren Sinne kein Sport, sondern 
Spiel und Bewegung. Wer ausgelassen 
tanzt oder mit dem Fahrrad zur Schu-
le fährt, bewegt sich, das ist Teil eines 
gesunden Lebens (vgl. AOK).2 Dazu 
gehört in Kita und Ganztagsschule 
aber auch ein gesundes Mittagessen, 
das zukünftig im Sinne von Chancen-
gleichheit (weitgehend) kostenlos an-
geboten werden sollte. 
Neuber und Zierer fordern „bewe-
gungsfreundliche Schulgebäude und 
-höfe, vielseitige Bewegungs- und 
Sportangebote im Unterricht und 
im Ganztag, bewegte Schulfeste und 
Klassenfahrten, Bewegungspausen 
im Klassenunterricht und beweg-
tes Lernen“. Schule sollte durch eine 
„kindgerechte Rhythmisierung des 
Unterrichts“ verändert werden. Das 
würde nicht nur Kindern mit Lern-
schwierigkeiten helfen, einen Zugang 
zu Deutsch und Mathe zu finden, 
sondern wäre ein Beitrag zu einer 
„Grundschule, die von allen Kindern 
gern besucht“ wird.
Die Sportkommission hat angesichts 
des gravierenden Bewegungsmangels 
die Forderung nach einer Stärkung 
von Bewegung und Sport in Schule 
und Ganztag erneut bekräftigt (E&W 
Niedersachsen Februar 2023) und 

konkretes Handeln gefordert. Die ver-
bindliche Einführung einer täglichen 
Bewegungszeit in den Grundschulen 
in Frankreich sollte uns Vorbild sein, 
genau wie das in Finnland praktizierte 
nationale Programm „Schools on the 
move“3. Es zielt darauf ab, eine kör-
perlich aktive Kultur in Schulen zu eta-
blieren und allen Schüler*innen täg-
lich eine Stunde körperliche Aktivität 
(inklusive Sportunterricht) zu gewähr-
leisten. Das Programm (seit mehr als 
zehn Jahren an 90 Prozent aller Schu-
len) hat nachweislich dazu geführt, 
dass sich die Zahl der Schüler*innen, 
die die Bewegungsanforderungen der 
WHO (eine Stunde pro Tag) erfüllt, 
erhöht hat. Interessierte finden auf 
Youtube Beispiele4 in Form kleiner Vi-
deos.
Der Weg zu vielen „Schools on the 
move“ in Niedersachsen mag noch 
weit sein, wichtig ist, auf allen Ebe-
nen zu beginnen: In der einzelnen 
Schule, durch Unterstützung aus der 
Wissenschaft, aber auch durch Un-
terstützung vom Kultusministerium 
(MK)! Denn die KMK – also auch das 
niedersächsische MK – hat vor weni-
gen Monaten (9. Februar 2023) mit 
dem Beschluss „Bewegungsfördern-
de Schule – Bericht über den Ent-
wicklungsstand in den Ländern“ eine 
bemerkenswerte Weiterentwicklung 
des Entwicklungziels aller Schulen von 
der Bewegungsfreundlichen Schule 
(Beschluss 2001) hin zum Begriff der 
„Bewegungsfördernden Schule“ voll-
zogen.
„Ein zentrales Anliegen ist die Stär-
kung des Unterrichtsfachs Sport, wel-
ches gerade durch die Vermittlung 
von Bewegungskompetenzen und 
Bewegungsfreude Grundlage der Ent-
wicklung eines bewegten Lebensstils 
sein kann“, heißt es im KMK-Papier 
(S. 4). Die Sportkommission hofft in 
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Niedersachsen auf die Rückkehr zu mehr Sportstunden, 
denn in der weit überwiegenden Mehrheit der Bundeslän-
der wird das Fach Sport von Jahrgang 1 bis 10 mit je drei 
Stunden unterrichtet, während es in Niedersachsen seit 
Jahrzehnten in allen Stundentafeln nur zwei Stunden sind.
Sport und Bewegung soll laut KMK als „Leitmotiv und Be-
wegungsförderung als Querschnittsthema“ aller Prozesse 
der Unterrichts- und Schulentwicklung verstanden wer-
den, denn „Sport und Bewegung können einen wichtigen 
Beitrag zur ganzheitlichen Persönlichkeitsentwicklung“ 
und zur Erfüllung des „schulischen Bildungs- und Erzie-
hungsauftrags leisten“. 
Es bleibt zu hoffen, dass auch das MK „die Umsetzung 
einer ‚Bewegungsfördernden Schule‘ als bedeutsames 
Anliegen betrachtet“ (S. 55). Aber im Bericht des Landes 
Niedersachsen (Teil des KMK-Papiers) kommt das Wort Be-
wegungsförderung überhaupt nicht vor, sondern es ist nur 
von Sportförderung die Rede. Dies ergibt sich wohl aus den 
vielen Kooperationsabkommen mit dem Landessportbund 
(LSB) in den letzten Jahren. Es besteht nach Ansicht der 
Sportkommission die Gefahr, dass sich das MK zu einsei-
tig auf den LSB als Vertreter des organisierten Sports (ein 
natürlich wichtiger, kompetenter Partner für sportliche 
Themen) festgelegt hat, um wesentliche staatliche Aufga-
ben des (außerunterrichtlichen) Schulsports (Bewegung 
und Sport in der Ganztagsschule) nur in Kooperation mit 
dem LSB lösen zu wollen. Der LSB repräsentiert ein sehr 
verbreitetes, aber eben nicht ausschließliches Verständnis 
von Bewegung, denn Bewegung umfasst – wie bereits er-
wähnt – mehr als nur Sport. 
Die Sportkommission hofft, dass das MK schnell alles un-
ternimmt, damit Bewegung und Sport „Leitmotiv“ und 
Bewegungsförderung „Querschnittsthema“ der Schul-
entwicklung an möglichst vielen Schulen wird. Die GEW 
empfiehlt durch Fortbildungen (NLQ etc.) den Lehrkräf-
ten verstärkt „fächerübergreifend Anregungen und Ideen 
zum bewegten, wahrnehmungsfördernden Unterricht“ 
anzubieten. Darüber hinaus sollte „die Aufnahme eines 
Seminars ‚Bewegungsmöglichkeiten im Unterricht‘ in allen 
lehramtsbezogenen Studiengängen unabhängig von den 
Fächern“ (KMK S. 38) initiiert werden.
Ein weiteres Gespräch von Vertreter*innen der Sportkom-
mission mit Abgeordneten von SPD /GRÜNE ist terminiert. 
Die Sportkommission hofft weiterhin auf ein Gespräch mit 
Vertreter*innen des Kultusministeriums, auf einen nieder-
sächsischen Schulsportgipfel in 2024, auf eine Qualitätsof-
fensive Schulsport wie in Nordrhein-Westfalen und das 
Zusammenwirken vieler Partner aus den Bereichen Politik, 
Bildung, Wissenschaft, Sport, Verbänden und Gewerk-
schaften im Sinne einer bewegungsfördernden Schule.
Ziel ist, möglichst schnell die Zahl der Schüler*innen zu 
erhöhen, die sich mindestens eine Stunde pro Tag (Forde-
rung der WHO) bewegen. 

Thorsten Herla, Henryk Urban, 
Lothar Wehlitz

GEW-Sportkommission 

Forderungen5

(� kurz-, � mittel,- � langfristig)

Bewegung, Spiel und Sport in der Kita
� Gezielte Bewegungsförderung in allen Kitas 
� Qualifizierungsmaßnahmen für tätige Erzieher*innen 
� Verbindliches Modul in der Ausbildung der 

Erzieher*innen 

Bewegung, Spiel und Sport in der Schule
� Sportunterricht darf nicht ausfallen! Erfüllen beispiels-

weise durch Lehraufträge durch Sportstudierende – auch 
Grundschule 3. und 4. Jahrgang 

� (erlasskonforme) Umsetzung der dritten Sportstunde in 
der Grundschule: „Eine zusätzliche Sportstunde ist durch 
tägliche, in den Fachunterricht zu integrierende Bewe-
gungszeiten zu gewährleisten.“

� Schwimmfähigkeit fördern und Erwerb nachholen (Jahr-
gänge 3 bis 6)

� Rebirth active school und ähnliches vor allem an Grund-
schulen etablieren 

� Sportförderunterricht auch durch außerschulische 
Fachkräfte (Physiotherapeuten und so weiter) mit guter 
Bezahlung (Jahrgänge 1 bis 7)

� Reduktion des fachfremd erteilten Sportunterrichts 
(besonders in der Grundschule) 

� Verpflichtende Umsetzung täglicher Bewegungszeiten
� Mindestens vier Stunden Sportunterricht in der Grund-

schule und drei Stunden in den Jahrgängen 5 bis 10, 
zusätzliche tägliche Bewegungsangebote 

Bewegung, Spiel und Sport in der Ganztagsschule
� Pädagogisches Ganztagskonzept für jede Ganztagsschule 
� Rhythmisierung des Schultages unter Einbeziehung aller 

Akteure 
� Alle im Ganztag Tätigen sollen eine pädagogische Ausbil-

dung haben (mindestens Übungsleiter C)

Finanzierung
� Angemessene Bezahlung studentischer Aushilfskräfte 

(Lehrauftrag) sowie des externen Personals im Ganztag 
� Verstetigung der Förderprogramme (zum Beispiel „Start-

klar in die Zukunft“)

Ausbildung
� Aufstockung der Studienplätze Sport; Motorikmodul in 

allen Lehramtsstudiengängen
� Entkopplung Kurzfach-Langfach / freie Fächerwahl im 

Lehramtsstudium
� Gemeinsame Entwicklung der Curricula durch MK und 

MWK: bessere Abstimmung zwischen den Ausbildungs-
phasen I und II

1    zum Beispiel Zentrum für Bildungsforschung Humboldt Universität Berlin –  
  Berliner-Erklärung

2   vgl. AOK: Stichwort: Was ist Sport – was ist Bewegung?
3   Stichwort: Sportfördermaßnahmen in ausgewählten Ländern – BASPO +   
  Schools on the move – Finland 

4   Stichwort auf Youtube: schools on the move
5   Kurzfassung; ausführlich Homepage der GEW-SpoKo unter Aktuelles



Junge Alternative

Die Abkürzung für Höckejugend: HJ?
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Am 15. und 16. Oktober 2022 lud 
die Junge Alternative (JA) zu ihrem 
Bundeskongress in Apolda (Thürin-
gen) ein. In dem Versammlungsauf-
ruf1 inszenierte sie sich als „Avant-
garde“ einer politisch radikalen 
Jugend, die sich in Zeiten multipler 
Krisen gegen das „dekadente, volks-
entfremdete politische Establish-
ment“ positioniert. Björn Höcke, 
der in Apolda als Redner auftrat, 
sprach von der „kulturellen Macht-
frage“ und der Notwendigkeit des 
Kulturkampfes. Der ebenfalls an-
wesende AfD-(Co-)Vorsitzende Tino 
Chrupalla betonte, dass die JA und 
die Mutterpartei „Hand in Hand“ 
gehen würden.2

Zum neuen JA-Vorsitzenden wur-
de der 31-jährige Oberfeldwebel 
Hannes Gnauck aus Brandenburg 
gewählt.3 Gnauck sitzt seit 2021 
für die AfD im Bundestag; kurz vor-
her hatte ihn die Bundeswehr vom 
Dienst freigestellt, da der Militäri-
sche Abschirmdienst (MAD) ihn als 
Extremisten der Stufe „Rot“ einge-
stuft hatte. Seitdem gilt für Gnauck 
Uniformverbot in allen Bereichen 
der Bundeswehr. Besonders pikant 
in diesem Zusammenhang: Gnauck 

sitzt als Vertreter der AfD im Vertei-
digungsausschuss! Vorgänger von 
Gnauck war Marvin T. Neumann, der 
allerdings nach rassistischen Twitter-
Äußerungen zurücktreten und an-
schließend (aus taktischen Gründen) 
auch aus der AfD austreten musste. 
Neumann twitterte unter anderem: 
„Andere weiße Europäer bzw. ihre 
Nachfahren könn(t)en Deutsche wer-
den, Schwarzafrikaner aber nicht.“4 
Nach der Einstufung der JA durch 
den Verfassungsschutz als „gesichert 
rechtsextremistisch“ kanzelte er dies 
als „Kriegserklärung an das deutsche 
Volk“ ab.5 Doch die politische Kar-
riere des Marvin T. Neumann war 
damit keineswegs beendet. Wenig 
später tauchte er als persönlicher 
Referent im Bundestag auf – für den 
MdB Hannes Gnauck! Eine ähnli-
che Karriere machte Mario Müller, 
ein ehemals in Delmenhorst und 
im Landkreis Oldenburg agierender 
Neonazi, der mehrfach wegen Ge-
waltdelikten und anderen politisch 
motivierten Taten verurteilt wurde. 
In der Folgezeit war Müller einer der 
Führer der Identitären Bewegung 
mit guten Kontakten zum neurech-
ten Institut für Staatspolitik des Götz 

Kubitschek. Nach der Bundestags-
wahl 2021 wurde Müller als Mitar-
beiter des 32-jährigen MdB Wenzel 
Schmidt, der von 2015 bis 2021 JA-
Vorsitzender in Sachsen-Anhalt war, 
im Bundestag angestellt.6 Doch das 
sind keineswegs Einzelfälle. Mindes-
tens fünf weitere AfD-Abgeordnete 
sind oder waren Teil der JA, daneben 
zahlreiche weitere Mitarbeitende 
der Fraktion.7

„Akutes Sicherheitsrisiko“
Auf eine Anfrage der LINKEN-Ab-
geordneten Martina Renner zu 
JA'er*innen im Bundestag antwor-
tete die Bundesregierung lediglich, 
dass diese Tatsache bekannt sei, 
nähere Angaben dagegen nicht zu-
lässig. Renner hält diese Antwort für 
unbefriedigend. Es sei „ein akutes 
Sicherheitsrisiko“, wenn Mitglieder 
der JA sowie des ebenfalls als rechts-
extrem klassifizierten Instituts für 
Staatspolitik und des Kampagnen-
Netzwerks „Ein Prozent“ Zugang zum 
Bundestag und zu sensiblen Informa-
tionen hätten. „Aufgrund erwiesener 
Bezüge von AfD-Abgeordneten und 
ihrer Mitarbeiter*innen zu Rechts-
terrorplanungen ist die Gefahr real, 



dass über sie Waffen und Personen 
unkontrolliert in den Bundestag ein-
geschleust werden können“, so Ren-
ner.8 Kurz nach der Klassifizierung 
meldete sich auch Bundesinnenmi-
nisterin Nancy Faeser zu Wort. Die 
Junge Alternative, so Faeser, verbrei-
te nichts als Hass und Ausgrenzung“9 
und extrem rechte Aktivist*innen 
gehörten entwaffnet und aus dem 
Staatsdienst entfernt. Das Prob-
lem allerdings: eine Übersicht, wie 
viele Mitglieder der JA Waffen be-
sitzen oder im öffentlichen Dienst 
sind, fehlt bisher. Nicht nur Renner, 
sondern auch der GRÜNEN-Innen-
politiker Marcel Emmerich hält die 
fehlende Übersicht für gefährlich. 
„Jeder Rechtsextremist mit Zugang 
zu Waffen ist eine enorme Gefahr für 
die öffentliche Sicherheit.“ Gleiches 
gelte für JA-Mitglieder im Staats-
dienst, deshalb müssten „Bund und 
Länder wissen, wer Mitglied einer 
rechtsextremen Organisation ist und 
dann disziplinarrechtliche Schritte 
ins Auge fassen.“10

Niedersachsen: bewegte Geschichte
Die Geschichte der JA in Nieder-
sachsen ist eine Abfolge von Skan-
dalen, Ausschlüssen, Auflösungen 
und Neugründungen. Überregiona-
le Bekanntheit erlangte dabei der 
ab 2016 amtierende JA-Vorsitzende 
Lars Steinke, der Anfang August 2018 
in einem Facebook-Post schrieb, der 
Hitler-Attentäter Claus Schenk Graf 
von Stauffenberg sei ein „Verräter“ 
und sein Anschlag „der beschä-
mende Versuch eines Feiglings.“11 
Steinke wurde daraufhin vom Lan-
desschiedsgericht aus der JA ausge-
schlossen und im Juni 2019 auch aus 
der AfD. Doch bereits 2018 hatte sich 
die JA Niedersachsen auf dem Bun-
deskongress der JA in Barsinghausen 
selbst aufgelöst, nachdem bekannt 
geworden war, dass das Landesamt 
für Verfassungsschutz die JA beob-
achtete und der Bezirk Braunschweig 
WhatsApp-Aussagen gepostet hat-
te wie: „Wir sollten Tierversuche 
stoppen und Flüchtlinge dafür neh-
men.“12 Eine Neugründung erfolg-
te dann erst wieder im April 2021. 

Doch bereits ein gutes Jahr später, 
auf dem Landesparteitag der AfD in 
Hannover, wurde mehrheitlich der 
Antrag auf „Nichtanerkennung der 
JA-Neugründung“ beschlossen.13 
Eingebracht hatte den Antrag aus-
gerechnet der Landtagsabgeordnete 
Klaus Wichmann, dessen Landtags-
fraktion Lars Steinke 2017 als Prakti-
kanten eingestellt hatte.

Radikalisierung
Die Nichtanerkennung des partei-
nahen Jugendverbandes auf dem 
Landesparteitag in Hannover hatte 
zweifellos auch taktische Gründe, 
gab es in doch im AfD-Landesver-
band zu diesem Zeitpunkt Ängste, 
bei der Landtagswahl an der 5-Pro-
zent-Hürde zu scheitern. Unter dem 
neuen Parteivorsitzenden und MdB 
Frank Rinck versuchte man deshalb 
bewusst, sich ein bürgerlich-boden-
ständiges Image zuzulegen. Umso 
unverblümter konnte die JA Nieder-
sachsen nach der Nichtanerkennung 
ihre extrem rechten Orientierungen 
und Kontakte ausbauen. So zum 
Beispiel auf einem am 25. Februar 
2023 konspirativ durchgeführten 
Kongress14 mit dem Titel „Die wil-
den 20'er“ in Hofen bei Uchte, auf 
dem die Arbeit für das Jahr 2023 
koordiniert werden sollte. Unter der 
Leitung des JA-Vorsitzenden Adri-
an Maxhuni aus Gehrde (Landkreis 
Osnabrück) konnte auf dem Treffen 
unter anderem der ehemalige Bun-
desschulungsleiter der Jungen Nati-

onaldemokraten, 
Pierre Dornbrach, 
referieren. Keineswegs 
mehr dem jugendlichen 
Spektrum angehörend, dafür aber 
umso aufschlussreicher für die Aus-
richtung des Treffens, war zudem 
die Teilnahme des AfD-KV-Diepholz-
Vorsitzenden Andreas Iloff. Iloff kann 
auf eine über 30-jährige Aktivisten-
zeit in den Strukturen der extremen 
Rechten zurückblicken und es ver-
wundert nicht, dass er ein glühender 
Unterstützer des faschistischen Hö-
cke-Kurses ist. Ohnehin hat sich die 
Reaktion der mittlerweile deutlich 
von Höcke dominierten Parteifüh-
rung auf die Einstufung der JA durch 
den Verfassungsschutz erkennbar 
gewandelt. Während 2019 die Par-
teispitze nach der Klassifizierung der 
JA als „rechtsextremer Verdachtsfall“ 
noch hektisch zur Mäßigung aufrief, 
gab sich die Parteiführung nunmehr 
betont gelassen. Am 1. Mai 2023 
zeigten sich Alice Weidel und Björn 
Höcke auf der Kundgebung in Erfurt 
demonstrativ im Einklang mit der JA. 
Auf der Kundgebung selbst fabulier-
te Höcke, dass „Deutschland kein 
souveränes Land“ sei und „die AfD in 
Regierungsverantwortung kommen 
müsse“, und – als wenig verklausu-
lierte Gewaltandrohung – die AfD 
die „letzte friedliche Chance für die-
ses Land“ sei.15

Ralf Beduhn

1    Stephanie Heide/Maya Reinecke: Junge Alternative. In: DRR Nr. 200, S. 27.
2   Ebd.
3   Vgl. i. F. ebd.
4   Rundbrief der Antonio-Amadeus-Stiftung: Was die Einstufung der AfD-Parteijugend als „gesichert rechts 
    extrem“ bedeutet. Juni 2023.
5   Ebd.
6   Vgl. ebd.
7   Gareth Joswig/Konrad Litschko: Stochern im neurechten Nebel. In: taz, 5. Mai 2023.
8   Z.n. ebd.
9   Z.n. ebd.
10 Z.n. ebd.
11  Vgl. https://de.everybodywiki.com/Lars_Steinke.
12  Andreas Speit: Deutsche Jugend rausgeschmissen. In: taz nord, 30. Mai 2023.
13  Vgl. ebd.
14  Vgl. i.F. https://facebook.com/wirsindmehrBuendnisDiepholz/?ref=py_c.
15  Z.n. Joswig/Litschko, ebd.
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Nach einer langen Pause, bedingt 
durch die Corona-Pandemie, konn-
te im September endlich wieder 
ein landesweiter Senior*innentag 
zum Thema „Das bewegt uns: Klima 
– Sicherheit – Frieden“ in Präsenz 
durchgeführt werden. Rund hun-
dert Senior*innen fanden sich im 
Hotel Niedersachsenhof in Verden 
ein, um eine abwechslungsreiche 
Veranstaltung zu erleben.
Nach einer kurzen Begrüßung durch 
das dreiköpfige Vorsitzenden-Team 
der Landesfachgruppe Senior*innen 
sprach Karina Krell als Vorsitzen-
de des Bezirksverbands Lüneburg 
ein Grußwort. Sie betonte, dass die 
Senior*innen eine der größten Fach-
gruppen in der GEW seien und ihre 
Mitarbeit auf verschiedenen Ebe-
nen der GEW bereichernd und un-
abdingbar sei. Deshalb sei es nötig, 
mit Veranstaltungen und anderen 
geeigneten Maßnahmen das Inte-
resse an der GEW wach zu halten. 
Sie wünschte dem Senior*innentag 
einen guten Erfolg.
Der Landesvorsitzende der GEW, 
Stefan Störmer, ging auf die aktuelle 
schulpolitische Lage ein und bemän-
gelte, dass in den Schulen ein großer 
Lehr- und Fachkräftemangel bestün-
de. Er würde von der Presse oft ge-
fragt, wie dieser zu bekämpfen sei, 
und er erwähne dann die Frage des 
Stifterverbands, ob die Lehrerausbil-
dung noch zeitgemäß sei. Störmer 
machte an Beispielen die derzeitigen 
Schwächen in der Lehrkräfteaus-

Landesfachgruppe Senior*innen

Breites Angebot an Veranstaltungen 
auf dem Senior*innentag

bildung deutlich und forderte not-
wendige Reformen. Er stellte dazu 
verschiedene politische Ansätze vor, 
die aber untauglich seien, solange es 
keinen Konsens gäbe, was Lehrkräfte 
können müssten. Es müsse dringend 
ein Berufsbild „Lehrkraft“ entwickelt 
werden. Notwendig sei auch eine 
baldige Besoldungsanpassung.

Perspektiven im Ukrainekonflikt
Für den Hauptvortrag am Vormittag 
war es gelungen, den Journalisten, 
Buchautor und langjährigen Korres-
pondenten für die taz bei der UN in 
Genf, Andreas Zumach, zu gewinnen, 
der einen Vortrag hielt zum Thema 
„Gewalt oder Diplomatie: Entwick-
lung und Perspektiven im Ukraine-
konflikt“. Zumach begann seinen 
eineinhalbstündigen Vortrag mit der 
Beurteilung, dass der Ukrainekrieg 
ein verbrecherischer, völkerrechts-
widriger Angriffskrieg sei und keine 
Rechtfertigung oder Verharmlosung 
erlaube. Aber es hätte in der Vor-
geschichte Fehler und falsche Wei-
chenstellungen gegeben und man 
müsse sich fragen, ob dieser Krieg 
hätte verhindert werden können. 
Eine eindeutige Antwort darauf sei 
schwierig. Es sei Tatsache, dass sich 
die Beziehungen zwischen dem Wes-
ten und Russland Schritt für Schritt 
verschlechtert hätten. Die Konferenz 
für Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa (KSZE) sollte das Herz-
stück der europäischen Kultur wer-
den, was aber scheiterte, weil die 

Verantwortlichen in der Regierung 
der USA dem Bündnis von Anfang 
an skeptisch bis ablehnend gegen-
übergestanden hätten. Die NATO-
Osterweiterung wurde von dem 
amerikanischen Historiker George 
Kennan in einem Leitartikel bereits 
1999 als verhängnisvoller Fehler be-
zeichnet. Putin sähe sein Land als 
Verlierer des Kalten Krieges, in dem 
das Sowjetreich zerfiel und Russland 
zu einer Regionalmacht wurde, so 
dass bei den Russen ein legitimes Si-
cherheitsinteresse entstand. Zudem 
lag die russische Wirtschaft nach der 
Ausgliederung der Sowjetrepubliken 
am Boden und es gab keine sozialen 
Leistungen mehr. Putin habe ver-
sucht, eine Kehrtwende einzuleiten, 
aber die bitteren Jahre der Vergan-
genheit seien nicht aufgearbeitet 
worden und würden den Nährboden 
für Putins Argumentation bilden.
Wie kann der Krieg beendet wer-
den? Zumach referierte, dass es dazu 
mehrerer Ansätze bedürfe, denn die 
politischen und militärischen Ziele 
gingen im Moment völlig durchei-
nander. Es gäbe leider keine mehr-
heitsfähige Haltung der NATO, im 
Ukraine-Konflikt ein Moratorium zu 
veranstalten. Es müsse möglichst 
schnell ein Waffenstillstand erreicht 
werden, denn Russlands Überlegen-
heit bei Waffensystemen und Solda-
ten könnten nicht durch westliche 
Lieferungen ausgeglichen werden. 
Dazu müssten die westlichen Staaten 
und China entsprechenden Druck 
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ausüben auf Russland und auf Wolo-
dymyr Selenskyi, der bereit sein müs-
se, mit Russland zu verhandeln. Eine 
kritische Analyse seitens der EU sei 
nötig. Diese solle die Militarisierung 
nicht unterstützen. Eine Lösung des 
Ukrainekonfliktes sei wahrscheinlich 
nur von unten her aufzurollen. Des-
halb sei es unumgänglich, Ansprech-
partner zu suchen, um in diesem 
Sinne auf eine Beendigung des Uk-
rainekrieges hinzuwirken. Nach einer 
lebhaften Diskussion wurde Andreas 
Zumach mit langanhaltendem Beifall 
bedacht.

Workshops
Am Nachmittag verteilten sich die 
Teilnehmer*innen auf fünf Work-
shops. Großen Zulauf hatte Kai Kirch-
ner von der Verbraucherzentrale 
Niedersachsen mit seinem Vortrag 
über das Thema „Vorsorge für ein 
selbstbestimmtes Leben – Vorsor-
gevollmacht – Patientenverfügung – 
Betreuungsverfügung“. Dabei mach-
te er einerseits die Unterschiede von 
Vorsorgevollmacht, Patienten- und 
Betreuungsverfügung deutlich und 
erläuterte andererseits die aktuellen 
rechtlichen Aspekte, die es für die 
Vorsorge zu einem selbstbestimmten 
Leben zu beachten gilt. Die Kompli-
ziertheit beim Anfertigen von Pati-
entenverfügungen wurde von ihm 
anschaulich erläutert. Auf der Web-
site der Verbraucherzentrale bietet 
er Online-Seminare unter folgender 
Adresse an: www.verbraucherzen-
trale.de/selbstbestimmt. Viele der 
Zuhörer*innen hatten bisher noch 
keine der Verfügungen erstellt, so 
dass ihr Interesse auch über die an-
gesetzte Zeit groß war.
Ebenfalls großes Interesse fand der 
Workshop „Sicherheit im Internet“. 
Kathrin Bartsch von der Verbrau-
cherzentrale Niedersachsen referier-
te sehr anschaulich und gab Infor-
mationen zu sicheren Browsern und 
zuverlässigen Schutzmaßnahmen, 
zur Einstellung und Entfernung von 
Cookies, zu hilfreichen Suchmaschi-
nen im Internet und deren geschütz-
ter Einstellung. Neben zahlreichen 
Hinweisen zum gefahrlosen Surfen 
im Internet gab es hilfreiche Tipps 

zu sicheren Passwörtern und deren 
Aufbewahrung.
Der Workshop „Im Alter sicher leben 
– Prävention von Betrugsmaschen“ 
befasste sich mit Tricks an der Haus-
tür und am Telefon. Polizeihaupt-
kommissarin und Kontaktbeamtin 
Katja Brammer referierte umfassend 
über Verhaltensregeln bei Schockan-
rufen und gegenüber unangemel-
deten fremden Personen. Sie zeigte 
auf, wie in oft perfider Art und Weise 
das Vertrauen von Senior*innen er-
schlichen wird, um an ihr Bargeld, 
ihren Schmuck oder andere Wert-
gegenstände zu kommen. Hilfsbe-
reitschaft, Gutgläubigkeit oder auch 
altersbedingte Unsicherheit würde 
es den Täter*innen erleichtern, ihre 
jeweilige Masche erfolgreich durch-
zuziehen. Im ständigen Dialog mit 
den Teilnehmer*innen blieb die Re-
ferentin keine Antwort schuldig, ging 
auf die mit dem Workshop zusam-
menhängenden präventiven Maß-
nahmen ausführlich ein und gab vie-
le wertvolle Ratschläge.
Der Workshop „Nachhaltige Mobili-
tät – wie kommen wir zu einer rea-
len Verkehrswende?“ wurde geleitet 
von Dr. Uwe Kröcher von der Koor-
dinationsstelle Hochschule – Ge-
werkschaften der Carl von Ossietzky 
Universität Oldenburg. Thema war 
das bisherige Scheitern einer not-
wendigen Verkehrswende und ein 
Ausblick, wie diese gelingen könnte. 
Die gezeigten Diagramme und Unter-
suchungen machten Ursachen des 
Scheiterns deutlich, wie zum Beispiel 
den Wegfall von Beschränkungen in-
nerhalb der EU, der zu deutlich mehr 
Güterverkehr führte. Analyse und 
Diskussion ergaben: Neben den eige-
nen Möglichkeiten, Verkehr umwelt-
freundlicher zu gestalten, wie zum 
Beispiel mehr öffentliche Verkehrs-
mittel zu nutzen und Rad zu fahren, 
könnte der öffentliche Sektor durch 
Änderungen der Verkehrspolitik zum 
Umstieg auf öffentliche Verkehrsmit-
tel beitragen, zum Beispiel durch die 
Schaffung eines engmaschigen Net-
zes, das den Anspruch hat, auch in 
abgelegenen Regionen einen stünd-
lichen Zugang zu Bus und Bahn zu 
gewährleisten.

Pastor Bernd Rosner von der evan-
gelischen Militärseelsorge referier-
te zum Thema „Friedensliebe und 
militärische Notwendigkeiten“ und 
machte anschaulich deutlich, dass zu 
seinen Aufgaben Begleitung, Unter-
stützung, Ermutigung und Verkündi-
gung zählen. Bei Gesprächen mit den 
Wehrdienstleistenden würden unter 
anderen die Probleme Sucht, Lie-
beskummer, generelle Einsatzbelas-
tungen wie auch posttraumatische 
Belastungsstörungen nach Ausland-
seinsätzen in Krisengebieten zutage 
treten. An berührenden Beispielen 
verdeutlichte Pastor Rosner, dass 
das Dilemma, das sich auftut zwi-
schen Befehl und Gehorsam, Verant-
wortung und Schuld, Gewissen und 
Vergebung, bei den Soldatinnen und 
Soldaten zu vielfältigen inneren Kon-
flikten führt. Lebenskundlicher Un-
terricht in Ethik und Wiedereinglie-
derungsseminare sollen Hilfe geben. 
Eine lebhafte Diskussion schloss sich 
an, in der unter anderem deutlich 
wurde, dass die Bundeswehr durch 
den Krieg in der Ukraine mehr Auf-
merksamkeit gewonnen, aber auch 
mehr Vorbehalte erzeugt hat.
Am Ende des Senior*innentages 
konnten die Teilnehmer*innen bei 
einer Tasse Kaffee oder Tee im Ge-
spräch das Erlebte miteinander 
austauschen. Dabei wurde den 
Organisator*innen manche positive 
Rückmeldung gegeben.

Ursula Themer

Der Journalist, Buchautor und langjährige Korrespondent 
für die taz bei der UN in Genf, Andreas Zumach, sprach 
über „Gewalt oder Diplomatie: Entwicklung und Perspekti-
ven im Ukrainekonflikt“.
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Klare Signale zum Kampf gegen Rechts

„Courage gegen Rechts“ jetzt vielerorts
Wissenschaftler*innen, die sich mit 
dem Potenzial für eine im weitesten 
Sinne rechtsautoritäre Formierung 
der Gesellschaft beschäftigen, wissen 
es seit langem: Es gibt in Deutschland 
einen seit Kriegsende stabilen Sockel 
von entsprechenden Einstellungen 
und Dispositionen, der sich bis vor 
nicht allzu langer Zeit im Parteienge-
füge der Bundesrepublik allerdings 
nicht dauerhaft konturenscharf etab-
lieren konnte. 
Das scheint sich jetzt aus verschiede-
nen – hier nicht näher zu erörtern-
den – Gründen zu ändern. In Gestalt 
der AfD schlägt eine Partei Wurzeln, 
die sich seit ihrer Gründung 2013 
kontinuierlich nach rechts entwickelt 
und mittlerweile offen rechtsextre-
me und faschistoide Züge aufweist; 
und nicht nur das: Je mehr sie sich in 
dieser Richtung profiliert, desto grö-
ßeren Zuspruch erfährt sie von den 
Wähler*innen der Bundesrepublik.
Diese Entwicklung wird in der GEW 
Niedersachsen aufmerksam ver-
folgt: 2022 erhielt die bis dato schon 
als Arbeitsgemeinschaft arbeitende 
Courage-Gruppe den Rang eines Lan-
desausschusses, auf der LDK 2023 
stimmten die Delegierten mit sehr 
großer Mehrheit dafür, dass die Mit-
gliedschaft in GEW und AfD miteinan-
der unvereinbar sein soll; der Antrag 
auf ein Verbot der AfD fand sogar eine 
hundertprozentige Zustimmung.
Schon im Vorfeld war klar geworden, 
dass eine sich im vierteljährlichen Ab-
stand in Hannover treffende zentrale 
Courage-Gruppe, auf deren Treffen 
Situationsberichte aus den verschie-
denen Landesteilen ausgetauscht und 
strategische Überlegungen angestellt 

wurden, nicht ausreichen würde, um 
dem Kampf gegen Rechts auf Lan-
desebene die nötigen Impulse für 
eine aktive Aufklärung und Bekämp-
fung rechter Umtriebe „vor Ort“ zu 
geben. Es sollte auch der Tatsache 
Rechnung getragen werden, dass sich 
das personelle Potenzial für einen 
derartigen Schritt positiv entwickelt 
hat, das heißt: Die Zahl der Courage-
Aktivist*innen hat sich erfreulich er-
höht, damit im Zusammenhang ist 
auch eine gestiegene Aktionsbereit-
schaft erkennbar.
Aus dieser Konstellation heraus wur-
de die Idee entwickelt, Courage-Re-
gionalgruppen innerhalb des GEW-
Landesverbandes zu gründen, deren 
Hauptaufgabe darin bestehen soll, 
perspektivisch erstens eine genügend 
große Anzahl von Kolleg*innen zu mo-
bilisieren, die sich gegen den allent-
halben zu beobachtenden Rechtsruck 
engagieren wollen, und zweitens ei-
nen produktiven Dialog zwischen der 
Zentralgruppe und den Kolleg*innen 
vor Ort zu gewährleisten, um koor-
diniert und doch den regionalen/
lokalen Bedingungen entsprechend 
agieren zu können. Drittens betrach-
ten die Aktiven sich als Ergänzung 
und Kooperationspartner eventuell 
schon bestehender Bündnisse und 
Initiativen gegen Rechts – und nicht 
als deren Konkurrenz, da das Augen-
merk speziell auf die Gewinnung von 
GEW-Kolleg*innen gerichtet ist; mit 
der Maßgabe, sich als GEW-Gruppe 
in einen möglichst breit aufgestellten 
Kampf gegen Rechts einzubringen.
Für den Bereich Braunschweig (an-
gedacht ist ein „Einzugsgebiet“, das 
grob markiert wird durch Wolfsburg, 

Gifhorn, Braunschweig, Peine, Wol-
fenbüttel, Salzgitter bis auf die Höhe 
von Goslar im Süden) konnte bereits 
am 5. September die konstituierende 
Sitzung einer Regionalgruppe im Em-
bryonalstadium stattfinden.
Zwischenzeitliche Rückmeldungen, 
dass sich weitere Interessent*innen 
für eine Mitarbeit gefunden haben, 
stimmen zuversichtlich. Wer in der 
Region arbeitet und/oder lebt und 
Interesse an einer Mitarbeit hat, kann 
dieses gern unter der E-Mail-Adresse 
alles.fliesst@gmx.de kundtun oder 
sich direkt mit dem Kreisverband 
Braunschweig in Verbindung setzen. 
Ein Treffen der Braunschweiger Initi-
ative hat am 7. November um 18:30 
Uhr in Braunschweig stattgefunden.
Kolleg*innen, die sich interessieren, 
müssen nicht befürchten, passge-
recht in ein Arbeitsprogramm dele-
giert und auf dieses verbindlich und 
termingerecht verpflichtet zu werden 
(die Arbeitsbelastungen, denen die 
Kolleg*innen ausgesetzt werden, sind 
bekannt). Die Aktiven verstehen sich 
als ein Gremium, in dem Informatio-
nen ausgetauscht, Anregungen disku-
tiert und Aktivitäten lanciert werden. 
Also: Keine „Schwellenangst“ diesbe-
züglich!
Erfreuliches ist auch aus Oldenburg 
zu berichten: im dortigen GEW-Büro 
hat sich eine entsprechende Regional-
gruppe am 20. November um 18 Uhr 
getroffen.
In der Aufbauphase begriffen sind 
die Regionen Osnabrück (Kontakt:  
hoffmann@hs-alexander.de) sowie 
Südniedersachsen (Kontakt: stefan.
von.huene@kgsmoringen.com).

Burkhard Jäger
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Jeden Montag treffen sich in Twistrin-
gen engagierte Menschen, um ge-
gen die AfD zu protestieren. Am 18. 
September bildeten rund 180 von 
ihnen eine Menschenkette, darunter 
der Landesausschuss Courage der 
GEW, auf dem Foto Ralf Beduhn und  
Katharina Warrelmann.
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Landesausschuss Queer

Die Männer mit dem rosa Winkel
„Hier sind doch nur Homosexuelle 
und Kriminelle“: So beantwortete 
SS-Hauptsturmführer Josef Kramer 
die Frage der britischen Streitkräfte 
des 63. Panzerabwehrregiments un-
ter Oberst Taylor, wer denn hier im 
Lager sei. Das Regiment erreichte am 
Nachmittag des 15. April 1945 das 
Konzentrationslager Bergen-Belsen 
in der Südheide, wo auch der Lager-
kommandant zurückgeblieben war.
Was steckt hinter diesen Worten? 
Eine Rechtfertigung? Oder war es 
eine Ablenkung, wenn man bedenkt, 
dass die genaue Anzahl der hier in-
haftierten homosexuellen Häftlinge 
bis heute gar nicht ermittelt werden 
konnte? (Bislang sind 36 homosexuel-
le Häftlinge im KZ Bergen-Belsen na-
mentlich bekannt.) Es zeigt aber, dass 
die Befreiung für Menschen, die auf-
grund ihrer sexuellen Orientierung in 
die Konzentrationslager kamen, noch 
keine wirkliche Befreiung sein konnte.
In der NS-Zeit wurden sie oft getrennt 
von anderen Häftlingen gehalten und 
mussten Zwangsarbeit leisten. Auf 
ihren Häftlingsuniformen trugen sie 
einen rosa Winkel zur Kennzeichnung 
und zur gezielten Diskriminierung die-
ser Häftlingsgruppe. Zu ihren Überle-
bensstrategien gehörte deshalb oft 
das Verbergen der sexuellen Orientie-
rung.
Nach der Befreiung und dem Ende 
des Zweiten Weltkrieges wurden ho-
mosexuelle Häftlinge weiterhin diskri-
miniert. Viele Länder (auch Großbri-
tannien) hatten immer noch Gesetze 
gegen Homosexualität. Vor dem Krieg 
verurteilte homosexuelle Männer 
galten meistens weiterhin als vorbe-
straft, denn viele Richter hielten sich 
immer noch an die NS-Formulierun-
gen des § 175.
Für den 7. Oktober 2023 hatte der 
Landesausschuss Queer zu einer Ge-
schichtsstunde in die Gedenkstätte 
Konzentrationslager Bergen-Belsen 
eingeladen und für den 3. November 
zum zweiten Teil nach Hannover. 15 
Teilnehmende waren in Bergen-Bel-
sen dabei, als Dr. Thomas Rahe, ehe-
maliger wissenschaftlicher und stell-
vertretender Leiter der Gedenkstätte, 
über „Homosexuelle im KZ Bergen-
Belsen“ referierte.
Ziel dieser GEW-Veranstaltung war, 

Zeit für Gedenken und Reflexion zu 
geben, gleichzeitig aber auch ein 
Zeichen für die Wichtigkeit von To-
leranz und Akzeptanz zu setzen. Im 
Aktionsplan der Bundesregierung 
„Queer Leben“ wird auch die Stär-
kung der Erinnerungskultur als wich-
tiges Instrument zur Förderung von 
gesellschaftlicher Akzeptanz queeren 
Lebens gesehen. Diese Veranstaltung, 
deren zweiter Teil am 3. November 
mit dem Aktivisten und Autor Rainer 
Hoffschildt in Hannover stattfand, war 
ein kleiner Schritt hin zu diesem Ziel. 
Auch der Abend weckte bei vielen 
Teilnehmenden erneut großes Inter-
esse und auch zahlreiche Emotionen.
Rainer Hoffschild, Mitautor der Ge-
denkstätten-Publikation „Homosexu-
elle im KZ Bergen-Belsen" lud in das 
Schwul-lesbische Archiv Hannover 
(SARCH) ein. Über Jahrzehnte sam-
melte Rainer mehr als 5.500 Bücher 
zur (Homo-) Sexualität, archivierte 
Zusammengetragenes in mehr als 400 
Ordnern, trug weit mehr als 2.000 
Diskriminierungsfälle, geordnet nach 
Fallgruppen zusammen und sorgt 
damit dafür, dass die Geschichten 
verfolgter und/oder verurteilter Ho-
mosexueller nicht in Vergessenheit 
geraten. In zahlreichen Städten initi-
ierte er das Verlegen von Stolperstei-
nen für diese Menschen. Seine Sam-
melleidenschaft und seine nach wie 
vor immer noch unfassbare Aktivität 
dienen nicht einem Selbstzweck. Sie 
sollen eine Wirkung haben.

Für die GEW-Gruppe hatte er dieses 
Ziel nach dem Rundgang in diesem 
unbeschreiblichen Archiv und nach 
seinem beeindruckenden Vortrag je-
denfalls und ohne Zweifel erreicht. 
Die Teilnehmenden werden auch die-
se Eindrücke im Sinne der Stärkung ei-
ner wichtigen Erinnerungskultur wei-
tertragen und verbreiten. Für Rainer 
bleibt zu wünschen, dass die Zukunft 
seines Archivs gesichert und sein Le-
benswerk kontinuierlich vervollstän-
digt und für nachfolgende Generatio-
nen erhalten bleiben kann.

Thomas Lange
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In der Gedenkstätte Bergen-Belsen referierte der ehemalige wissenschaftliche Leiter Dr. Thomas Rahe 
über „Homosexuelle im KZ Bergen-Belsen“.

Die Gruppe mit Rainer Hoffschild (links) im Schwul-
lesbischen Archiv Hannover (SARCH), in dem mehr als 
5.500 Bücher zur (Homo-) Sexualität und über 400 Ordner 
mit zusammengetragenem Archivmaterial die Geschich-
ten verfolgter und/oder verurteilter Homosexueller 
dokumentieren.
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Jenseits allen Stadtgebummels
am Saum des Saums des Zentrums
steht ein Durchgangszimmer zweier Welten
zwischen Bourgeoisie und Brennpunkt
Jonas Scheiner, Poetry

50 Jahre IGS Roderbruch

Zwischen Bourgeoisie und Brennpunkt 

Die GEW Hannover rief und meh-
rere Hundert ehemalige Lehrkräfte 
und Schüler*innen kamen, um das 
runde Jubiläum ihrer Schule zum 
Auftakt der Festwoche zu feiern. 
Weitere Höhepunkte des „Rodi-
läums“ waren der Festakt am 27. 
September, zu dem Kultusminis-
terin Julia Hamburg und Oberbür-
germeister Belit Onay ermutigende 
Grußworte sprachen, und die groß-
artige Inszenierung „Rodiläum auf 
der Bühne“, aufgeführt von ehe-
maligen und aktiven Lehrkräften, 
Schüler*innen und Eltern.
Warum hatte der Kreisverband 
Region Hannover eingeladen und 
reichlich Getränke und Essen be-
reitgestellt? Harald Haupt, Kreisvor-
sitzender, gibt in seinem Grußwort 
zwei Antworten: 
1. Ohne die GEW wäre die Schu-
le seit ihren Anfangsjahren nicht 
die besondere Schule für Bildungs-
gerechtigkeit und demokratische 
Teilhabe geworden; ohne die GEW-
Personalräte, Betriebsgruppen und 
die vollen Personalversammlungen 
hätte sich die IGS Roderbruch nicht 
zu einem solch erfolgreichen Modell 
demokratischen Lernens entwickeln 
können.
2. Vor allem durch die IGS Roder-
bruch, die 1973 in den Jahrgängen 
1, 5 und 11 startete, hatte er persön-
lich die Möglichkeit zum Erwerb des 
Abiturs, geprägt durch irritierende 
Erfahrungen: Die Lehrer*innen und 
Schüler*innen duzten sich, in seiner 
Klasse waren, als er gerade 17 Jahre 
alt war, 26-jährige Kollegiat*innen, 
also Erwachsene!
Der jetzige Schulleiter Matthias 
Aschern wies in seinem Grußwort 
auf den Willen für gleiche Bildungs-
chancen für alle hin und das bedeu-
tete von Anfang an das gemeinsame 
Lernen von Kindern mit und ohne 
Handicap. Schule als Demokratie-

modell, als Modell für das, wozu sie 
erzieht. Kinder sollten nicht auf den 
Kapitalismus vorbereitet werden, 
sondern Glück und Systemverän-
derung standen anfangs im Vorder-
grund.
Und heute und in der Zukunft? Was 
ist der historische Auftrag der IGS 
Roderbruch?
Isabel Rojas, Vorsitzende der Landes-
fachgruppe Gesamtschulen, beton-
te in ihrem Grußwort, dass die IGS 
Roderbruch die (noch) einzige Ge-
samtschule in Niedersachsen ist, die 
einen Bildungsweg von Klasse 1 bis 
13 bereithält und damit das Modell 
für eine Schule für alle ist. Sie war 
ausdrücklich als Gegenentwurf zum 
damals dreigliedrigen Schulsystem 
gegründet worden – Peter von Oert-
zen sei Dank – mit dem Ziel, allen 
Schüler*innen, unabhängig von sozi-
aler Herkunft, von ethnischer Zuge-
hörigkeit, ob mit und ohne sonder-
pädagogischen Förderbedarf, den 
bestmöglichen Abschluss zu ermög-
lichen. Dazu ist es nötig, dass die 
IGS weiterhin den gesellschaftlichen 
Querschnitt in ihrer Schülerschaft 
und ihren Bildungsgängen abbildet.
In Erinnerungen schwelgen, alte 
Anekdoten erzählen konnten 
Abiturient*innen der ersten Stunde 
ebenso wie Schüler*innen der letz-
ten Jahre und ihre Lehrer*innen, 
die sich ja auch zum Teil lange nicht 
gesehen hatten. Zwischendurch Spa-
ziergänge durch die Schulstraße, zu 
den alten Klassenräumen oder zum 
Rauchen vor die Tür. Alles in allem 
ein fast euphorisches Gefühl der 
Verbundenheit. Und immer wieder 
hörte man, wie durch die Schule le-
benslange Freundschaften gestiftet 
wurden, weil sie eben mehr war als 
Schule, sondern ein Lebensraum.
Und heute? Der große gelbe Bau 
beherbergt rund 2.000 Menschen, 
ist Schule ohne Rassismus, Umwelt-
schule, Europaschule.
Aber was gehört heute zum histori-
schen Auftrag der IGS Roderbruch? 
Ganz sicherlich, dass sie von Jahr-
gang 1 bis 13 konzipiert ist mit einem 
Primarbereich, einem Sekundar-
bereich I und II. Damit verbunden 
die relative Eigenständigkeit der 
drei Bereiche in einer Schule. Das 

entspricht auch entwicklungspsy-
chologisch dem Bildungsgang der 
Schüler*innen.
Dann: Alle Lehrer*innen unterrich-
ten 24,5 Stunden, egal, ob Lehr-
kraft im Primarbereich oder in der 
Sekundarstufe I oder II. Demnächst 
gilt auch hier A13 für alle. Denn der 
Wert der Lehrerarbeit an einer Schu-
le für alle ist nicht quantifizierbar.
Und ebenso sind die Lehrerstati-
onen als ganztägiger Arbeitsplatz 
und Kommunikationsraum für eine 
gelingende Arbeit wesentlich, nicht 
als abgeschottetes Lehrerzimmer, 
sondern offen. Hier werden Din-
ge der Schule und des Unterrichts 
besprochen und diskutiert, es wird 
sich selbstverständlich unterstützt, 
wenn man Hilfe braucht. Integrierte 
Fächer, interdisziplinäre Projektwo-
chen, vollgebundener Ganztag gehö-
ren ebenfalls dazu. 
Und nicht zuletzt: kollegiale Betei-
ligung an schulischer Organisation 
wie beispielsweise beim Unterrichts-
einsatz und Teamstrukturen bis hin 
zur Kollegialen Schulleitung.
Dazu gehört auch das „Du“ zwischen 
Lehrkräften und Schüler*innen. Es 
handelte sich ja nicht um einen Ver-
lust von Respekt, sondern um einen 
Abbau von hierarchischen Lernfor-
men hin zur Ermutigung zu selbsttä-
tigen, gemeinsamen Lernprozessen.
Vielleicht ist es das alles, was Kultus-
ministerin Julia Willie Hamburg auf 
dem Festakt der IGS Roderbruch vor 
Augen hatte, als sie die Schule als 
„Blaupause“ für eine Schule der Zu-
kunft bezeichnete. In diesem Sinne 
kann man der Schule nur wünschen, 
dass sie tatsächlich einmal ein Mo-
dell für die Schule von morgen wird. 
In ganz Niedersachsen.

Dr. Lutz Gecks
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Hannoversche AG Schulleitungen

Kritik an „Eigenverantwortlicher Schule”
Der Umbau des schulischen Bil-
dungssystems zur „Eigenverant-
wortlichen Schule“ (2006) führt zu 
großen Verwerfungen. Ein langer 
Schulentwicklungsprozess zeigt nun 
seine Folgen: Die Schulleitungen 
der Grundschulen arbeiten am Li-
mit – auch am Abend und am Wo-
chenende.
Volle Schreibtische und Personaleng-
pässe sind Alltag: Anträge zur Bud-
geterhöhung, befristete Einstellun-
gen im Rahmen von Sondertöpfen, 
befristete Einstellungen von VZE-
Lehrkräften, Personalverwaltung von 
Pädagogischen Mitarbeiter*innen 
in der Grundschule, die Organisati-
on einer „Offenen Ganztagsschule“, 
Umsetzung der Inklusion in der Pri-
marstufe und vieles mehr. Das alles 
in Zeiten von großer Personalnot, 
einer chronischen Unterversorgung 
der Schulen sowie überlasteten 
kommunalen und regionalen Schul-
verwaltungen. Die Armut der Kinder 
zeigt immer größere negative Aus-
wirkungen auf den Lernerfolg der 
Schüler*innen. Kinder hungern trotz 
Schulessen. Ein kostenloses Schu-
lessen – wie im Koalitionsvertrag in 
Aussicht gestellt – wird noch nicht 
flächendeckend umgesetzt. Was 
beim EU-Projekt „Schulobst“ gehen 
kann, könnte auch für das Schules-
sen möglich sein!
Die Kultusministerkonferenz (KMK) 
weiß sehr genau, was Lehrkräfte und 
ihre Schulleitungen heute leisten. 
Hatte sie doch im Sommer das Ar-
beitsgericht in Leipzig darum gebe-
ten, die von der EU vorgeschriebene 
Arbeitszeiterfassung der Lehrkräfte 
auszusetzen. Warum? Die Kultusmi-
nisterien argumentierten wie folgt: 
Beim derzeitigen Personalnotstand 
käme womöglich bei einer Zeiterfas-
sung der Tätigkeiten der Lehrkräfte 
heraus, dass dieser Beruf überlastet 
ist und daher wenig attraktiv. Das 
Gericht lehnte ab. Die KMK muss 
nun liefern.
Der Landesvorsitzende Stefan Stör-
mer zeigte bei einem Treffen der AG 
Schulleitung im September großes 
Interesse an den Sorgen der Schul-
leitungen. Er berichtete, dass er 
ähnliche Klagen im ganzen Land Nie-
dersachsen hört. Die herausgebilde-

teten Strukturen passen heute nicht 
zu den großen bildungspolitischen 
Herausforderungen und führen nun 
zu großen Verwerfungen.
Die Pädagogischen Mitarbeiter-
*innen und Fachkräfte an Grund-
schulen erhalten vom RLSB Arbeits-
verträge, die nicht mehr mit der 
Schulwirklichkeit zusammenpas-
sen. Es gibt für jeden Bereich der 
außerunterrichtlichen Tätigkeiten 
– Betreuung einer Klasse im Krank-
heitsfall, Betreuung im Rahmen der 
Verlässlichkeit und der Ganztags-
schule – unterschiedliche, trennen-
de Arbeitsverträge. Hier braucht es 
einen einheitlichen Tarifvertrag für 
Pädagogische Mitarbeiter*innen an 
Grundschulen und keine Zwangsteil-
zeit mit Minijobber*innen. Förder-
töpfe dürfen nicht nur kurzfristig zur 
Verfügung stehen, denn vor Ort ist 
es unzumutbar, stets neues Personal 
einzuarbeiten. Auch wurde die man-
gelhafte Qualität der Pädagogik bei 
stets wechselndem Personal deut-
lich. Kleine Schulen brauchen zudem 
Konrektor*innen.

Stefan Störmer zeigte auf, dass die 
Zeiten zur Bearbeitung der Krise 
noch nie so günstig waren wie heute. 
Wir haben eine rot-grüne Regierung, 
die die Versäumnisse der vergan-
genen Jahre aufarbeiten will. Dazu 
braucht es Lösungen und Anregun-
gen – auch von Schulleitungen. Der 
Landesvorsitzende sagte in diesem 
Zusammenhang zu, den Dialog mit 
fortsetzen. Die Gruppe wird dann 
über die Initiative der Kultusminis-
terin diskutieren: „Schule gestalten 
– Freiräume nutzen“. Krisenbewälti-
gung als Chance?
Eindeutig wurde in der AG zusam-
mengefasst: „Nur gemeinsam kann 
es gelingen, die hausgemachte Kri-
se zu meistern. Schließt euch zu-
sammen und vernetzt euch. Eure 
Gewerkschaft, die GEW, unterstützt 
euch. Kommt zu den nächsten Tref-
fen der AG Schulleitungen!“

Frank Post



Die 16. Braunschweiger Gramsci-Tage

„Pessimismus des Verstandes, 
Optimismus des Willens“
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Der wohl bekannteste Gedanke des 
italienischen Kommunisten Antonio 
Gramsci ist, dass die Überwindung 
des Kapitalismus in den entwickel-
ten Industrieländern nicht im Sturm 
gelingen wird. 
Vielmehr sehen sich diejenigen, die 
für eine solidarische Gesellschaft 
einstehen, einer robusten Kette von 
Institutionen gegenüber, die Ein-
verständnis mit den herrschenden 
Verhältnissen zu generieren suchen. 
Um Gegenmacht aufzubauen, sei 
es daher – so Gramsci – notwendig, 
eine eigene Hegemonie zu erringen. 
Dazu bedarf es nüchterner und ge-
duldiger Menschen, „die nicht ver-
zweifeln angesichts der schlimmsten 
Schrecken und sich nicht an jeder 
Dummheit begeistern. Pessimismus 
des Verstandes, Optimismus des 
Willens“. In dieser Tradition standen 
die vom DGB, der Rosa-Luxemburg-
Stiftung Niedersachsen und der 
GEW Braunschweig veranstalteten  
16. Braunschweiger Gramsci-Tage, 
die am 6. und 7. Oktober stattfan-
den.

Die Nachhaltigkeitsrevolution
Nach Grußworten von Vertretern 
der Braunschweiger Gewerkschaf-
ten stand der Freitagnachmittag im 

Zeichen des Vortrags des Soziologen 
Klaus Dörre, der der Frage nachging, 
wie in einer Welt, die der Kapitalis-
mus an die Kipppunkte von Natur 
und Gesellschaft geführt hat, die 
Perspektive eines solidarischen, ei-
nes sozialistischen Gemeinwesens 
wieder erlangt werden kann. Er 
machte dabei den Gedanken stark, 
dass der Sozialismus wieder zu einer 
Utopie werden müsse – als konkrete 
Antizipation einer befreiten Welt. In 
diesem Sinne bedeute Sozialismus 
heute die Suche nach einem Not-
ausgang, nach Auswegen aus einer 
epochalen ökonomischen und öko-
logischen Zangenkrise, die das Über-
leben menschlicher Zivilisationen in 
Frage stellt. Sein Vortrag entsprach 
der Anforderung Gramscis, pessi-
mistisch zu analysieren und doch 
voller Optimismus für eine mensch-
liche Welt zu kämpfen. So machte 
er deutlich, dass jede ökologische 
Gefahr soziale Ungerechtigkeit birgt. 
Zugleich entwarf er aber klare Vor-
stellungen, wie eine politische Praxis 
auszusehen hätte, die sich diesen He-
rausforderungen erfolgreich stellen 
kann. Ganz wichtig ist eine kämpfe-
rische Gewerkschaftsbewegung, die 
in der Lage ist, gute Tarifabschlüsse 
und eine deutliche Arbeitszeitver-

kürzung bei vollem Lohnausgleich 
umzusetzen. Darüber hinaus bedarf 
es einer deutlichen Aufwertung von 
Sorgearbeit. In den Worten Dörres: 
„Besser mehr für alle statt für we-
nige.“ Ein nachhaltiger Sozialismus 
geht schließlich nicht ohne demo-
kratische Umverteilung. Aus gutem 
Grund argumentierte Dörre daher 
für die Notwendigkeit einer Nach-
haltigkeitsrevolution.
Den Freitagabend gestaltete die 
Schauspielerin, Sängerin und Ak-
kordeonistin Isabel Neuenfeldt, die 
das Publikum auf einen theatralisch-
konzertanten Versuch mitnahm, die 
Kipppunkte von Natur und Gesell-
schaft mit geblähten Segeln zu um-
schiffen. Der „Himmel, strahlender 
Azur“ wurde auf unterschiedliche 
Weise sowohl zum Synonym für Be-
drohungen als auch für Hoffnungen 
und Gegenkräfte. Die „Seeräuber-
ballade“ und andere Texte von Ber-
tolt Brecht wurden zum Zugang, um 
über die Themen der Gramsci-Tage 
nachzudenken.

Dimensionen der Krise
Ingar Solty, Referent am Institut 
für Gesellschaftsanalyse der Rosa-
Luxemburg-Stiftung, konstatierte in 
seinem Beitrag am Samstagmorgen, 

Diskussion unter der Leitung der Gewerkschaftssekretärin Maren Kaminski (Bildmitte mit Mikrophon).
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dass sich der globale Kapitalismus 
in einer Dauerkrise befindet. Da-
bei identifizierte er sechs Dimen-
sionen. Neben der Ökonomie, den 
Geschlechterverhältnissen, dem 
sozialen Zusammenhalt und der 
Demokratie befänden sich auch das 
Klima und die Weltordnung in der 
Krise. Als Antwort auf diese Situation 
versuche die Kapitalseite, Arbeits-
zeiten zu verlängern und den Preis 
der Ware Arbeitskraft zu senken. In 
diesem Sinne sei auch die Rede vom 
Fachkräftemangel als Chiffre für die 
Verbilligung der menschlichen Ar-
beit zu begreifen. Mit Blick auf die 
Formierung möglichen Widerstan-
des gegen diese Politik bezeichnete 
Solty Angst, im Anschluss an Oskar 
Negt, als Rohstoff für rechte Au-
toritarismen, also als Mittel gegen 
diesen Widerstand und damit als 
Variante der reaktionären Krisenbe-
arbeitung. Mit Blick auf die Mächti-
gen dieser Welt wusste er sich mit 
dem US-amerikanischen Geogra-
phen David Harvey einig, den er mit 
den Worten „they won´t go gent-
ly in that good night“ zitierte (auf 
Deutsch sinngemäß: „Sie werden 
ihre Macht nicht höflich abgeben“). 
Eine linke Antwort auf diese Heraus-
forderung müsse die Eigentumsfrage 
wieder auf die Tagesordnung stellen 
und eine Vorstellung von der ganz 
anderen Welt entwickeln. Ihre Um-
setzung stünde zwar aktuell nicht 
an, doch die Zeitläufte verändern 
sich mitunter schneller als vermutet.
Auf diesen Vortrag reagierten die 
Publizistin Ines Schwerdtner und 
der Philosoph Michael Brie mit kur-
zen Inputs. Schwerdtner nahm den 
Gedanken Soltys von der Krise der 
Demokratie auf, die sie als Krise der 
Repräsentation definierte. Dadurch, 
dass sich viele Menschen nicht mehr 
vertreten fühlten, nehme auch die 
Mitgliedschaft in gesellschaftlichen 
Organisationen ab, wohingegen die 
Polarisierung zunehme. In der Folge 
lebten wir zwar in hyperpolitischen 
Zeiten, in denen sich jedoch ein 
wirtschaftsliberaler Autoritarismus 
durchgesetzt habe. Eine wirksame 
Gegenmacht bedürfe daher eines 
strategischen Zentrums, um die not-
wendigen ökonomischen Kämpfe, 
die Streiks, die Auseinandersetzun-
gen um Demokratie und Mitbestim-
mung in den Betrieben erfolgreich 
führen zu können. Brie konstatierte, 
dass der Sieg des Neoliberalismus 
über die alte Linke die Rechte zum 

Aufbruch gebracht habe. Der Haupt-
feind sei deshalb die Konkurrenz 
zwischen den Lohnabhängigen. Als 
Gegenmittel orientierte er auf eine 
radikale transformative Realpolitik. 
In der anschließenden Diskussi-
on unter der Leitung der Gewerk-
schaftssekretärin Maren Kaminski 
bestand Einigkeit darin, dass die Ge-
werkschaften gesellschaftspolitisch 
aktiver werden müssen, um Klima-, 
Gewerkschafts- und Friedensfragen 
als unterschiedliche Ausdrucksfor-
men der Krise zu bearbeiten. Dabei 
müssen sie die Praxis der Sozial-
partnerschaft hinter sich lassen und 
sich auch über Tarifverhandlungen 
hinaus in gesellschaftliche Debatten 
einbringen, um etwa dafür einzuste-
hen, dass das Sterben im Mittelmeer 
endlich aufhöre. Insgesamt gelte es 
– wie Brie formulierte –, mehr Kom-
munismus zu wagen.
Nach der Mittagspause verlager-
te sich die Arbeit in verschiedene 
Workshops. Dabei beschäftigte sich 
ein Workshop unter der Leitung von 
Timo Reuter und Derya Rust anhand 
unterschiedlicher Texte mit dem 
Ende der US-Hegemonie und ihren 
Folgen. Der von Norbert Kueß und 
Jürgen Reuter geleitete Workshop 
widmete sich den Perspektiven eines 
nachhaltigen Sozialismus. Marvin 
Rühling lotete in seinem Workshop 
die Möglichkeiten von zivilem Unge-
horsam in Zeiten eines autoritären 
Neoliberalismus aus. Gerhard Wyso-
cki schließlich richtete den Blick auf 
rechtsextremistische Entwicklungen, 
Staat und Eliteninteressen in den 
1930er Jahren und heute. Wysocki 
beschrieb für die Aufstiegsphase 
des organisierten Faschismus in der 
Weimarer Republik eine relativ kon-
stante Übereinstimmung zwischen 
Eliteninteressen und Staatsapparat 
zugunsten eines rechtsautoritär for-
mierten Staatswesens, die schließ-
lich dazu führte, dass Hitler von der 
Kamarilla um Hindenburg in das Amt 
des Reichskanzlers gehievt werden 
konnte – mit den bekannten Folgen. 
Diese historischen Erfahrungen wur-
den schließlich mit dem aktuellen 
Erstarken faschistischer Kräfte in Be-
ziehung gesetzt.

Perspektiven der Gegenmacht
Auf dem von Andreas Klepp mo-
derierten Abschlussplenum disku-
tierten Paul Mărginean von der ver.
di-Jugend, Lotta Klimmek vom Stu-
dierendenverband SDS, Clara Som-

mer von den Falken und Emilie Kna-
pheide von Fridays for Future (FFF) 
darüber, wie es gelingen kann, eine 
lebenswerte Zukunft für alle Men-
schen zu gestalten. Sie berichteten 
dabei auch von ihren Erfahrungen 
mit der Krise, von faschistischen 
Überfällen auf die eigenen Räume, 
von fehlenden Mitteln für Wohnen 
und Bildung. Auf der Suche nach 
Möglichkeiten des Widerstandes 
bestand großes Interesse daran, die 
anstehenden Auseinandersetzungen 
gemeinsam zu führen. In diesem Sin-
ne fragte Knapheide von FFF, wie die 
Gewerkschaften ihre Kraft einsetzen 
könnten, da sie doch die Produktion 
in ihren Händen halten. Mărginean 
verwies auf die Notwendigkeit, 
Strukturen in den Betrieben auf-
zubauen, um Mitbestimmung und 
demokratische Selbstbestimmung 
im Betrieb durchzusetzen. Dabei 
zeigte er Möglichkeiten und Gren-
zen gewerkschaftlicher Praxis in der 
Bundesrepublik auf. Selbstbewusst 
ergänzte er aber auch: „Wir wissen, 
dass Gesetze von Menschen ge-
macht sind. Sie können deshalb auch 
von Menschen geändert und neu ge-
schaffen werden.“
Die 16. Braunschweiger Gramsci-
Tage waren ein Höhepunkt der ge-
werkschaftlichen und gesellschafts-
kritischen Debatte. Sie waren ein 
Kraftquell für die anstehenden poli-
tischen Kämpfe und sie haben deut-
lich gemacht, wie wichtig es – frei 
nach Gramsci – ist, sich zu bilden, 
denn es bedarf all unserer Klugheit, 
sich zu bewegen, denn es bedarf un-
serer ganzen Begeisterung, sich zu 
organisieren, denn es braucht unse-
re ganze Kraft.

Meike und Florian Grams

Andreas Klepp moderierte das Abschlussplenum.
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Der neugewählte Vorstand der Fachgruppe PTTF Braunschweig
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Bezirksverband Braunschweig

Tarifpolitische Konferenz der Fachgruppe 
PTTF und des Angestelltenausschusses

Am 13. September fand im Braun-
schweiger Gewerkschaftshaus eine 
tarifpolitische Konferenz für den 
Bezirk Braunschweig statt, zu dem 
die Fachgruppe PTTF (pädago-
gische, therapeutische und tech-
nische Fachkräfte) und der Ange-
stelltenausschuss ihre Mitglieder 
eingeladen hatten. Arne Karrasch, 
GEW-Sekretär für Tarifpolitik, stell-
te anschaulich die Notwendigkeit 
einer deutlichen Entgeltanpassung 
für alle Beschäftigten des Landes 
Niedersachsen dar. 
Denn laut Erfassung des DGB wur-
den alle Lohnsteigerungen durch 
die Inflation der letzten Jahre aufge-
fressen und es kam zu einem klaren 
Reallohnverlust von durchschnittlich 
vier Prozent (siehe Grafik). Zudem 
wurden einzelne Forderungen wie 
die Zulage für Therapeut*innen und 
eine (stufengleiche) Höhergruppie-
rung der Sozialpädagog*innen und 
Sozialarbeiter*innen in der schuli-
schen Sozialarbeit hervorgehoben, 
die von der GEW Niedersachsen mit 
in die Abstimmung der Tarifkommis-
sion auf Bundesebene genommen 
werden. Karrasch erläuterte die Pro-
zesse der Tarifverhandlungen und 

sensibilisierte für Arbeitskampfmaß-
nahmen, die mit großer Wahrschein-
lichkeit notwendig sein werden, um 
gute Ergebnisse zu erzielen.
Hierzu fand dann ein reger Aus-
tausch statt, mit welchen Methoden 
und Informationen die Mitglieder 
in den Schulen und anderen Bil-
dungseinrichtungen für die Teil-
nahme an eventuellen Warnstreiks 
gewonnen werden können. Sehr 
wichtig erschien allen anwesenden 
Kolleg*innen dabei auch, immer 
wieder über den Zusammenhang 

von Tarifergebnis und Besoldung 
hinzuweisen: der Erfolg der kämp-
fenden Tarifbeschäftigten wird im 
Nachhinein in der Regel 1:1 auf die 
Besoldung übertragen! 
Im zweiten Teil der Veranstaltung 
wurde die Arbeit der letzten zwei 
Jahre in den Mitgliederversammlun-
gen der Fachgruppe PTTF und des 
Angestelltenausschusses diskutiert 
und evaluiert. Anschließend wurden 
neue Vorstände gewählt und schon 
erste Ziele für die kommenden Jahre 
abgesteckt.

Björn Steinmeyer

Quelle: DGB

Inflation und Löhne
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Die diesjährige Herbsttagung der 
Fachgruppe Senior*innen fand am 
26. Oktober 2023 in Ilsede statt. Auf 
dem Programm stand die Besichti-
gung der ehemaligen Ilseder Hütte.
Bei einer sachkundigen zwei-
stündigen Führung erfuhren die 
Teilnehmer*innen interessante De-
tails zur der über einhundertjährigen 
Geschichte der Hütte, deren Roh-
eisenproduktion 1995 eingestellt 
wurde, was das Ende des Standortes 
besiegelte.
Auf dem ehemaligen Hüttengelände 
befinden sich noch einige „Zeugen“ 
vergangener Zeiten: so der 1920 er-
richtete Kugelwasserturm (denkmal-
geschützt), der 1.200 m3 Wasser als 
Sicherungsreserve für die Hochofen-
kühlung enthielt. Gleich daneben 
steht die ehemalige „Umformersta-
tion“, die jetzt als Heimstätte des 
„Fördervereins Haus der Geschichte 
der Ilseder Hütte“ fungiert. Hier wer-
den anhand eines Modells das Werk 
mit seinen Betriebsstätten zum Zeit-
punkt 1968 gezeigt sowie an Stell-

wänden die Schwerpunktanlagen 
wie Hochofen, Sinteranlage und Ko-
kerei erklärt.
Historisch interessant ist die Bewäl-
tigung sozialer Probleme der An-
fangszeit: Mit der steigenden Zahl 
an Arbeitskräften musste nicht nur 
die Unterbringung geregelt wer-
den (1868 entstand ein Haus für 
54 ledige Arbeiter, 1869 wurden 
50 Familienwohnungen mit jeweils  
2.000 m2 Gartenland errichtet), son-
dern ebenso soziale Einrichtungen 
wie zum Beispiel eine Schule (1873) 
für die Arbeiterkolonie. (Kontakt: 
grosspietschkh@t-online.de)
Nach dem Rundgang traf sich die 
Senior*innengruppe zum Mittag-
essen und zur anschließenden 
Vorstandssitzung, auf der unter 
anderem der Infotag der Bezirks-
fachgruppe am 9. Mai in Braun-
schweig sowie der Seminartag der 
Landesfachgruppe am 5. September 
in Verden positiv bewertet wurden. 
Herausgestellt wurde bei beiden 
Veranstaltungen die sehr gute Or-

ganisation sowie die inhaltlichen 
Schwerpunkte (Prof. Butterwegge: 
Folgen der sich vertiefenden Kluft 
zwischen Arm und Reich für die 
Gesellschaft, die Demokratie und 
die Gewerkschaften und Andreas 
Zumach: Gewalt oder Diplomatie: 
Entwicklungen und Perspektiven im 
Ukrainekonflikt).
Der Vorstand sprach sich bei einer 
Gegenstimme dafür aus, im Herbst 
des nächsten Jahres einen weiteren 
Infotag durchzuführen, da er unter 
den Mitgliedern eine herausragen-
de Resonanz erfährt (im Schnitt 
kommen 100 Interessierte zu dieser 
Veranstaltung).
Die nächste Sitzung des Fachgrup-
penvorstands ist für den 6. März 
2024 in Göttingen geplant.

Dieter Renner
für den Fachgruppenvorstand

Bezirksverband Braunschweig

Vorstand der Senior*innen besucht 
ehemalige Ilseder Hütte

Der Vorstand der Fachgruppe Senior*innen im Bezirksverband Braunschweig.
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Am 12. Oktober besuchten 15 Ü-60 
Gewerkschafter*innen das Altstadt-
rathaus in Braunschweig. Es be-
herbergt ein Museumskleinod des 
Städtischen Museums. Als Außen-
stelle wird es von rund 90 Ehren-
amtlichen betreut, eine von ihnen 
ist die GEW-Kollegin Jutta Mross. 

Sie führte die Gruppe sehr professi-
onell unter dem Titel „Mensch-Ma-
schine“ durch die Industriegeschich-
te Braunschweigs.
Maschine: Das begann mit der ers-
ten Staatsbahn auf deutschen Bo-
den, dann den optischen Apparaten 
von Rolley und Voigtländer über den 
Maschinenbau der bedeutendsten 
Mühlenbau-Anstalt weltweit, der 
MIAG, der BMA, den Panther Fahr-
rad-Werken und nicht zuletzt den 
Brunsviga Rechenmaschinen.
Menschen: Das waren der Fabrikbe-
sitzer und städtische Wohltäter Max 
Jüdel, Arbeiterführer wie Wilhelm 
Bracke und die tausenden Beschäf-
tigten in der Konservenindustrie 
und den anderen Betrieben. In der 
Ausstellung finden sich Dokumente 
über die beengten Wohnverhält-
nisse der Arbeiter*innen und die 
ungleiche Entlohnung von Män-
nern und Frauen. Damit war auch 

der Bogen zu heute gespannt, denn 
die ungleiche Bezahlung ist immer 
noch ein gewerkschaftliches und 
gesellschaftliches Thema. Die Ü-
60-Gruppe war sich einig, dass sie 
auch als Rentner*innen die aktiven 
Kolleg*innen unterstützen können. 
Die Führungen durch Jutta Mross 
und die anderen Ehrenamtlichen zei-
gen auf, dass soziale Verbesserungen 
noch nie vom Himmel fielen, son-
dern erkämpft werden müssen.
Die nächste Bildungsveranstaltung 
am 7. November führt in das inter-
nationale Georg-Eckert-Institut mit 
der größten Schulbuchsammlung 
der Welt. Weitere Termine finden 
sich auf der Webseite: gew-kvbs.de/
termine.

Astrid Schrobsdorff

Kreisverband Braunschweig

Die Ü-60-Gruppe im Museum: „Mensch – Maschine“ 

Zu einer Vortragsveranstaltung über 
das Thema „Im Alter sicher leben“ 
hatte am 24. Oktober2023 die Fach-
gruppe Senior*innen eingeladen. 
Die Ruheständler*innen trafen sich 
am Nachmittag zu Kaffee und Ku-
chen im Hotel Paulsen. Als Referent 
konnte vom Polizeikommissariat 
der Kontaktbeamte Hauptkommis-
sar Rolf Meyer gewonnen werden.
Immer öfter werden ältere Men-
schen Opfer von Betrügerinnen und 
Betrügern. Dabei spekulieren diese 
darauf, dass ihre Opfer nicht gut in-
formiert und einfach einzuschüch-
tern sind. Ob direkt an der Woh-
nungstür, per Telefon, E-Mail, Brief 
oder über das Internet – Betrüger 
versuchen jede Chance zu nutzen.
In seinem Vortrag informierte Rolf 
Meyer die GEW-Senior*innen über 
die vielfältigen Gefahren und wies 
darauf hin, wie verschiedene Situ-
ationen einzuschätzen seien, wel-

che Möglichkeiten es gäbe, sich ge-
gen Trickdiebe zu wehren, und wie 
man sich gegen falsche Verwandte 
wehren könne. Sehr oft nehmen 
Betrüger*innen zu älteren Men-
schen über das Telefon Kontakt auf. 
Sie nutzen die Gutgläubigkeit ihrer 
Opfer aus, um an deren Geld zu kom-
men. 
Für den Umgang mit solchen Situa-
tionen hatte Rolf Meyer gute Tipps: 
1. Lassen Sie sich nicht unter Druck 

setzen. Legen Sie den Hörer sofort 
auf, wenn Ihnen etwas merkwür-
dig erscheint.

2. Sprechen Sie am Telefon nicht 
über Ihre persönlichen und finan-
ziellen Verhältnisse. 

3. Übergeben Sie niemals Geld oder 
Wertgegenstände an unbekannte 
Personen. 

4. Wenn Sie unsicher sind, rufen Sie 
die Polizei unter 110 oder Ihre 
örtliche Polizeidienststelle an.

Viele Telefonbetrüger können 
über die öffentlichen Telefon-
bücher Telefonnummern älterer 
Mitbürger*innen erhalten. Meyer 
wies darauf hin, dass man jederzeit 
seine Daten im Telefonbuch löschen 
könne und verteilte ein entsprechen-
des Formular.
Die Zuhörer*innen hatten viele Fra-
gen, die der Kontaktbeamte mit an-
schaulichen Beispielen beantworte-
te. Am Ende der Veranstaltung wies 
der Polizeihauptkommissar noch 
einmal auf die Broschüre der Polizei 
„Im Alter sicher Leben“ hin. Nach 
zwei Stunden gingen die Zuhörer mit 
vielen wichtigen Informationen zu-
frieden nach Hause.

Jürgen Marherr

Fachgruppe Senior*innen des Kreisverbands Rotenburg/Wümme

„Im Alter sicher leben“
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Zum Thema „KI kommt in die Schule 
– Möglichkeiten zur Vermittlung von 
Künstlicher Intelligenz (KI) als Un-
terrichtsgegenstand“ hat der Kreis-
verband Wolfenbüttel Professor Dr. 
Nils Pancratz zu einem Vortrag an 
die Geitelschule Wolfenbüttel einge-
laden. Pancratz lehrt an der Univer-
sität Hildesheim Informatikdidaktik 
und bildet künftige Lehrkräfte für 
Informatik aus.
In seinem vielschichtigen Vortrag be-
ruhigte der Experte die anwesenden 
Zuhörer*innen, indem er betonte, 
dass KI, also „Künstliche Intelligenz“, 
nichts Mysteriöses, Unheimliches, 
völlig Neues sei, sondern sich schon 
längst in unserem Alltag etabliert habe 
– als Haushalts- oder Rasenroboter, als 
„Alexa“ oder als Gesichtserkennung 
beim Öffnen des Handys.
Allerdings habe sich, seit der Ame-
rikaner Sam Altman 2022 ChatGPT 
(„Chatbot Generative Pre-trained 
Transformer“) einführte, diese Soft-
ware rasant verbreitet. Innerhalb 
von nur zwei Monaten gab es über 
100 Millionen Nutzer! Zum Ver-
gleich: Facebook benötigte über  

vier Jahre, um diese Zahl zu errei-
chen. 
Als KI wird Software bezeichnet, mit 
deren Hilfe ein Computer eine kog-
nitive – das Wahrnehmen, Denken, 
Erkennen betreffende – Aufgabe aus-
führt, die normalerweise Menschen 
erledigen. Und genau in dieser Anwen-
dungsweise habe KI auch die Schulen 
und somit vor allem Schüler*innen 
erreicht, führte Pancratz weiter aus 
und nannte zahlreiche Beispiele aus 
dem Schulalltag. So erledige ChatG-
PT die Hausaufgaben in nahezu allen 
Schulfächern, fertige Referate nach 
Schüler*innenvorgaben an. Aber nicht 
nur die Schülerseite profitiere von KI, 
sondern auch deren Lehrerinnen und 
Lehrer, wenn auch etwas zeitverzö-
gert, bemerkte der Experte.
An Beispielen zeigte Pancratz die Er-
stellung von Unterrichtsmaterialien 
sowie von Klausuren auf und führte 
aus, dass dies nur der Anfang sei. Er 
prognostizierte eine zunehmende In-
tegration von KI in Lehr- und Lernmit-
tel sowie die zunehmende Übernahme 
von Aufgaben der Unterrichtsorgani-
sation. Einem Verbot von KI in Schule 

erteilte der Experte eine klare Absage. 
Vielmehr gehe es darum, KI-Kompe-
tenzen in einer digital vernetzten Welt 
zu vermitteln und kritisch-kompetent 
anzuwenden. Dazu zitierte er aus dem 
Positionspapier der Gesellschaft für 
Informatik (GI): „An welchen Stellen 
könnte ich KI-basierte Werkzeuge in 
meinem Unterricht gewinnbringend 
einsetzen?“ Oder: „Wie interpretiere 
ich die Ergebnisse von KI-Systemen für 
eine geeignete pädagogische Inter-
vention?“
In der anschließenden Diskussion stell-
te sich heraus, dass nur wenige der an-
wesenden Lehrkräfte KI im Unterricht 
beziehungsweise als Unterrichtsvor-
bereitung nutzen. Deren Erfahrung 
mit KI ist überwiegend positiv, aller-
dings sehen sie sich als Einzelkämpfer, 
da entsprechende Fortbildungsange-
bote seitens des Kultusministeriums 
nur spärlich vorhanden sind.
Dennoch, so das abschließende Fazit 
der Pädagoginnen und Pädagogen, 
sollte KI als Hilfsmittel eingesetzt wer-
den, um die Kompetenzen und somit 
die Mündigkeit der Schüler*innen zu 
fördern!   Dieter Renner

Kreisverband Wolfenbüttel

KI kommt in die Schule

Am 23. September 2023 hielten die 
Mitglieder des KV Wolfenbüttel eine 
Mahnwache für bessere Bildung in 
unserem Land ab, um auf die Misere 
im Bildungswesen nachdrücklich hin-
zuweisen.
Gemeinsam mit den anwesenden 
Bürgerinnen und Bürgern war man 
sich einig, dass die Zustände an Kitas, 
Schulen und Unis erheblich verbes-
sert werden müssen, damit die Kinder 
und somit die Gesellschaft insgesamt 
hoffnungsvoller in die Zukunft blicken 
können.
Auf Postkarten, die den Verantwort-
lichen im Bildungssektor zugestellt 
werden, forderten Eltern, Kinder und 
Beschäftigte in Bildung mehr Lehrkräf-
te, keinen Unterrichtsausfall, kleinere 
Klassen und mehr Geld für Bildung!

Leider haben sich trotz Einladung 
weder der Stadtschülerrat noch die 
Stadtelternvertretung an der Mahn-
wache beteiligt. „Es ist an der Zeit, 
dass endlich mehr für Bildung und 
Ausbildung in unserem Land ausge-
geben wird“, beklagt eine berufstätige 
Mutter aus Wolfenbüttel, die vor dem 
Rätsel steht, wie sie ihren Sohn (zweite 
Klasse Grundschule) nach dem Unter-
richt betreuen soll, zumal die Oma 100 
Kilometer von Wolfenbüttel entfernt 
wohnt. Ein Ganztagsangebot könnte 
hier sehr hilfreich sein.
Aber auch die Zustände an den Kitas 
wurden von den anwesenden Eltern 
kritisch bewertet: zu wenig Personal, 
keine flexiblen Öffnungszeiten, die 
vor allem Berufstätige zu schwierigen 
Kompromissen nötigt.

Dennoch war unter dem Strich ein po-
sitiver Tenor vorhanden: den Lehrkräf-
ten in unseren Bildungseinrichtungen 
wurde trotz der schlechten Rahmen-
bedingungen ein großes und somit lo-
benswertes Engagement bescheinigt!

Dieter Renner

Kreisverband Wolfenbüttel beteiligt sich am bundesweiten Protesttag

Bildung muss anders 
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Bei der Mahnwache für bessere Bildung in Wolfenbüttel 
kamen die Aktiven mit Passant*innen ins Gespräch.
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Jahrestagung „Ausflug in die Anderswelt“
Arbeitsgemeinschaft Jugendliteratur und Medien

LesePeter

Tom Adams und Yas Imamura
Unheimlich krasse Geheimnisse
E.A.Seemanns Bilderbande, 
Leipzig 2023
ISBN: 978-3-865024961
96 Seiten,  24 Euro, ab 10 Jahren

In „Unheimlich krasse Geheimnisse“ 
wird spannenden Rätseln, die die 

Menschen früher wie heute noch beschäftigen, auf den 
Grund gegangen. Gespenstisch, mystisch und gruselig, 
aber vor allem spannend, dieses Buch lässt keine Rätsel 
aus! Mit verschwundenen Menschen oder Orten, uner-
klärlichen Naturphänomenen und Kreaturen, Besuchern 
aus dem All, rätselhaften Schriften oder Geisterschiffen 
beginnt die Reise in eine außergewöhnliche und faszinie-
rende Welt aus Mythen und unerklärlichen Ereignissen.

Im November erhält den LesePeter das Sachbuch:

Laibl, Melanie und Brönner, Nele (Ill.) 
Superglitzer
Luftschacht, Wien 2022
ISBN: 978-3-903422-17-9
38 Seiten, 24 Euro, ab 3 Jahren

In diesem Comicbilderbuch tref-
fen Natur und Kultur in humor-
vollen Dialogen aufeinander. Die 

Faszination eines Smartphones, das in den Augen der 
Waldbewohner*innen zu einem „Superglitzer“ wird, prä-
sentiert sich in knalligen Pantonefarben. Was ein „Super-
glitzer“ ist, und was man damit alles machen kann, erfah-
ren die Leser*innen aus der Perspektive verschiedener 
Tiere, die sich dem Fundstück jeweils entsprechend ihres 
Vorwissens nähern.

Im Dezember erhält den LesePeter das Bilderbuch:

Auch in diesem Jahr war die Jahres-
tagung der Arbeitsgemeinschaft Ju-
gendliteratur und Medien (AJuM), 
wie immer vorbereitet von Ulrike 
Fiene und Ursula Remmers, wieder 
informativ, interessant und ausge-
bucht.
Eine Jahrestagung besteht stets aus 
verschiedenen Modulen: Experten-
referat, Autor*innenlesung, Verlags-
vorstellung und Workshops – einige 
Eindrücke.

Fantastische Expertin
Maren Bonacker, Leiterin der Phan-
tastischen Bibliothek in Wetzlar, hat 
ihre Leidenschaft zum Beruf gemacht 
und ist eine absolute Expertin für 
fantastische Literatur. Das Genre der 
Fantastik ist sehr facettenreich, mal 
in der realen Welt angesiedelt mit 
Portalen zu der Anderswelt oder die 
Geschichte spielt ausschließlich dort. 
Fantastische Literatur eignet sich als 
Schullektüre, denn in ihr werden re-
ale Probleme anders als gewohnt 
dargestellt, bieten neue Aspekte und 
öffnen den Blick für Fremdes, beton-
te sie in ihrem Eingangsreferat.

Fantasievoller Autor
Markus Orths stellte in seiner Auto-

renlesung einige seiner Kinderbü-
cher vor und zeigte, dass er ein Meis-
ter darin ist, Fantasie zu koppeln mit 
Witz, Absurditäten und Skurrilem. 
Dies musste er erst lernen, erzählte 
er, sein erstes Kinderbuch fand kei-
nen Verleger. Heute aber trifft er, 
auch weil seine eigenen Kinder kriti-
sche Testleser sind, die zielgruppen-
orientierte Sprache.
Markus Orths leitete außerdem eine 
Schreibwerkstatt. Hier gelangen den 
Teilnehmenden dank seiner Anre-
gungen und dem Tipp, sich beim 
Schreiben in eine Szene mit allen Sin-
nen hineinzuversetzen, um sie richtig 
verorten zu können und Details zu 
erfassen, erstaunlich gute Texte.

Zauberhafter Verlag
„Jedes Kind soll die Möglichkeit ha-
ben, ein Buch zu besitzen!“ Dies war 
der Anspruch des Gründers des Carl-
sen Verlags, der seinen Stellenwert 
auf dem Buchmarkt mit den bekann-
ten und preiswerten Pixi-Büchern 
begründet. 2024 feiern diese ihren 
fünfzigsten Geburtstag. Die Leiterin 
der Pressestelle des Verlags, Katrin 
Hogrebe, gewährte einen Blick hin-
ter die Kulissen eines Verlags durch 
Informationen über die Angebotspa-

lette, Zahlen zu Erstauflagen und Er-
klärungsversuchen zu dem unglaub-
lichen Boom von Harry Potter, der 
bis heute ungebrochen ist. Natürlich 
hatte sie auch eine Kiste Bücher im 
Gepäck.

Methodischer Workshop
Möglichkeiten, handlungsorientier-
ten Literaturunterricht zu planen, 
gibt es viele. Die Teilnehmenden tes-
teten in dem von Ulrike Fiene gelei-
teten Workshop einige methodische 
Möglichkeiten zur Bearbeitung einer 
Lektüre auch unter dem Aspekt der 
Differenzierung im Unterricht. Kri-
tisch betrachtet wurden Rezensio-
nen aus der Datenbank der AJuM mit 
dem Ziel, die Qualität dieser Rezensi-
onen weiter zu steigern.
Nach der Tagung ist vor der Tagung! 
Im September 2024 wird sich die 
AJuM-Jahrestagung dem Thema 
„Kindheit“ in der Kinder- und Ju-
gendliteratur widmen.

Ulrike Fiene



In einer kleinen Feierstunde in der 
Gottfried Wilhelm Leibniz Biblio-
thek in Hannover erhielt Eva Müller 
am 15. September 2023 für ihre au-
tobiografisch beeinflusste Graphic 
Novel „Scheiblettenkind“ den Hein-
rich-Wolgast-Preis.
Der Heinrich-Wolgast-Preis wurde 
1986 vom Bildungs- und Förderwerk 
der GEW im Gedenken an den Re-
formpädagogen Heinrich Wolgast 
gestiftet, um die Darstellung der Ar-
beitswelt in der Kinder- und Jugend-
literatur zu fördern. Der Preis ist mit 
2000 Euro dotiert und wird alle zwei 
Jahre vergeben. Eine vierköpfige 
Jury sichtete rund 200 Titel, erstellte 
eine Shortlist und kürte schließlich 
den Siegertitel.
Aus der Begründung der Jury zum 
Siegertitel: „Im Zentrum der Graphic 
Novel zum Thema Klassismus steht 
die Emanzipationsgeschichte einer 
jungen Frau aus dem Arbeitermilieu 
in die Welt der Kunstschaffenden. 
Aus der Ich-Perspektive beschreibt 
die namenlose Protagonistin ihren 
Weg aus proletarischen Verhältnis-
sen hin zu einer selbstbestimmten 
Lebensweise als Studentin an einer 
Kunsthochschule. Diese Entwick-
lung zwischen den Welten wird 
sowohl erzähltechnisch mit aussa-

gekräftigen Panels unterstützt als 
auch durch die mit feinem Strich in 
schwarz-weiß gehaltenen Illustratio-
nen untermauert.“
In ihrer Autorinnenlesung zeigte Eva 
Müller, dass die Lesung einer Gra-
phic Novel gestützt auf Bild und Ge-
räusche ein Erlebnis sein kann.

Die Shortlist mit den Jurybegrün-
dungen ist zu finden unter www.
gew/Publikationen.

Rezensionen zu den folgenden Bü-
chern aus der Shortlist sind zu finden 
unter www.ajum.de.
• Polly Faber/ Harriet Hobday: 

Durch die ganze Nacht. Men-
schen, die arbeiten, während wir 
schlafen. Bilderbuch, ab 4 Jahre

• Cornelia Böse: Wo ist Theatrine? 
Die Welt rund um die Bühne. Bil-
derbuch, ab 4 Jahre

• Mieke Scheier: Alles Arbeit oder 
was?! Was die Erwachsenen den 
ganzen Tag so tun. Bilderbuch, ab 
5 Jahre

• Petra Hartlieb/ Nina Alaska: Zu-
hause in unserer Buchhandlung. 
Kinderbuch, ab 5 Jahre

• Markus Rottmann/ Michael Meis-
ter: Lichtputzer und Pulveraffen. 
89 ausgestorbene Berufe und ihre 

unglaubliche Geschichte. Bilder-
buch, ab 8 Jahre

• Peer Martin: Blut und Schoko-
lade. Jugendroman, ab 14 Jahre 
(Roman über die Arbeitsbedin-
gungen auf einer Kakaoplantage 
an der Elfenbeinküste)

• Kjell Bohlund: Die unbekannte As-
trid Lindgren. Ihre Zeit als Verle-
gerin. Biografie, ab 14 Jahre

• Guy Deliste: Lehrjahre. Graphic 
Novel, ab 14 Jahre (über die Er-
lebnisse des Autors während sei-
ner Ausbildung als Aushilfe in ei-
ner Papierfabrik)

Nicht rezensiert (Stand September 
2023), aber auch sehr interessant:
• Jan Stremmel: Drecksarbeit. Ge-

schichten aus dem Maschinen-
raum unseres bequemen Lebens. 
Sachbuch, ab 14 Jahre. Der Autor 
arbeitete zur Recherche z.B. in 
einer Näherei in Bangladesch, in 
der Gemüseproduktion in Anda-
lusien, in der Rosenzüchtung in 
Kenia.

• Mawil: Mauer, Leiter, Bauarbeiter. 
Kindercomics, ab 6 Jahre

Ulrike Fiene
AJuM Niedersachsen
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„Scheiblettenkind“ erhält 
Heinrich-Wolgast-Preis 2023

Literatur-Preis
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Über Israel reden. Eine deutsche Debatte
Rezension

Prof. Dr. Meron Mendel, Direk-
tor der Bildungsstätte Anne Frank, 
wurde 1976 in Ramat Gan in Israel 
geboren und verbrachte seine Kind-
heit und Jugend im Kibbuz Mashabe 
Sade. Nach seinem Wehrdienst bei 
der israelischen Armee studierte 
er Geschichte, Erziehungswissen-
schaften und Jüdische Geschichte in 
Haifa und München. 2010 erlangte 
er seine Promotion an der Goethe-
Universität in Frankfurt am Main mit 
seiner Arbeit über „Lebenswelten 
jüdischer Jugendlicher in Deutsch-
land“ im Fach Erziehungswissen-
schaften.
Während seiner Jugend und im Stu-
dium engagierte sich Meron Mendel 
in Friedensinitiativen in Israel. 2010 
wurde er zum Direktor der Anne 
Frank Bildungsstätte in Frankfurt am 
Main berufen. Er ist zudem seit 2021 
Professor für transnationale soziale 
Arbeit an der Frankfurt University 
of Applied Sciences. Schwerpunkte 
seiner Forschungstätigkeit sind dort 
unter anderem die Gegenwart des 
Antisemitismus und die Zukunft der 
Erinnerungskultur.
Gemeinsam mit seiner muslimischen 
Frau Saba-Nur Cheema schreibt er 
in der FAZ die monatliche Kolumne 
„Muslimisch-Jüdisches Abendbrot“.
Vor dem Hintergrund seiner eige-
nen Biographie analysiert Mendel 
die deutsch-israelischen Beziehun-
gen und beschreibt, wie in Deutsch-
land über das Verhältnis zu Israel 
und zum Nahostkonflikt gesprochen 
und debattiert wird, in der Politik, 
in den Medien, unter Linken, unter 
Migrant*innen und unter Menschen 
jüdischen Glaubens. Mendel geht 
der Frage nach, was es mit der ein-
geforderten und viel beschworenen 
Freundschaftspflicht Deutschlands 
mit Israel aufgrund der NS-Vergan-
genheit und der Kontinuität des An-
tisemitismus in diesem Land auf sich 
hat und wie andererseits mit der is-
raelischen Regierung und ihrem sich 
immer weiter zuspitzenden Rechts-
kurs umgegangen werden soll. Diffe-
renziert vertritt er seine Position und 
zeigt, dass der Konflikt im Nahen Os-
ten sehr komplex ist und nicht nur die 
Wahl bleibt „zwischen Israel-Fanclub 

oder Palästina-Ultras“ (NDR Kultur). 
Analytisch untersucht Mendel die 
deutsch-israelischen Beziehungen, 
ohne dabei Applaus von irgendeiner 
der beteiligten Seiten einzufordern. 
Ganz im Gegenteil: Gewissheiten 
und Glaubenssätze stellt er infrage 
und weist nach, „dass die hitzigen 
deutschen Israeldebatten meist vor 
allem um deutsche Befindlichkeiten 
kreisen“ (Alexander Jürgs, FAZ). Un-
aufgeregt legt Mendel seine Position 
dar und zeigt, „dass sich Kritik am 
Antisemitismus und Solidarität mit 

neben dem Nationalismus das größ-
te Problem zur Lösung der Situation. 
Er selber verwende keine nationalen 
Symbole, um seine Solidarität mit 
den Menschen vor Ort zum Ausdruck 
zu bringen. Andererseits findet er 
es mehr als bedenklich, wenn 2023 
Menschen in Deutschland verbergen 
müssen, dass sie Juden sind oder 
dass sie sich mit Israel verbunden 
fühlen. Für ihn stellt sich das Verhält-
nis zu jüdischen Menschen in einer 
Gesellschaft stets als Seismograf da-
für dar, wie offen oder diktatorisch 
diese Gesellschaft ist.
„Ich unterscheide nicht zwischen ei-
nem toten Kind im Kibbuz oder einem 
toten Kind in Gaza-Stadt. Den Grund-
maßstab bilden Menschenrechte 
und Menschenwürde. Diese sind 
unantastbar und geben keine Grund-
lage ab, um zwischen Muslimen und 
Juden zu unterscheiden“, so Meron 
Mendel in einem Interview mit der 
österreichischen Zeitung Standard. 
„Mein Herz ist bei den verschlepp-
ten Kindern aus Israel. Mein Herz ist 
bei den palästinensischen Kindern. 
Das bedeutet aber nicht, dass beide 
Seiten moralisch auf gleicher Ebene 
stehen“, denn „die brutalen Morde 
der Hamas stellen einen neuen mo-
ralischen Tiefpunkt in Nahost dar“. 
So unterscheide er, der sich selbst 
als Linker definiere, zwischen zwei 
Orientierungen: „Es gibt diejenigen 
Linken, die sich an der Unteilbarkeit 
der Menschenrechte orientieren“ 
und „jegliches Unrecht geißeln, ganz 
egal, welche Hautfarbe oder Religion 
Täter wie Opfer haben“ – die Univer-
salisten. Daneben die partikuläre Lin-
ke, die auf ein sehr starres Konzept 
von Identitätspolitik zurückgreift und 
damit voreingenommen ist, weil sie 
Vernunft und Aufklärung von vornhe-
rein ablehnt. Im Falle der Hamas und 
deren Massaker werde die partikulä-
re Linke Rechtfertigungsgründe dafür 
finden. Und erklären, „acht Millionen 
Juden sollen aus dem Nahen Osten 
verschwinden, am besten ins Meer 
getrieben oder abgeschlachtet wer-
den. Das hat mit einer humanisti-
schen Linken nichts zu tun.“

Dietmar Buchholz

Meron Mendel
Über Israel reden. Eine deutsche Debatte.
Verlag Kiepenheuer& Witsch, Köln 2023
224 Seiten, 22,00 Euro
ISBN: 3-462-00351-2

der palästinensischen Bevölkerung 
nicht ausschließen müssen“ – so die 
Begründung für den Platz 1 seines 
Buches in der Sachbuch-Bestenliste 
für April 2023. Mendel versteht sich 
als Brückenbauer zwischen den Kon-
trahenten und „hinterfragt die fest-
gefahrenen Bilder, die Israelis und 
Palästinenser sich voneinander ma-
chen“ (Jurybegründung Deutscher 
Sachbuchpreis). Seit langem kritisiert 
er den Fundamentalismus auf beiden 
Seiten des Nahostkonflikts, für ihn 
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Eine packende Parabel über Gerechtigkeit
Arbeitsgemeinschaft Jugendliteratur und Medien

Kinder und junge Menschen können 
uns durch ihre neugierigen Fragen 
anregen, mit ihnen über gesellschaft-
liche Themen nachzudenken. Warum 
leben die Menschen – selbst im eige-
nen Land – unter ganz unterschied-
lichen Bedingungen? Weshalb wirkt 
der Alltag in einem anderen Stadtteil 
oder im Urlaubsland auf uns oft so 
ungewöhnlich? Was ist gerecht, was 
ungerecht? Können wir Freude im Le-
ben nur erfahren, weil andere für uns 
die schweren Arbeiten verrichten? Ist 
es besser, gesagt zu bekommen, was 
gut für uns ist? Oder darf man selbst 
ausprobieren, welcher Weg der rich-
tige ist?
Pija Lindenbaum greift in ihrem unge-
wöhnlichen Bilderbuch Themen wie 
Ungleichheit, Gerechtigkeit, Freiheit 
und Normen auf und kann Erwach-
senen dabei helfen, mit Kindern über 
diese Fragen ins Gespräch zu kom-
men.
Die Geschichte der schwedischen 
Autorin hat märchenhafte Züge und 
beginnt in einer scheinbar idyllischen 
Bergwelt. Zwei Kindergruppen – die 
„Ringelblumen“ und die „Primeln“ – 
wohnen dort getrennt voneinander in 
verschiedenen Häusern und verbrin-
gen die Tage höchst unterschiedlich. 
In ihrer kleinen Siedlung gibt es viel 
Platz zum Spielen, einen See, einen 
Wald. Die „Ringelblumen“ mit ihren 
Ringelsöckchen sehen richtig fröhlich 
aus. Sie singen, malen und trommeln, 
hüpfen auf dem Trampolin, fahren mit 
kleinen Booten auf dem See herum 
oder baden und dürfen vor dem Ein-
schlafen Bücher lesen. „Die Schäfin“ 
– eine Art Hund in Menschenkleidern, 
mit Pastorenkragen und Trillerpfeife 
– bestimmt ihren Tagesablauf, sie ist 
eben der Chef und gibt das Programm 
und die Regeln für die Gruppe vor. 
Mädchen und Jungen nehmen das so 
hin, denn sie „hat viele gute Ideen“, 
meint die Ich-Erzählerin, eines der 
Ringelblumenkinder. Sie kann man 
als einzige der Kinder wiedererken-
nen, trägt sie doch verbotener Weise 
ein blaues Armband, das sie vor der 
„Schäfin“ versteckt.
Bald bekommt die Geschichte düste-
re Züge, denn da ist ja auch noch die 
Gruppe der „Primel-Kinder“. Sie tra-

gen graue und schlichtere Kleidung, 
müssen sämtliche Arbeiten erledigen 
und haben nie Zeit zum Spielen. Diese 
Jungen und Mädchen kennen keine 
Bücher, dürfen nicht singen und sol-
len immer still sein. Ohne zu murren, 
schleppen sie sogar schwere Steine! 
Der Ich-Erzählerin fallen die Unter-
schiede im Tagesablauf der Gruppen 
auf, sie findet das ungerecht und be-
schwert sich darüber bei der „Schä-
fin“. Diese meint jedoch: „Das soll 
hier auch ungerecht sein. Ich mag es, 
wenn es ungerecht ist.“

det“, meint die kleine Ich-Erzählerin 
am Ende des Buches.
Pija Lindenbaum erzählt diese „Pa-
rabel über Gerechtigkeit“ für Kinder 
verständlich, nachvollziehbar und 
spannend. Beim Vorlesen werden sich 
die zuhörenden Jungen und Mädchen 
schnell mit der Ich-Erzählerin identi-
fizieren können, über die sonderbare 
Gemeinschaft staunen und die unter-
schiedlichen Lebensbedingungen der 
beiden Gruppen wahrnehmen. Lin-
denbaums farbige, ganzseitige Illus-
trationen veranschaulichen das Ge-
schehen, es gibt viele – auch witzige 
– Details zu entdecken. So verstecken 
die Kinder den Kochtopf, der von der 
„Schäfin“ beim Einheits-Haarschnitt 
genutzt wird; bald wachsen den Jun-
gen und Mädchen zottelige, ganz un-
terschiedliche Frisuren.
Schon mit Vorschulkindern kann man 
beim Lesen des Buches gut ins Philo-
sophieren kommen. Eine Welt wie die 
dargestellte existiert nicht, das wird 
durch die Phantasiegestalt der „Schä-
fin“ sofort klar, auch die Farben der 
Landschaft gibt es in der Wirklichkeit 
so nicht. Erwachsene und die meisten 
Kinder werden aber wissen, dass so-
ziale Zuordnungen und Ungerechtig-
keiten auch in der Realität stattfinden.
Der optimistische Schluss hebt die be-
klemmende Stimmung der Geschich-
te auf und macht Kindern und Er-
wachsenen Mut, ungewohnte Wege 
einzuschlagen und Neues zu wagen.
Das Buch ist sehr empfehlenswert 
für die Arbeit in der Grundschule und 
bildet eine hervorragende Gesprächs-
grundlage für die Auseinanderset-
zung mit den oben genannten Fragen. 
Selbst Jugendliche und Erwachsene 
kann es anregen, über soziale Grenz-
linien im eigenen Leben nachzuden-
ken und zu überlegen, wie ein „erster 
Schritt“ über diese Linie aussehen 
könnte.
Pija Lindenbaum gilt als eine der be-
deutendsten Bilderbuchkünstlerinnen 
Schwedens und wurde mehrfach aus-
gezeichnet, unter anderem 2012 mit 
dem Deutschen Jugendliteraturpreis. 
Für dieses Buch erhielt sie kürzlich 
den „Luchs“ der Wochenzeitung Zeit.

Dagmar Haunert

Die Kleine heckt nun einen Plan aus. 
„Wir tauschen Kleider und alles“, 
überzeugt sie die anderen Kinder und 
so wechseln sie auch die Aufgaben. 
Die beiden Gruppen „geraten immer 
weiter durcheinander. Niemand ach-
tet mehr genau darauf.“
Eines Tages rollt der Ball der Kinder 
beim Spielen über die weiße Grenz-
linie der Siedlung, einige der bislang 
so folgsamen Jungen und Mädchen 
trauen sich auf die andere, verbotene 
Seite. „Kein Blitz und kein Flammen-
meer“ trifft sie als Strafe, wie ihnen 
angedroht worden war, und bald sieht 
man alle Kinder gemeinsam die Berg-
siedlung verlassen. Sie werden nun 
selbst „die Bestimmer“ sein und sich 
zusammen eine große Wohnung su-
chen oder Eltern, die „Platz haben“. 
„Die Schäfin kann ja ruhig hinter der 
Linie bleiben. Wenn sie das so toll fin-

Pija Lindenbaum, Der erste Schritt, 
Übersetzung aus dem Schwedischen Jana Hemer
Klett Kinderbuch 2023
 ISBN 978-3-95470-276-3
18 Euro, 48 Seiten
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Bildungsnotizen

AfD scheitert mit Klage 
gegen Schulaufführung
Die AfD hatte gegen das Kultusminis-
terium (MK) geklagt, Grund war das 
parteikritische Theaterstück „Danke 
dafür, AfD“ der Gesamtschule Schin-
kel aus Osnabrück. Die Partei hielt 
es für eine unzulässige Parteinahme 
und damit eine Neutralitätsverlet-
zung des Staates. Dies sah das Ver-
waltungsgericht in Hannover anders 
und verwies auf die Kunstfreiheit, 
durch die entsprechenden Passagen 
des 2019 mit dem Zivilcourage-Preis 
ausgezeichneten Stückes gedeckt 
seien.

Weiterbeschäftigung 
pensionierter Lehrkräfte
Kultusministerin Julia Willie Ham-
burg lässt bürokratische Hürden prü-
fen, die eine Weiterbeschäftigung 
von Lehrkräften unattraktiv machen. 
Eine besondere Schwierigkeit hier-
bei ist der Ministerin zufolge, dass 
das Landesbeamtenrecht nicht nur 
für Lehrkräfte, sondern auch andere 
Landesbeamt*innen gilt und mögli-
che Änderungen auch Auswirkungen 
auf diese Bereiche haben. Als einen 
ersten Schritt zur Gewinnung pen-
sionsberechtigter Lehrkräfte für die 
Weiterbeschäftigung ist eine Hand-
reichung für Schulleitungen geplant, 
damit diese gezielt entlastende An-
gebote für Lehrkräfte anbieten, die 
kurz vor dem Ruhestand sind. Die 
Effektivität dieser Maßnahme ist aus 
Sicht der GEW Niedersachsen frag-
lich, da es ohnehin nur rund ein Vier-
tel der Lehrkräfte im Lande schafft, 
bis zur Regelaltersgrenze zu arbeiten.

Landeszentrale für politische 
Bildung stärken
Die Landesregierung hat den Bericht 
zur Evaluation der Landeszentrale 
für politische Bildung zur Kenntnis 
genommen und die Weiterleitung 
an den Landtag beschlossen. Im Be-
richt der Arbeitsgruppe Politische 
Bildung/Politdidaktik der Carl von 
Ossietzky Universität Oldenburg wird 
konstatiert: „Resümierend wird die 
Arbeit der Landeszentrale für poli-
tische Bildung in Niedersachsen im 
Rahmen der wissenschaftlichen Eva-
luation für den Zeitraum 2017 bis 

2022 grundsätzlich positiv bewertet.“ 
Da in dem Bericht darüber hinaus an-
gemerkt wird, dass es gelte, „zukünf-
tig Rahmenbedingungen zu schaffen, 
um dieses Engagement zu erhalten, 
zu fördern und wertzuschätzen“, wird 
das Ministerium für Wissenschaft 
und Kultur im kommenden Jahr ein 
Konzept zur strukturellen Weiter-
entwicklung und inhaltlichen Stär-
kung der Landeszentrale entwickeln. 
(Presseinformation Niedersächsische 
Staatskanzlei, 10. Oktober 2023)

Hitzefrei – verbindliche 
Regeln für alle gefordert
In der Sekundarstufe II gibt es gar 
kein Hitzefrei beziehungsweise „Un-
terrichtsausfall bei hohen Tempe-
raturen“, bei anderen Schulformen 
und -stufen liegt die Entscheidung in 
der Eigenverantwortung der Schulen 
und in Ganztagsgrundschulen müs-
sen die Schüler*innen in der Regel 
trotzdem weiter betreut werden. 
Der Landesschüler*innenrat Nieder-
sachsen fordert einheitliche Regeln 
für alle, insbesondere vor dem Hin-
tergrund der globalen Klimaerwär-
mung.

Mentale Gesundheit stärken
Vor dem Hintergrund von Corona-
Pandemie, Klimawandel und krie-
gerischen Konflikten hat das MK ein 
Präventionsprogramm zur mentalen 
Gesundheit an Schulen ins Leben ge-
rufen. Lehrkräfte, Schulsozialarbei-
tende aller Schulformen können sich 
dabei zu mentalen Ersthelfern für 
Schülerinnen und Schüler ausbilden 
lassen. Das Weiterbildungsangebot 
stößt derzeit auf großes Interesse. 
Mehr als 650 Personen haben bereits 
an den Schulungen des Niedersächsi-
schen Landesinstitutes für schulische 
Qualitätsentwicklung (NLQ) teilge-
nommen. (Presseinformation MK 27. 
Oktober 2023)

Informationsangebot 
„Servicestelle inklusiver Weg“ 
Um jungen Menschen mit Förderbe-
darf eine bessere Orientierung auf 
dem Arbeitsmarkt zu geben, bietet 
das MK ab sofort Informationen rund 
um das Thema inklusive Ausbildung 
und Beschäftigung an. Über die neu 
eingerichtete „Servicestelle inklusi-
ver Weg“ (SiW) können sowohl Inte-
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ressierte, die sich im Übergang von 
der Schule in den Beruf befinden, 
als auch Betriebe auf Auszubilden-
densuche hilfreiche Tipps erhalten 
(unter anderem durch Good-Practi-
ce-Beispiele). Die Servicestelle dient 
künftig als Anlauf- und Koordinie-
rungsstelle und ist als zentrale Platt-
form fortan unter www.biaa-servi-
cestelle.de zu erreichen.

Startschuss für 
Freiräume-Prozess
Die Regierungsfraktionen SPD und 
Bündnis90/Die Grünen haben einen 
Entschließungsantrag für mehr Frei-
räume an Schulen in den Niedersäch-
sischen Landtag eingebracht. Ange-
sichts der gegenwärtigen Krisen und 
gesellschaftlichen Herausforderun-
gen sollen Schulen nach den Vorstel-
lungen der Landesregierung mehr 
Gestaltungsspielräume erhalten, um 
individuell auf die Bedürfnisse ihrer 
Schülerinnen und Schüler eingehen 
zu können. (Siehe auch Internet-Sei-
ten des MK, Presseinformation MK, 
12. Oktober 2023)

Aktion: „WAS!WIR!EUCH! 
ZU!SAGEN!HABEN!“
Was wünschen sich Schülerinnen 
und Schüler für die Zukunft? Was 
muss ihrer Meinung nach getan 
werden, um die Nachhaltigkeitszie-
le zu erreichen? Welche Forderun-
gen haben sie an Politiker*innen, 
Menschen in ihrem Wohnort oder 
an ihrer Schule? Bis zum 1. Dezem-
ber 2023 können Schüler*innen ihre 
kreative „Botschaft für eine bessere 
Welt“ schicken, diese werden auf 
www.globolog.net veröffentlicht 
und an Kultusministerin Julia Ham-
burg übergeben.

IQB-Bildungstrend: Bildungs-
ungerechtigkeit eindeutig
Im Fach Deutsch erfüllen viele 
Neuntklässler*innen die Mindest-
anforderungen für den mittleren 
Schulabschluss und den Ersten Allge-
meinen Schulabschluss nicht, stellt 
der IQB-Bildungstrend 2022 fest. 
Somit setzt sich dieser besorgnis-
erregende Trend seit 2009 fort. Im 
Gegensatz dazu haben sich die Leis-
tungen im Fach Englisch stabilisiert 
oder sogar verbessert. Der Anteil 
der Schüler*innen, die die Mindest-

anforderungen im Lesen und Hören 
nicht erfüllen, hat abgenommen, 
und mehr Schüler*innen erreichen 
die Regel- und Optimalstandards. 
Allerdings konzentriert sich diese 
Verbesserung auf Schüler*innen im 
mittleren und oberen Leistungsbe-
reich, während Lernende im unteren 
Bereich keine Fortschritte erzielen. 
In beiden Fächern (Deutsch 
und Englisch) hängt die 
Schüler*innenleistung in der Se-
kundarstufe I stärker von ihrer so-
zialen Herkunft ab als je zuvor. Die 
divergierende Entwicklung in den 
Fächern Deutsch und Englisch be-
trifft vor allem Schüler*innen, die 
mit ihren Eltern aus dem Ausland 
eingewandert sind. Im Vergleich zu 
ihren Mitschüler*innen ohne Migra-
tionshintergrund und der sogenann-
ten zweiten Generation weisen die-
se Jugendlichen deutlich niedrigere 
Kompetenzen auf, wobei der Ab-
stand zwischen den Gruppen weiter 
gewachsen ist. Mehr Informationen: 
https://deutsches-schulportal.de/

Schulung „Wege in den Beruf“
Die Koordinierungsstelle Ausbildung 
und Migration (KAUSA) stellt auf ihrer 
Internetseite die digitale Version der 
Begleitbroschüre und des mehrspra-
chigen Flyers für das Paket „Wege in 
den Beruf“ vor. Im Vordergrund der 
gleichnamigen Onlineveranstaltun-
gen steht, wie mit den Materialien 
gearbeitet werden kann, von der in-
dividuellen Beratung bis hin zu mehr-
sprachigen Elternabenden.
Weitere Informationen: 
han@kausa-niedersachsen.de 

Ganztag: Land übernimmt 
Anteil von Investitionskosten
Ab dem 1. August 2026 haben alle 
Erstklässler*innen in Niedersachsen 
Anspruch auf täglich acht Stunden 
Unterricht und Betreuung in der 
Schule. Das Land wird nicht nur die 
Personalkosten für die Ganztagsbe-
treuung finanzieren, sondern über-
nimmt zukünftig auch die Hälfte der 
dreißigprozentigen Investitionskos-
ten und teilt sich diesen Kofinan-
zierungsanteil mit den Kommunen. 
Dafür hat Niedersachsen in den Jah-
ren 2024 bis 2027 insgesamt 55 Mil-
lionen Euro eingeplant. (Presseinfor-
mation MK, 1. September 2023)

Schulportal der Stiftung Lesen
Das kostenfreie Schulportal der 
Stiftung Lesen vereinfacht Leseför-
derung im Schulalltag. In der prakti-
schen Mediendatenbank findet man 
unter anderem Leseempfehlungen, 
Unterrichtsideen, Inspirationen zu 
kreativen Methoden sowie den Zu-
gang zu vielfältigen Lesestoffen für 
alle Schulformen: 
www.stiftunglesen.de/schulportal 

Mobiles Futurium 
in Niedersachsen
Das mobile Futurium wird im Ja-
nuar 2025 sowie von März bis Mai 
2025 durch Niedersachsen touren. 
Es richtet sich an Schüler*innen der 
Klassenstufen 5 bis 10. Diese werden 
eingeladen, eigene Visionen rund um 
die Frage „Wie wollen wir leben?“ zu 
entwickeln und sich mit Themen wie 
der Zukunft von Demokratie, Arbeit, 
Energie, Gesundheit, Ernährung und 
Mobilität auseinanderzusetzen.
Anmeldung und weitere Informatio-
nen: futurium.de/de/mobil 

Broschüre „Vertrauensschutz 
im Kinderschutz"  
Datenschutz ist allgegenwärtig. Der 
aktualisierte Leitfaden „Vertrauens-
schutz im Kinderschutz" nimmt den 
besonderen Datenschutz im Kinder-
schutz in den Blick und zeigt auf, dass 
sich Kinder- und Datenschutz nicht 
ausschließen. „Die Datenschutzbro-
schüre erschien erstmalig im März 
2021 und hat sich schnell als fundier-
tes und verlässliches Werkzeug in der 
Praxis etabliert“, betonte Sozialmi-
nister Dr. Andreas Philippi und führte 
weiter aus: „Die Broschüre hat eine 
hohe Qualität und setzt auf breite 
Anwendungsmöglichkeiten sowohl 
in der Kinder- und Jugendhilfe als 
auch in Arbeitsfeldern, die täglich 
mit Kindern und Jugendlichen ar-
beiten und in Berührung kommen.“ 
Die aktualisierte Ausgabe ist bereits 
die dritte Auflage der Broschüre 
und erschien im September dieses 
Jahres. Sie steht allen Interessierten 
auf der Webseite des Niedersäch-
sischen Sozialministeriums (www.
ms.niedersachsen.de) zum Down-
load bereit.
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Aus den Personalräten

Vulnerable Beschäftigte 
im Präsenzunterricht
Zum 1. November 2023 wurden per 
Erlass die Schutzmaßnahmen für 
schwangere und vulnerable Beschäf-
tigte zurückgefahren. Für schwange-
re Beschäftigte entfällt zum Beispiel 
das Einhalten des Mindestabstandes 
von 1,50 Meter zu allen anderen 
Personen sowie das verpflichtende 
Tragen einer FFP2-Maske, wenn der 
Mindestabstand nicht sichergestellt 
werden kann. Weiterhin müssen die 
Klassenräume regelmäßig und kon-
sequent gelüftet werden. Wenn eine 
Schwangere auf eigenen Wunsch eine 
FFP2-Maske tragen möchte, muss die-
se zur Verfügung gestellt und Masken-
pausen gewährt werden. Bei einem 
Verdachtsfall oder dem bestätigten 
Infektionsfall mit dem Corona-Virus 
im direkten beruflichen Umfeld der 
Schwangeren wird nur noch ein Ver-
bot von Präsenztätigkeiten für acht 
Tage in genau diesem direkten Um-
feld ausgesprochen. Dabei bezeich-
net „direktes berufliches Umfeld“ 
nun in der Regel nur noch die Lern-
gruppen, in denen die Schwangere 
eingesetzt ist, und die Kolleg*innen, 
mit denen schulische Räumlichkei-
ten geteilt werden (zum Beispiel in 
Mitarbeiter*innenzimmern). In allen 
weiteren Lerngruppen, in denen aktu-
ell kein Corona-Fall bekannt ist, kann 
die Schwangere weiterhin eingesetzt 
werden. Zum Schutz vor Ansteckung 
sollte der Schwangeren in den Pausen 
ein separater Raum außerhalb des 
Lehrerzimmers angeboten werden. 
Der Schulhauptpersonalrat (SHPR) 
bemängelt, dass durch die Erlass-
änderung den Schulen und deren 
Schulleitungen mehr Verantwortung 
übertragen wird und sieht die Belas-
tung sowie die Umsetzbarkeit äußerst 
kritisch an. 

Evaluation von CARE (Chance 
auf Rückkehr ermöglichen)
Laut der „Vereinbarung gemäß § 81 
NPersVG zu Arbeit und Gesundheit in 
der niedersächsischen Landesverwal-
tung“ ist in § 25 festgelegt, dass die 
CARE-Beratung regelmäßig evaluiert 
wird, um sie fortlaufend zu optimie-
ren. Das NLQ hat nun im Auftrag des 
MK eine entsprechende Online-Be-

fragung erstellt. Sechs Monate nach 
der Inanspruchnahme einer CARE-
Beratung sollen künftig Klient*innen 
von den CARE-Psycholog*innen die 
Zugangsdaten zu einer freiwilligen 
Befragung erhalten. Zu Beginn jedes 
Schuljahres wird ein neuer Befra-
gungslink generiert, wodurch eine ge-
trennte Auswertung nach Schuljahren 
möglich wird.

Eingruppierung tarifbeschäf-
tigter Gymnasiallehrkräfte
Das Bundesarbeitsgericht (BAG) ent-
schied 2020, dass das Land Nieder-
sachsen tarifbeschäftigte Lehrkräfte 
an Integrierten Gesamtschulen wie 
Gymnasiallehrkräfte nach EG 13 statt 
EG 11 bezahlen muss. Weitere Bundes-
urteile bestätigten dies für Lehrkräfte 
mit Gymnasiallehrbefähigung und 
Quereinsteiger*innen. Die GEW hat 
jahrelang für diese Urteile gekämpft. 
Kultusministerin Julia Willie Hamburg 
versprach eine Korrektur, aber der ge-
naue Zeitpunkt ist unklar. Das Merk-
blatt für Quereinsteiger*innen von 
September 2023 zeigt jedoch bereits 
die korrigierte Entgeltgruppenzuord-
nung.
Für tarifbeschäftigte grundständig 
ausgebildete oder gleichgestellte 
Gymnasiallehrkräfte an IGSen bedeu-
tet die Umsetzung des Urteils, dass sie 
unabhängig vom Einsatz in der Sek. II 
in die Entgeltgruppe 13 statt 11 ein-
gruppiert werden; auch dann, wenn 
sie an einer IGS ohne Sek. II unter-
richten. Quereinsteiger*innen, die ein 
gymnasiales Studienseminar besucht 
haben oder besuchen, sind unabhän-
gig von der Anzahl der anerkannten 
Fächer und unabhängig vom Einsatz 
in der Sek. II in die Entgeltgruppe 12 
statt 10 einzugruppieren. 
Die Regionalen Landesämter für Schu-
le und Bildung (RLSB) müssen die Vor-
aussetzungen prüfen und Anträge auf 
Eingruppierungskorrektur bearbeiten. 
Die Dauer dieses Prozesses ist zwar 
noch ungewiss, Betroffene sollten 
aber schnellstmöglich eine Korrektur 
der Entgeltgruppe beantragen, da An-
sprüche vom Land Niedersachsen ge-
mäß TVöD bis zu sechs Monate rück-
wirkend ab Antragsstellung gezahlt 
werden müssen.
Musterschreiben hier abrufbar: 
https://daten.gew-nds.de/newslet-
ter/Musterschreiben.pdf 

NPersVG mit novellierter 
Wahlordnung
Die Niedersächsische Landesregie-
rung hat im Sommer 2023 das Per-
sonalvertretungsgesetz (NPersVG) 
und die dazugehörige Wahlordnung 
überarbeitet. Die von DGB, GEW, GdP 
und ver.di zum NPersVG erstellte Ar-
beitshilfe wurde ebenfalls aktualisiert, 
um Personalvertretungen über die ge-
setzlichen Grundlagen ihrer Arbeit zu 
informieren. Die aktualisierte Version 
enthält neben dem Gesetzestext des 
NPersVG die Wahlordnung und neue 
Kommentare und Erläuterungen, die 
Wahlvorstände und Personalräte bei 
der Vorbereitung auf die Personalrats-
wahlen im Februar 2024 unterstüt-
zen. Die Broschüre wird ausschließlich 
digital verfügbar sein: www.gew-nds.
de/euw/wahlordnung

Umgang mit (kinder-)
pornographischem Material
Lehrkräfte, Eltern oder andere Perso-
nen dürfen Fotos mit kinderpornogra-
fischem Inhalt von den Handys ihrer 
Schüler*innen oder Kinder nicht zur 
Beweissicherung speichern und wei-
terleiten, denn seit der Verschärfung 
des Strafrechtsparagrafen 184b stellt 
dies eine Straftat dar. Lehrkräfte, die 
deshalb verurteilt werden, können ih-
ren Beamtenstatus und ihre Pensions-
ansprüche verlieren. www.gew-nds.
de/euw/umgang_kinderpornografie

Mehr aus dem Dienst 
scheidende Lehrkräfte
Die Zahl der Lehrkräfte, die in Nieder-
sachsen aus dem Dienst ausscheiden, 
ist in den vergangenen Jahren deutlich 
gestiegen. Quittierten im Jahr 2012 
noch 70 verbeamtete und angestellte 
Lehrkräfte den Dienst, waren es 2022 
mit 333 Personen fast fünfmal so vie-
le, wie ein Sprecher des MK in Han-
nover mitteilte. Nach den Angaben 
nahm auch die Zahl der hauptamtli-
chen Lehrkräfte in dem Zeitraum zu. 
Seien es im Schuljahr 2012/2013 noch 
rund 67.500 Lehrkräfte gewesen, so 
habe die Zahl im Schuljahr 2022/23 
bei 70.550 Lehrerinnen und Lehrern 
gelegen. 

Senior*innen: Entscheidung 
zugunsten Ehrenamtlicher
Eine richtungsweisende Entscheidung 

http://www.gew-nds.de/euw/umgang_kinderpornografie
http://www.gew-nds.de/euw/wahlordnung
https://daten.gew-nds.de/newsletter/Musterschreiben.pdf


hat der Bundesfinanzhof am 28. Juni 
2023 – Aktenzeichen VI R 17/21 – ge-
fällt. Es geht um eine Ruhestandsbe-
amtin, die in verschiedenen Gremien 
der Gewerkschaft (GEW) ehrenamt-
lich tätig ist. Sie hat für ihre ehrenamt-
liche Tätigkeit in ihrer Einkommen-
steuererklärung für das Jahr 2016 
Aufwendungen in Höhe von 4.447,40 
Euro als Werbungskosten bei ihren 
Versorgungsbezügen geltend ge-
macht. Das zuständige Finanzamt sah 
dies anders und hat den Abzug als 
Werbungskosten abgelehnt. Das zu-
ständige Finanzgericht und der Bun-
desfinanzhof hoben die Entscheidung 
des Finanzamtes auf und haben dazu 
grundlegend Folgendes festgelegt:

Gewerkschaften sind dauernde freie 
Vereinigungen von Arbeitnehmern 
zum Zwecke der Erlangung und 
Erhaltung günstiger Lohn- und Ar-
beitsbedingungen. Sie sind solida-
rische Interessenvertretungen der 
ihnen angeschlossenen Beschäftig-
ten (Mitglieder), deren Zweck unter 
anderem auf die Verbesserung der 
beruflichen Bedingungen ihrer an-
geschlossenen Beschäftigten (Mit-
glieder), im Besonderen auch deren 
Einnahmen, gerichtet ist. Art und 
Organisation der Interessenvertre-
tung stellen somit die Gewerkschaf-
ten – auch sofern sie Industriever-

band sind – an die Seite der echten 
Berufsverbände, die ebenfalls ob-
jektiv in einem engen, durch ihre 
Aufgabenstellung und ihre tägliche 
Arbeit sichtbaren Zusammenhang 
mit den Berufen der in ihnen verei-
nigten Mitglieder stehen.
Unter diesen Gesichtspunkten sind 
auch Maßnahmen der Mitglieder 
selbst zur Stärkung, Erhaltung und 
Förderung des sie vertretenden Be-
rufsverbands zu sehen. Da die Ar-
beit eines Berufsverbands auf dem 
Gedanken beruht, dass nur die Soli-
darität der Mitglieder zur Verände-
rung der beruflichen Bedingungen 
zugunsten der angeschlossenen 
Mitglieder führt, ist es folgerichtig, 
bei den Aufwendungen eines Mit-
glieds zwecks Förderung der soli-
darischen Gemeinschaft ebenfalls 
einen objektiven, durch Aufgaben-
stellung und Arbeit des Berufsver-
bands sichtbar werdenden Zusam-
menhang mit seiner Berufstätigkeit 
zu bejahen. Dieser Zusammenhang 
reicht aus, den Werbungskosten-
begriff zu erfüllen, obwohl die Auf-
wendungen des einzelnen Mitglieds 
in der Regel nicht unmittelbar und 
allein auf dessen eigene berufliche 
Bedingungen, sondern nur mittel-
bar durch die Arbeit der Gemein-
schaft auf die Verhältnisse sämt-

licher betroffener Mitglieder des 
Berufsverbands einwirken können. 
Denn der Werbungskostenbegriff 
erfordert nicht einen unmittelbaren 
Zusammenhang zwischen den Auf-
wendungen und der Förderung der 
Berufstätigkeit (Senatsurteil vom 
28.11.1980 - VI R 193/77, BFHE 132, 
431, BStBl II 1981, 368).

Diese Entscheidung ist aus Sicht der 
GEW nur zu begrüßen, fördert sie 
nicht nur das Ehrenamt, sondern 
insbesondere auch den Einsatz von 
Senior*innen für Gewerkschaften.

Die Höhe des Mitgliedsbeitrags richtet sich nach der 
Höhe des individuellen Gehalts beziehungsweise der in-
dividuellen Besoldung. Einzelheiten dazu finden sich in 
der aktuellen Beitragsordnung unter www.gew-nds.de. 
Dort gibt es auch einen Beitragsrechner und weitere In-
formationen.

Wenn Gehälter und Bezüge steigen, dann steigt auch 
der Beitrag im gleichen Verhältnis. Die entsprechende 
Veränderung beim Einzug der Mitgliedsbeiträge erfolgt 
zeitlich parallel dazu. Der Beitrag kann nur dann korrekt 
festgelegt werden, wenn rechtzeitig über Veränderun-
gen (Ende des Referendariats, Veränderung der Teilzeit, 
Elternzeit, Eintritt in den Ruhestand, …) informiert wird. 
Eine schnelle Information der Mitgliederverwaltung ist 

Wichtige Mitgliederdaten
auch deshalb von Bedeutung, weil zu viel bezahlte Bei-
träge rückwirkend maximal nur für das laufende und ein 
weiteres Quartal erstattet werden können.

Auch die Meldung neuer Anschriften und Veränderun-
gen hinsichtlich der Dienststelle sind wichtig, damit In-
formationen und Einladungen regional passend und ent-
sprechend der Fachgruppe zugeschickt werden können.

Bitte für das Anzeigen von Änderungen das Formular im 
Mitgliederbereich auf der Homepage nutzen oder die 
entsprechenden Informationen per Mail senden an: 
mitgliederverwaltung@gew-nds.de

Mitgliederservice

www.gew-nds.de/bildungsnotizen
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Ursula Többe ist gestorben
Traurig stimmte uns die Nachricht, 
dass Ursula Többe im August 2023 im 
Alter von 84 Jahren verstarb. Sie lebte 
nach einem schweren Schlaganfall in 
einem Altersheim in Hannover. Ursu-
la erlernte nach einer Phase völliger 
Sprachlosigkeit wieder das Sprechen 
und war durchaus wach in Bezug auf 
das Geschehen in der Welt. Sie beklag-
te aber, dass sie diesbezüglich im Heim 
keine Gesprächspartner hätte, die Ein-
samkeit mache ihr zu schaffen. Wenn 
wir, Dieter Räger und Werner Fink, sie 
im Altersheim besuchten, war das In-
teresse in Bezug auf die Entwicklung 
der GEW groß. Ihr Traum war es, in 
eine eigene Wohnung zurückzukehren 
und wieder an Veranstaltungen der 
Gewerkschaft teilnehmen zu können; 
aber sie wusste auch, dass dies ein 
Traum bleiben würde.
„Gewerkschaftlerin aus Überzeugung“, 
so charakterisiert sie treffend die 
Überschrift bezüglich eines Interviews 
zu ihrer Verabschiedung aus der akti-
ven Gewerkschaftsarbeit (Hannover-
news 3/2017).

merksam war sie, wenn es um die 
Einhaltung demokratischer Spielre-
geln ging.
Dass der Erhalt der Orientierungs-
stufe nicht gelang, war ihr „nieder-
schmetterndstes Erlebnis“ (O-Ton 
Ursula) in ihrer Gewerkschaftsar-
beit und sie bedauerte, dass die ge-
werkschaftliche Mitarbeit der jün-
geren Generation nachließe. Aber 
nur „wenn wir gemeinsam stark“ 
seien, könne eben politischer Druck 
und Gegenwind aufgebaut werden.
Ursula ist nun zur Ruhe gekommen, 
wir bedanken uns für ihre engagier-
te Arbeit.

Werner Fink

Ursula, 1938 geboren, wuchs in 
einem sehr streng katholisch-kon-
servativen Elternhaus auf. Mit der 
GEW kam sie eher durch Zufall in 
Verbindung. In ihrer Erinnerung war 
die Mitarbeit in einer Gewerkschaft 
eine „Art Revolte“ gegen die Wert-
vorstellungen ihres Elternhauses. 
Sie studierte in Vechta, arbeitete 
später an Orientierungsstufen in 
Hannover bis zu ihrer Pensionierung 
1998. Gewerkschaftsarbeit machte 
sie seit 1967, war von 1980 bis 1996 
Mitglied im Schulbezirkspersonalrat 
Hannover und hatte zuvor die Fach-
gruppe Orientierungsstufe gegrün-
det. Die Mitarbeit im Kreisvorstand 
des damaligen Kreisverbandes der 
GEW Hannover-Stadt war für sie 
eine Selbstverständlichkeit. Von 
2003 bis 2017 war Ursula Vorsitzen-
de der Senior*innen des damaligen 
Kreisverbandes der GEW Hannover-
Stadt und des Bezirksverbandes der 
GEW Hannover. In ihrer Arbeit war 
Ursula sehr engagiert und arbeite-
te äußerst präzise. Besonders auf-



Mitgliederversammlung des Landesausschusses COURAGE gegen Rechts

Samstag, 9. Dezember 2023, 11 - 16 Uhr 
GEW-Landesgeschäftsstelle, Berliner Allee 16,  
30175 Hannover

Geplante Tagesordnung
1.  Kurzberichte aus Kreisverbänden und Bündnissen
2. Auswertung der Landesdelegiertenkonferenz
3. COURAGE-Regionalgruppen im Aufbau
4. Kampagne „AfD verbieten!“
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An die Redaktion
Betr.: E&W September/Oktober 
„GEW treibt Änderungen voran“.
Stefan Störmer wirft der Ausbildung in den Studiensemi-
naren pauschal vor, antiquiert, hierarchisch organisiert 
und lediglich prüfungsorientiert zu sein. An dieser Dar-
stellung gibt es einiges zu kritisieren. Die Studienseminare 
leisten Ausbildungsangebote, die keineswegs prüfungs-, 
sondern kompetenzorientiert sind. Die Staatsprüfung ist 
ein Verfahren zu überprüfen, ob die Anwärter*innen z.B. 
in der Lage sind, Unterricht zu planen, durchzuführen 
und zu reflektieren. Die Ausbildung ist nicht auf die Prü-
fungsstunde ausgerichtet, sondern auf die unerlässlichen 
Grundlagen jedes Unterrichtens. Die von Stefan Störmer 
als zentral angesehenen Aspekte (z.B. Umgang mit Hete-
rogenität usw.) werden in der Ausbildung thematisiert, al-
lerdings der verkürzten Ausbildungszeit von 18 Monaten 
angepasst. Der tatsächlich als nicht hinnehmbar wahrge-
nommene „Praxisschock“ hat auch wesentlich damit zu 
tun, dass die Anwärter*innen vom ersten Tag an eigen-
verantwortlichen Unterricht leisten müssen. Diesen Um-
stand haben viele Personalräte der Referendar*innen und 
Ausbilder*innen im Gleichklang häufig und resonanzlos 
kritisiert. Hinzu kommt, dass die pädagogische und fach-
didaktische Vorbereitung auf dieses „Hineinwerfen in das 
kalte Wasser“ durch die Universitäten sehr unterschiedlich 
ist. Teilweise herrschen sehr große Unsicherheiten bei den 
Anwärter*innen vor. Dass hier strukturelle Gründe für die 
z.T. vorliegenden Angstzustände in Bezug auf den Vorberei-
tungsdienst zu suchen sind, erwähnt Stefan Störmer nicht. 
Das Heilmittel könnte lauten, mehr Zeit für die Vorberei-
tung auf den eigenverantwortlichen Unterricht zu lassen. 
Stattdessen schlägt er eine dreijährige Einführungsphase 
vor, in der die Anwärter*innen „nicht gleich mit voller 
Stundenzahl“ unterrichten. Dies wirft viele Fragen auf: In-
wiefern wird der „Praxisschock“ durch dieses Modell mit 
hoher Stundenzahl eigenverantwortlichen Unterrichtens 
nicht sogar noch gefördert? Wird hier nicht auch ein hier-
archisches System gestützt, da am Ende eine Bewährungs-
feststellung erfolgt? Wer stellt hier fest? Welche Rolle 
nehmen in diesem Zusammenhang die Coaches ein? Und 
vor allem: Wie wird gewährleistet, dass eine professionel-
le pädagogische und fachdidaktische Ausbildung erfolgt? 
An den Studienseminaren werden die Ausbilder*innen 
immer weiter fortgebildet und qualifiziert. Wie steht es 
um die Professionalität der Coaches? Es darf nicht zu einer 
weiteren Entprofessionalisierung des Lehrerberufs kom-
men. Eine Reform der Ausbildung ist notwendig, sie muss 
aber mit Augenmaß erfolgen.

Hans-Joachim Müller

Betr.: E&W September/Oktober 
„Zum Vorbereitungsdienst“
Lehrkräfteausbildung in den Fokus zu nehmen, ist zu begrü-
ßen. Die Art der Darstellung hat mich enttäuscht, u.a. durch 
seine z. T. populistische Schreibweise. Formulierungen wie: 
„LiVD seien ihren Ausbilder*innen ausgeliefert,… LiVD ler-
nen lediglich Schaustunden zu produzieren,… Umfrage 
stellt ein vernichtendes Zeugnis aus,… der Brand muss ge-
löscht werden…“ entsprechen keinem sachlichen Diskurs.
Statt auch die Expertise von Ausbilder*innen einzuho-
len, wurde sich mit Umfrageergebnissen an die Presse 
gewendet, die auf einer wenig aussagekräftigen Daten-
menge basieren. Bezüglich der Berufseinsteiger*innen 
ist die Datenlage fragwürdig. Angeblich wurden auch die 
Ausbilder*innen befragt. Bei den Aktiven aus dem Arbeits-
kreis Studienseminare der GEW ist nach meiner Kenntnis 
keine Anfrage angekommen.
Es wäre wünschenswert gewesen, die Daten mit wissen-
schaftlichen Erkenntnissen zu vergleichen. Z.B. hat Dr. Nolle 
in einem Artikel dargestellt, dass ein unterstützendes Feed-
back das Belastungserleben bei LiVD nicht generell positiv 
beeinflusst. LiVD, die mit hoher Selbstwirksamkeitserwar-
tung und geringem Belastungserleben in das Referendariat 
starten, empfinden Feedback nach Unterrichtsbesuchen 
eher als stärkend, transparent und fair als LiVD mit hohem 
Belastungserleben und geringer Selbstwirksamkeitserwar-
tung. Sie vermeiden Feedback eher bzw. fühlen sich davon 
bedroht. Scheinbar hängt es mehr von den LiVD als von 
den Ausbilder*innen ab, was und wie sie Rückmeldungen 
hören (vgl. Dr. Nolle, Timo: „Das Referendariat als Tanz für 
zwei: „Basiskompetenzen“ für Ausbildende und angehende 
Lehrkräfte“, Zeitschrift Seminar 1-21 des BAK).
Eine Anpassung der Inhalte der Ausbildung an komplexer 
werdende Situationen in den Schulen ist sicher notwendig. 
Dies gemeinsam mit in der Ausbildung Tätigen zu erarbei-
ten, wäre eine sinnvolle Aufgabe für die GEW.
Hätten LiVD auch in einem anderen Beruf Probleme oder 
gar einen Praxisschock erlitten? Das Dilemma, dass Bera-
tung und Beurteilung im StS in einer Hand liegen, ist be-
kannt und wird begegnet.
Es bleiben viele Fragen: Wie kann eine Coaching-Phase 
aussehen? Wer coacht mit welcher Ausbildung? Wie findet 
Qualitätssicherung statt? Warum streichen so viele Studie-
rende und LiVD vor dem Eintritt in den regulären Schul-
dienst wirklich die Segel?
Eine Diskussion ja, aber auf Grundlage fachgerechter Evalu-
ation. Es ist notwendig, dass die Ausbilder*innen mit ihrer 
Expertise hinzugezogen und als Mitglieder der GEW gese-
hen werden.

Andrea Bobke
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5. AfD stoppen durch BSW? 
6. „Post-Demokratie“ (Colin Crouch) im „Real existierenden  

Kapitalismus“ 

Fahrtkosten werden erstattet, ein Mittagsimbiss vorbereitet.

Neue interessierte Kolleg*innen sind willkommen!

Anmeldung bitte bis zum 5. Dezember 2023 an ralfbeduhn@gmx.de         
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